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SBY erteilt Merkel Lektion in 
»guter Regierungsführung«
von Alex Flor

Im Juli reiste Bundeskanzlerin Angela Merkel nach Indonesien. Der längst überfällige Staatsbesuch stand 
unter  dem Zeichen eines  Themas,  welches  gar  nicht  auf  der  Tagesordnung stand:  der  Verkauf  von 100 
Panzern des Typs Leopard 2.

ange hatte Indonesien auf einen Besuch der Bun-
deskanzlerin  gewartet.  Zwar  bestanden  gute 
Kontakte auf Arbeitsebene fort, aber der Glanz 

der alten Tage, als Bundeskanzler Kohl mit Diktator Su-
harto  zum  Fischen  fuhr  und  Deutschland  mit  dem 
Technologieminister  und  Suharto-Nachfolger  Habibie 
in  Indonesien  einen  dicken  Stein  im  Brett  hatte,  ist 
längst  verblichen.  Es war zuzeiten Helmut Kohls,  als 
Angela Merkel schon einmal Indonesien besucht hatte, 
damals in ihrer Eigenschaft als Umweltministerin. Der 
letzte  Besuch  eines  Bundeskanzlers  liegt  mittlerweile 
neun Jahre zurück.  Im Mai 2003 begab sich Gerhard 
Schröder auf eine Stippvisite nach Jakarta, um mit der 
damaligen Präsidentin Megawati Sukarnoputri die ge-
meinsame Haltung gegenüber dem Krieg im Irak abzu-
stimmen und ein Investitionsschutzabkommen zu un-
terzeichnen. 

Zwar  machte  Deutschland  nach  dem  Tsunami  zu 
Weihnachten 2004 noch einmal durch ein groß angeleg-
tes Hilfsprogramm von sich reden, und Außenminister 
Fischer reiste  in  die Katastrophenregion.  Doch insge-
samt war es still  geworden um die deutsch-indonesi-
schen Beziehungen. Zu Zeiten der Regierung Schröder 
charakterisierte ich das Verhältnis einmal mit dem Aus-
spruch:  »Kohl  und  Kinkel  verfolgten  in  Indonesien 
hauptsächlich wirtschaftliche Interessen. Rot-Grün ver-
folgt dagegen keinerlei Interessen«.

Seit  Angela  Merkel  zur  Kanzlerin  gewählt  wurde, 
schien das bilaterale Verhältnis von Pleiten, Pech und 
Pannen geprägt.  Zunächst  war  Indonesiens  Präsident 
Susilo Bambang Yudhoyono verstimmt, weil die natio-
nale Airline Garuda Indonesia von der EU wegen man-
gelnder  Sicherheit  mit  einem Landeverbot  in  sämtli-
chen  EU-Mitgliedsstaaten  belegt  worden  war.  Einge-
denk der Tatsache, dass der Menschenrechtsanwalt Mu-
nir im September unter tätiger Mithilfe von Personal 
der  Garuda Indonesia an Bord einer Maschine dieser 
Gesellschaft einem Giftmord zum Opfer fiel, schienen 

die Sicherheitsbedenken allerdings mehr als einleuch-
tend. Doch gezielte Mordpläne an Passagieren stehen 
verständlicherweise jenseits des Vorstellungsvermögens 
von Flugsicherheitsbehörden. Und so wurde nach eini-
gen technischen und logistischen Verbesserungen  Ga-
ruda Indonesia wieder von der schwarzen Liste der EU 
gestrichen,  obgleich  der  Mord  an  Garuda-Passagier 
Munir bis heute nicht umfassend aufgeklärt ist. 

Der Aufhebung des Landeverbots folgte ein Kurzbe-
such SBYs in Berlin auf seinem Weg zum Klimagipfel in 
Kopenhagen.  Eine  gemeinsame  Pressekonferenz  mit 
Angela Merkel im Bundeskanzleramt erweckte den An-
schein, als seien die beiden auf zwei unterschiedlichen 
Veranstaltungen  gewesen.  In  den  deutschen  Medien 
fand der Staatsbesuch keinerlei Erwähnung. 

Voriges  Jahr sorgte eine in letzter Minute geplatzte 
Indonesienreise  von  Außenminister  Westerwelle  für 
Spekulationen. Und auch ein Besuch von Bundespräsi-
dent Wullf vermochte nur wenig zur Verbesserung der 
bilateralen  Verhältnisse  beizutragen.  Die  Indonesier 
wissen, dass der Präsident in Deutschland wenig zu sa-
gen  hat  –  und  wenige  Wochen  später  war  er  auch 
schon nicht mehr Präsident. Im Interesse der Pflege der 
Beziehungen schien es nach Ansicht vieler Beobachter 
höchste Zeit, dass die Kanzlerin selbst sich nun endlich 
auf den Weg nach Jakarta machte.

Jakarta-Deklaration
Bis  zu ihrer  Abreise wurden gegenüber  Presse  und 

Öffentlichkeit  nur  vage  Aussagen  über  das  Reisepro-
gramm der Kanzlerin gemacht.  Erst nach dem ersten 
Tag ihrer Reise wurde bekannt, dass die Kanzlerin mit 
Präsident  SBY  die  sogenannte  »Jakarta-Deklaration« 
ausgehandelt und unterzeichnet hatte. Darin vereinbart 
wurden eine engere Zusammenarbeit in den Bereichen 
Außen- und Verteidigungspolitik,  Wirtschaft,  Gesund-
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heit,  Erziehung,  Wissenschaft,  Umwelt,  Klima,  Wald 
und erneuerbare Energien sowie direkte Kontakte zwi-
schen  den  Völkern  beider  Länder  (people-to-people  
contacts).  Hierzu zählen parlamentarische Einrichtun-
gen,  Regionalregierungen,  politische  Parteien,  think 
tanks/Forschungseinrichtungen  sowie  »academic  and 
civil  societies  where  appropriate« (Hervorhebung 
durch den Autor). 

Konkret  soll  eine  Indonesia  –  Germany  Advisory 
Group (IGAG) zur Stärkung der bilateralen Beziehun-
gen und der Zusammenarbeit ins Leben gerufen wer-
den. Diese soll  bestehen aus indonesischen und deut-
schen  »eminent  persons«  der  Zivilgesellschaft,  unter 
anderem aus der Privatwirtschaft, Hochschulen, Parla-
menten, Wissenschaft, Massenmedien und Kultur. Von 
Nichtregierungsorganisationen,  Religionsgemeinschaf-
ten oder anderen bürgernahen Einrichtungen ist in die-
sem  elitistischen  Verständnis  von  Zivilgesellschaft 
(eminent persons!) kein Platz. 

Freilich enthält die »Jakarta-Deklaration« eine ganze 
Reihe von Punkten, die wichtige Themen anschneiden. 
Nur was sich dahinter verbirgt, bleibt weitgehend vage 
oder völlig im Dunkeln. Im Bereich des Waldschutzes 
beispielsweise  wird  der  »illegale  Einschlag« themati-
siert. Die mittlerweile sehr viel aktuellere Problematik 
um groß angelegte Palmölplantagen und des damit ein-
her gehenden Landraubs wird dagegen nicht themati-
siert. 

Zusammenarbeit  in  der  Verteidigungspolitik  = 
Panzerlieferungen?

Die Intransparenz des Papiers wurde vor allem für 
Kanzlerin Merkel zum Problem. Wen sollte es wundern, 
dass die Presse angesichts der jüngst bekannt geworde-
nen Pläne zum Verkauf von 100 Leopard-Panzern und 
des Punktes »Zusammenarbeit in der Verteidigungspo-
litik« in der »Jakarta-Deklaration« einen Zusammen-
hang wittert? Offiziell wird Bezug genommen auf ein 
am 27. Februar 2012 zwischen den Verteidigungsminis-
tern beider Länder getroffenes Abkommen, dessen In-
halte jedoch geheim bleiben. 

Auf Anfragen erklärte die Bundesregierung unmittel-
bar vor Frau Merkels Reise, Gespräche über Rüstungs-
lieferungen stünden nicht auf dem Programm. Bis heu-
te versteckt sich die Bundesregierung hinter der Flos-
kel,  dass bezüglich eines Panzergeschäftes noch keine 
offizielle  Anfrage  seitens  Indonesiens  vorliege.  Und 
während der gemeinsamen Pressekonferenz mit SBY in 
Jakarta hielt die Kanzlerin eisern daran fest, man habe 
nicht über einen möglichen Verkauf von Leopard-Pan-
zern gesprochen. 

Doch nicht gelogen ist mitunter freilich weniger als 
nur die halbe Wahrheit. Präsident SBY erklärte auf die-
selbe Frage während der Pressekonferenz freimütig, In-
donesien sei  im Begriff  Waffensysteme,  über  die  das 

Land nicht selbst verfüge, aus 
dem  Ausland  einzukaufen. 
Ohne die Kanzlerin mit diesen 
Worten der Lüge zu überfüh-
ren,  ja  sogar  ohne  den  Pan-
zerdeal direkt beim Namen zu 
nennen, bestätigte SBY damit 
implizit,  dass  dieser  Handel 
sehr  wohl  auf  der  Tagesord-
nung  beider  Regierungen 
steht. 

SBY war sich sehr wohl dar-
über bewusst, dass dieser Waf-
fenhandel  in  Deutschland 
große  Wellen  schlägt,  wäh-
rend das Thema in Indonesien 
nur  eines  von  vielen  ist.  Er 
hatte bei diesem Punkt weni-
ger zu verlieren als die Kanz-
lerin.  Und  vielleicht  hat  es 
SBY sogar ein wenig Spaß ge-
macht,  die  Regierungschefin 
eines  Staates,  der  gegenüber 
Indonesien immerfort von der 
Wichtigkeit guter Regierungs-
führung, von Transparenz und 
ähnlichen  Werten  redet,  mal 
ein wenig vorzuführen. ♦
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Bundeskanzlerin Merkel und Norbert Baas, deutscher Botschafter in Jakarta
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Krokodillederhandtasche oder 
Leopard-Panzer?
Indonesische PolitikerInnen auf Einkaufstour in Deutschland

von Alex Flor

ls unerhörtes Benehmen werteten Abgeordnete 
den Empfang, der ihnen in den Botschaften In-
donesiens in Prag und Berlin bereitet  wurde. 

Die Parlamentarier sind Mitglieder der  Komisi I, dem 
Ausschuss  für  nationale  Sicherheit  und  Außenpolitik 
des  indonesischen  Nationalparlamentes.  Sie  befanden 
sich auf einer Ausschussreise,  die sie nach Südafrika, 
Tschechien,  Polen  und  schließlich  nach  Deutschland 
führte.  »Arbeitsbesuche  sind  sicher  gut,  solange  sie 
transparent,  effektiv  und effizient  sind«,  bekräftigten 
die in den indonesischen Studentenvereinigungen (PPI) 
Berlins und Deutschlands sowie der Muslimorganisa-
tion NU (Nahdlatul Ulama Cabang Istimewa Jerman) 
organisierten VerfasserInnen einer gemeinsamen Pres-
seerklärung vom 24. April 2012.

Ziel und Zweck von Ausschussreisen bleiben jedoch 
allzu oft  im Dunkeln. Häufig genehmigen sich Abge-
ordnete  von  Provinzparlamenten  und  des  nationalen 
Parlaments solche Reisen unter dem Vorwand »verglei-
chender  Studien«  (studi  banding) –  ein  Begriff, 
welcher  in  der  Bevölkerung  längst  zum  Unwort 
geworden ist. 

Vergnügungsreisen auf Kosten der
Allgemeinheit?

Es  gibt  zu  Denken,  wenn  an  einer  Ausschussreise 
zehn  oder  noch  mehr  Abgeordnete  teilnehmen.  Ent-
sprechende Delegationen von Angehörigen des  Deut-
schen  Bundestages  umfassen  normalerweise  zwei  bis 
drei,  maximal aber vier  bis  fünf  Abgeordnete.  Hinzu 
kommt  die  Angewohnheit  indonesischer  Parlamenta-
rierInnen auch Ehegatten und eigenes Personal mit auf 
die Reise zu nehmen. Somit kann eine solche Delegati-
on dann schon mal  rund 30  Personen umfassen.  Be-
fremdlich erscheint auch, wenn von zehn Parlamentari-
ern,  wie  im vorliegenden  Fall  gleich  fünf  der  Partei 
Golkar angehören – eine Gewichtung, die keineswegs 

repräsentativ für die Zusammensetzung des indonesi-
schen Parlaments ist. 

Wie etliche Male zuvor, ertappten indonesische Stu-
dentInnen auch diesmal TeilnehmerInnen der Besuchs-
reise beim Shopping in Berliner Edelkaufhäusern. Das 
wäre  freilich nicht  verboten,  bestünde nicht  der  Ver-
dacht, dass solche Vergnügungen für einige das eigent-
liche Motiv der Reise darstellten. Die StudentInnen fra-
gen sich,  ob es  tatsächlich Aufgabe von Angestellten 
der  Botschaft  ist,  Delegationsmitglieder  oder  deren 
Ehegatten zum Einkaufen begleiten. »Dienen die ›ver-
gleichenden Studien‹ dem Vergleich von Senayan City 
(eine Shopping Mall in Jakarta, d.Red.) mit dem KaDe-
We  oder den  Galleries Lafayette«,  fragte eine Studen-
tin? Wer bezahlt für die Arbeitszeit der Botschaftsange-
hörigen und die anfallenden Parkgebühren? Vor allem 
aber: wer bezahlt eigentlich die Reisekosten der Ehegat-
ten und des begleitenden Personals?

Die Frage nach Transparenz und Kosten/Nutzen-Ver-
hältnis ist daher mehr als berechtigt. 3,1 Mrd. Rp. (ca. 
280.000,- €)  soll  die gesamte Reise nach Angaben der 
PPI gekostet haben, wovon  826.029.600 Rp (ca. 75.000,- 
€) alleine auf den zweitägigen Aufenthalt in Deutsch-
land entfielen.

Beim Empfang der Delegation in der indonesischen 
Botschaft  nutzten  StudentInnen  die  Gelegenheit,  um 
ein Transparent zu entspannen und eine Erklärung zu 
verlesen.  Darin forderten sie,  Zweck, Kosten und Er-
gebnis der Reise offen zu legen, sei es über die Webseite 
des  indonesischen  Parlaments  oder  über  die  Medien. 
Danach  verließen  die  ProtestlerInnen  die  Versamm-
lung. Eine ähnliche Aktion hatten kurz zuvor auch Stu-
dentInnen der PPI an der Botschaft in Prag durchge-
führt. 

Die ParlamentarierInnen kritisierten später über die 
Medien, dass ihnen keine Möglichkeit zum Dialog ge-
geben wurde. Wonny Utami, Mitglied des Präsidiums 
der PPI begründete diesen Schritt: »Ein echter Dialog 
ist  nach  unserer  Erfahrung  nicht  möglich.  Über  den 
Austausch  von  Formalitäten  geht  das  nie  hinaus. 
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Deshalb setzten wir diesmal auf eine Schocktherapie.« 
Ein auf youtube eingestelltes Video wurde von mehr als 
220.000  Leuten  aufgerufen  und  indonesische 
Massenmedien berichteten ausführlich über die Aktion 
und die »einkaufenden« ParlamentarierInnen in Berlin. 

Nurhayati  Assegaf  von  der  PD  (Partai  Demokrat), 
die sich offenbar auf einigen der veröffentlichten Bilder 
wiedergefunden hat,  sah in der »übertriebenen« Me-
dienberichterstattung  eine  Verletzung  der  Menschen-
rechte:  »Es  ist  an  der  Zeit,  dass  die  nationale  Men-
schenrechtskommission  (Komnas HAM) etwas für die 
Volksvertreter  unternimmt,  deren  Grundrechte  ka-
striert  werden«,  erklärte  Assegaf.  (monitorindonesia.-
com, 29. April 2012) 

Lafayette oder Panzerlafette? 

Hayono Usman, Vorsitzender der  Komisi I, wies die 
»unfairen« Vorwürfe zurück. Die Delegation habe sehr 
wohl gute Gründe für einen Besuch in Deutschland ge-
habt. Unter anderem habe man sich nämlich mit füh-
renden Vertretern der Firma  Krauss-Maffei  Wegmann 
(KMW) getroffen, um über den Verkauf von Leopard-
Panzern zu sprechen (Jakarta Globe , 7. Mai 2012).

»Ach  so!  Wenn  er  das  nur  mal  früher  gesagt 
hätte, ...« – es wird leider ein fiktives Zitat bleiben ... 
Womöglich wäre die Wut der StudentInnen sogar noch 
größer gewesen, wenn sie darum gewusst hätten, dass 
die Delegationsreise dazu diente, den Kauf von 100 aus-
rangierten Panzern des Typs Leopard 2A6 zu befördern, 
die Indonesiens Militär gerne für 280 Mio. US$ erstehen 
möchte. 

Bereits Ende Februar,  nur kurz nachdem das Parla-
ment  der  Niederlande  ein  ähnliches  Kaufgesuch  mit 
Verweis  auf  die  prekäre 
Menschenrechtslage in Pa-
pua  abgelehnt  hatte,  kam 
eine  hochrangige  Regie-
rungsdelegation  nach 
Deutschland, um hier über 
einen  Direktkauf  zu  ver-
handeln.  Am  27.  Februar 
sei auch eine Vereinbarung 
zwischen  den  Verteidi-
gungsministerien  unter-
zeichnet  worden,   räumte  Stefan  Paris,  Sprecher  des 
Verteidigungsministeriums,  ein.  Die  Vereinbarung 
beinhalte aber kein konkretes Projekt, »erst recht nicht, 
was Panzer anbelangt«. 

Paris erklärte, das Parlament sei im Mai darüber in-
formiert  worden,  dass  es  Anfang  des  Jahres  eine 
»mündliche  Interessensbekundung«  Indonesiens  ge-
genüber dem Verteidigungsministerium auf Ebene des 
Staatssekretärs gegeben habe. »Und danach ruhte still 
der See.« Eine Anfrage der indonesischen Regierung sei 
nicht gefolgt. (dapd, 11. Juli 2012)

Zunächst  hatte  Indonesien  mit  den  Niederlanden 
über den Verkauf von 100 Leopard-Panzern verhandelt. 
Doch Mitte Dezember 2011 entschied das niederländi-
sche Parlament sich unter Berufung auf die anhalten-
den Menschenrechtsverletzungen in Papua gegen die-
sen Verkauf. Das mag die indonesische Seite in ihrem 
Stolz gekränkt haben, aber es ist anzunehmen, dass es 
noch andere Gründe gab,  auf Deutschland auszuwei-
chen. Möglicherweise zeigte sich Deutschland in Finan-
zierungsfragen konzilianter als der Nachbar unter dem 
Meeresspiegel.  
 

Artenschutz oder Landesverteidigung?

Insgesamt wird dieses Waffengeschäft freilich in In-
donesien aus deutlich anderer Perspektive diskutiert als 
in Europa. Freilich meldeten sich Gruppen wie Impar-
sial zu Wort, die auf die Menschenrechtslage verwei-
sen. Größere Wellen schlägt aber die Frage, ob es denn 
unbedingt  Leoparden  sein  müssen.  Leoparden  aus 
Deutschland als  Ersatz für  die in Indonesien ausster-
benden Tiger? Wohl kaum. 

Doch wofür dann? Zur Landesverteidigung seien die 
schweren Leopard-Panzer jedenfalls gänzlich ungeeig-
net, urteilen sachkundige Kritiker. Ein Leo wiege mehr 
als 60 t. Dem hingegen seien die meisten Brücken indo-
nesischer Landstraßen nur auf eine Punktbelastung von 
ca. 20 t ausgelegt. Somit könne der Leo nur in den grö-
ßeren  Städten  wie  Jakarta  oder  Surabaya  eingesetzt 
werden, aber ganz bestimmt nicht im Hinterland ent-
lang der Binnengrenzen zu Malaysia. Auch eine Verle-
gung der Panzer von einer Stadt in eine andere scheint 
mangels  entsprechend  ausgelegter  Verladerampen  in 
den Häfen nicht ohne weiteres möglich zu sein. Für die 

Bedürfnisse  der  Landes-
verteidigung seien leichte-
re,  flexiblere  Panzer  vor-
teilhafter.  Diese  könnten 
zudem  vom  staatlichen 
Rüstungsbetrieb  PD  Pin-
dad gebaut  werden.  Da-
durch  würde  die  eigene 
Wirtschaft  gestärkt  und 
die  weitere  Verschuldung 
im Ausland vermieden. 

Mit dieser Argumentation kommt allerdings auch das 
Bedrohungsszenario des möglichen Einsatzes der Leo-
parden gegen die eigene Bevölkerung ins Schwanken. 
Es  kann praktisch  ausgeschlossen  werden,  dass  diese 
gegen die rebellierende Bevölkerung im Hochland von 
Papua eingesetzt werden. Bliebe nur das Szenario, dass 
das Militär gegen Demonstrationen in Großstädten wie 
Jakarta  Panzer  auffahren  lässt.  Imparsial erinnert  an 
die  Tage  der  Absetzung von  Präsident  Abdurrahman 
Wahid. Dieser widersetzte sich seiner Amtsenthebung, 
bis letztlich Panzer den Präsidentenpalast umstellten.
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Keine  Armee  der  Welt,  welche  die 

Menschenrechte missachtet, darf mit Rüstungs-

gütern jedweder Art ausgestattet werden!



Jenseits vieler unhaltbarer Einsatzszenarien der Pan-
zer, wäre es vielmehr notwendig, sich an prinzipiellen 
Standpunkten festzuhalten: keine Armee der Welt, wel-
che die Menschenrechte missachtet, darf mit Rüstungs-
gütern jedweder Art ausgestattet werden! 

Prestigeprojekt des Heeres

Aus der Kritik bezüglich der mangelnden Einsetzbar-
keit der Leoparden wird deutlich, dass es sich für die 
Armee in erster Linie um ein Prestigeprojekt handelt. 
Singapur,  Malaysia  und  sogar  Vietnam  und  Kambo-
dscha besitzen Leos oder andere Panzer gleicher Grö-
ßenordnung  –  nur  Indonesien,  Osttimor  und  Papua 
Neuguinea stehen in der Region noch gänzlich »nackt« 
da, betonen verantwortliche Sprecher des Militärs. 

Das Erscheinen des letzten Weißbuchs der indonesi-
schen Streitkräfte  liegt  mittlerweile  fast  10  Jahre  zu-
rück.  »Ausgehend von einer  sehr  sachlichen Analyse 
der sicherheitspolitischen Lage auf globaler, regionaler 
und nationaler  Ebene,  kommt das  Weißbuch zu dem 
Schluss, dass eine Bedrohung durch andere Staaten, die 
Indonesien einen Krieg aufzwingen könnten, eher un-
wahrscheinlich ist. Für die Landesverteidigung im klas-
sischen Sinne gerüstet zu sein ist  daher von unterge-
ordneter Bedeutung«, schrieb ich damals. »Gefahr für 
die  Sicherheit  des  Staates  bestehe  heute  eher  durch 
»nicht-traditionelle  Bedrohungen«  wie  Terrorismus, 
(bewaffnetem)  Separatismus,  Schmuggel,  Piraterie, 
Menschenhandel und dergleichen mehr. Diesen neuen 
Herausforderungen will sich die TNI mit ganzer Kraft 
stellen. Die neue Qualität der nicht-traditionellen Be-
drohungen erfordere freilich auch neue Herangehens-
weisen, die sich von den Mitteln der klassischen Lan-
desverteidigung  unterscheiden.  Es  müsse  eine  Ge-
wichtsverschiebung  auf  »military  operations  other 
than war« stattfinden (Indonesien-Information 2/2003, 
<www.watchindonesia.org/II_2_03/alterwein.htm>). 
Heute muss man sich fragen, welche Lehren die TNI 
(Tentara  Negara  Indonesia;  die  indonesischen  Streit-
kräfte) aus ihrem eigenen Weißbuch gelernt haben?

Der  Export  von  Leopard-Panzern  aus  Deutschland 
wird  nicht  in  direkter  Weise  die  Menschenrechtslage 
verschärfen. Er wird auch nicht wie im Falle Saudi-A-
rabiens eine direkte Gefahr für den Frieden in der Regi-
on darstellen. Aber dennoch würde die Panzerlieferung 
die falschen Kräfte stärken. Es ist das Heer (Angkatan 
Darat), welches in dem Inselstaat seit jeher den Ton an-
gibt und für die Ausübung seiner Macht in der Politik 
sowie für die meisten Menschenrechtsverletzungen ver-
antwortlich gemacht wird. Die Teilstreitkräfte Marine 
und Luftwaffe,  die in einem Inselstaat  wie  Indonesien

eine tragende Rolle spielen müssten, werden weiterhin 
vom Heer dominiert. Die Aufrüstung mit Leopard-Pan-
zern leistet einen Beitrag zur Zementierung dieses Un-
gleichgewichts. 

Aufrüstung und deutsche Interessen 

Wirtschaftsminister  Rösler  hat  erst  kürzlich  deutlich 
gemacht, dass eine »liberalere« Handhabung deutscher 
Rüstungsexporte im Interesse der deutschen Wirtschaft 
liege. Unwahrscheinlich, dass er dabei an die Rüstungs-
einkäufe Griechenland dachte, die zu der katastropha-
len Verschuldung dieses Landes beigetragen haben. 

Die  deutsche  Politik  und  Rüstungswirtschaft  beob-
achtet seit einiger Zeit mit Sorge, dass sich der aus der 
Krise  wiedergeborene  Tigerstaat  Indonesien  zuneh-
mend mit Waffen eindeckt. Angesichts der relativ ho-
hen politischen Stabilität in Südostasien, wäre die Auf-
rüstung als solche dabei nicht das wesentliche Problem. 
Das Problem ist vielmehr: warum kaufen die in Polen, 
Russland, Korea und sonst wo, aber nicht bei uns?

Und wie kann man Einfluss nehmen auf die Reform 
des  indonesischen  Sicherheitssektors,  wenn man sich 
nicht als kooperativ beweist? »Wir müssen Waffen ver-
kaufen,  um  weiterhin  Einfluss  nehmen  zu  können«, 
sagte  mir  bereits  vor  Jahren ein  hochrangiger  Diplo-
mat.

Sicherheitssektorreform vs. 
akademische Freiheiten

Eines der Prestigeprojekte des deutschen Beitrags zur 
Sicherheitssektorreform war bislang die Förderung und 
Zusammenarbeit mit der 2009 gegründeten Indonesian 
Defense University (IDU), 
(s. www.watchindonesia.org/II_1_09/II1_09.pdf, S. 38).

Per SMS bekam Al Araf, Dozent an der IDU, mitge-
teilt, dass er seiner Lehr- und Prüfungstätigkeiten mit 
sofortiger Wirkung entbunden sei. Grund für die Ent-
lassung war ein Meinungsartikel Al Arafs, der am 10. 
Juli 2012 pünktlich zum Staatsbesuch von Bundeskanz-
lerin Angela Merkel in der englischsprachigen Jakarta 
Post erschien.  In dem zusammen mit einem Kollegen 
verfassten Beitrag »Will 100 Leopards be enough to de-
fend our country?« setzte sich Al Araf kritisch mit den 
Fragen von Bedarf und Nutzen der Leopardpanzer aus-
einander. 

Al Araf, nebenberuflich bei der Menschenrechtsorga-
nisation Imparsial tätig, ist das erste Opfer des jüngsten 
Rüstungsexportvorhabens Deutschlands. ◆
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»Sie warten, bis wir alle 
gestorben sind«
von Anett Keller

1965  fand  in  Indonesien  einer  der  größten  Massenmorde  des  20.  Jahrhunderts  statt.  Hunderttausende 
Kommunisten  wurden  getötet,  weitere  Hunderttausende  inhaftiert.  Keiner  der  Täter  wurde  zur 
Rechenschaft gezogen. Nun bescheinigt die Nationale Menschenrechtskommission (Komnas HAM) Suhartos 
Schergen erstmals »schwere Menschenrechtsverletzungen« in Zusammenhang mit 1965.

esungen hat sie schon immer gern.  »Gendjer,  
Gendjer...« Lestaris Stimme und eine wehmüti-
ge Melodie erfüllen den Raum. Gendjer ist ein 

Blattgemüse, das in Indonesien am Rand von Reisfel-
dern wächst  und früher  vor  allem von den Ärmsten 
konsumiert  wurde.  Von  ihnen  handelt  das  Lied,  das 
über 30 Jahre im Land nicht gesungen werden durfte. 
Weil es als Lied der Kommunisten galt. 

Das Gesicht der 80jährigen Lestari sieht aus, als hät-
ten die Lachfalten um die Augen keinen Platz mehr ge-
funden und sich daher über den Rest des Gesichts aus-
gebreitet. Lestari wohnt in einer Alten-WG der beson-
deren Art. Lachfalten würde man hier nicht als erstes 
vermuten. Lestari teilt das Haus mit zehn Männern und 
Frauen, mit denen sie etwas verbindet, über das sie lan-
ge nicht sprach. Als Kommunisten mussten sie – ohne 
Gerichtsverfahren  –  während  der  Suharto-Diktatur 
über ein Jahrzehnt ihres Lebens im Gefängnis verbrin-
gen. 

Anfang der 50er Jahre, Indonesien hatte sich gerade 
aus holländischer  Kolonialherrschaft  befreit,  gründete 
Lestari  die Organisation  Gerwani  (Indonesische Frau-
enbewegung)  mit.  »Indonesien  brauchte  damals  eine 
revolutionäre Frauenorganisation«, erinnert sich Lesta-
ri. »Demokratie ist doch nicht zu verwirklichen mit ei-
nem Volk, das nicht lesen und schreiben kann. Vor al-
lem  Frauen  hatten  damals  kaum  Bewusstsein  für 
Gleichberechtigung und Partizipation«, so Lestari. Dass 
sie Lesen und Schreiben konnten, sei auf den Dörfern 
eher  die  Ausnahme  als  die  Regel  gewesen.  Deshalb 
baute Gerwani ein Netz von Kindergärten und Grund-
schulen auf und verschaffte Frauen Zugang zu elemen-
tarer Bildung. Sie brachten Bücher und Magzine in die 
Dörfer.  »Wir  haben  die  Analphabetenrate  signifikant 
verringern können«, so Lestari. 

»Ich bin froh, dass ich noch lebe« 
Lestaris  Rücken ist  gebeugt,  ihr Verstand jedoch ist 

hellwach, ihre Worte klar. Mit leuchtenden Augen er-
zählt  sie  von den  Gerwani-Gründerinnen.  Von ihrem 
Mann Suwandi,  dem Vorsitzenden des  Regionalbüros 
der kommunistischen Partei Indonesiens (PKI) in Ostja-
va, den sie 1962 heiratete. Ob sie noch Fotos habe, aus 
dieser  Zeit,  will  die  Reporterin  wissen.  Lestari  lacht 
laut auf. »Fotos? Mädchen, ich bin froh, dass ich noch 
lebe. An Fotos hab ich zuallerletzt gedacht.«

Indonesien war Mitte der 60er Jahre das Land,  das 
nach China und der Sowjetunion die drittgrößte kom-
munistische Partei der Welt beheimatete. Die PKI selbst 
hatte dreieinhalb Millionen Mitglieder, zusammen mit 
Bauernverbänden,  Gewerkschaften,  Frauengruppen 
und künstlerischen Vereinigungen schätzen Historiker 
die Zahl der PKI-Unterstützer auf etwa 20 Millionen, 
mehr als ein Fünftel der damaligen Bevölkerung. Kom-
munisten  stellten  mehrere  Minister  im  Kabinett,  sie 
hatten Verwaltungsposten auf  allen Ebenen inne.  Su-
karno, Indonesiens Präsident, hatte sich zu jener Zeit 
politisch zunehmend in Richtung Peking bewegt, sehr 
zur Sorge des Westens und ihm verbundener Teile des 
indonesischen Militärs.

In der Nacht zum 1. Oktober 1965 geschah ein Putsch, 
dessen Hintergründe bis heute nicht vollständig aufge-
klärt  sind.  Sechs  Generäle  und ein  Leutnant  wurden 
entführt und ermordet. Suharto, der prowestliche Vize-
chef der Armee, schob die Schuld daran der kommunis-
tischen Partei zu, bot sich der Nation als »Retter vor 
der Roten Gefahr« an und veranlasste eine beispiellose 
Hetzjagd auf Kommunisten – mit massiver Unterstüt-
zung  der  westlichen  Welt,  die  nicht  riskieren  wollte, 
dass das ressourcenreiche Land ins kommunistische La-
ger kippt und andere »Dominosteine« mit reißt. Zwi-
schen 500.000 und einer Million vermeintliche und tat-
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sächliche Kommunisten wurden in den folgenden Mo-
naten ermordet. Hunderttausende landeten in Gefäng-
nissen. Der bekannteste von ihnen war der Schriftstel-
ler  Pramoedya Ananta  Toer,  dessen Erinnerungen an 
seine Zeit  auf  der  Gefangeneninsel  Buru später  auch 
ins Deutsche übersetzt wurden. 

Sukarno wurde entmachtet,  die PKI verboten. Den-
noch strickte sein Nachfolger Suharto fortan an der Le-
gende, dass Kommunisten jederzeit und überall die Sta-
bilität des Landes gefährden könnten. Obwohl in den 
Obduktionsberichten der Leichen der sieben ermorde-
ten Militärs keinerlei Beweise dafür vorlagen, verbrei-
teten Suharto-treue Medien den Mythos von Gerwani-
Aktivistinnen, die den Toten die Augen ausstachen und 
ihnen die Genitalien abschnitten, bevor sie um die Lei-
chen  herum  tanzten.  Bis  heute  lässt  sich  diese  Ge-
schichtsschreibung am Pancasila-Monument in Jakarta 
betrachten, auf riesigen Reliefs ist sie dort verewigt. 

Am Morgen des 1. Oktober 1965 klopft es an Lestaris 
Haustür. Freunde raten ihr, das Haus zu verlassen. Bei-
nahe drei Jahre wird sie auf der Flucht sein, während 
der sie ihre vierjährige Tochter aus den Augen verliert. 
Bis heute fehlt von ihr jede Spur. Wie genau kam es zur 
Festnahme? Lestari hält inne, überlegt schweigend. Ihre 
dünne rechte Hand umklammert ihre Nase. Ihr Blick ist 
auf etwas gerichtet, das außer ihr niemand sehen kann. 
Die  Erinnerung an das,  wovon in der  ostjavanischen 

Stadt Blitar heute noch ein martialisches Heldendenk-
mal kündet. Die Operation  Trisula, an der 5.000 Mili-
tärs  und 3.000  Milizionäre  beteiligt  waren,  sollte  die 
letzten versprengten Kommunisten in Ostjava aufspü-
ren. 

Lestari flieht mit weiteren Männern und Frauen zur 
Küste. »Doch da«, ihr Blick geht nach oben, »da in den 
Hügeln,  da standen sie«. Die Soldaten eröffneten das 
Feuer, ein Mann wird direkt neben ihr erschossen. »Ich 
konnte nicht aufhören, daran zu denken, dass sich nie-
mand um seine Leiche kümmert.« Sie werden ins Frau-
engefängnis von Malang gebracht, in ein Gebäude, das 
heute die größte Mall  der Stadt beherbergt. »Ich hatte 
großes Glück«, sagt Lestari. »Mir haben sie keine Ge-
walt angetan.« 

»Keine Frau, die nicht vergewaltigt wurde«

Ihre MitbewohnerInnen hatten nicht  so viel  Glück. 
Im Gemeinschaftsraum, wo morgens genäht und gehä-
kelt, mittags am großen Tisch gegessen und abends ge-
meinsam ferngesehen wird,  sitzen sie  zusammen auf 
Stühlen und einem Sofa. Sri Sulistyawati (72), damals 
Journalistin bei einer linken Zeitung, kam nach ihrer 
Verhaftung ins berüchtigte Foltergefängnis Bukit Duri 
in Jakarta. Sie zeigt zwei Lücken in ihrem Gebiss: »Da 
haben sie die Stromkabel angelegt.« Die 83jährige Sri 
Suprapti Isnanto, ebenfalls  Gerwani-Aktivistin, berich-
tet von neun Jahren Haft in Medan und sagt: »In mei-
nem Gefängnis gab es keine Frau, die nicht vergewal-
tigt wurde.«

Lukas Tumiso betritt den Raum. Der 72jährige, eine 
Art  Hausmeister,  ist  gerade  stinksauer,  weil  eine  der 
Frauen ihren Anteil an der Hausreinigung nicht zu sei-
ner  Zufriedenheit  erfüllt  hat.  Später  sitzt  Lukas,  ein 
drahtiger Mann in kurzer Hose, Polo-Shirt und Base-
cap, vor dem Haus und werkelt an einem Gitter herum. 
Lukas war Mittelschullehrer und kein Mitglied der PKI. 
Die Mitgliedschaft  in einem linken Studentenverband 
reichte aus für 14 Jahre Haft. Lukas, der sich mit zwei 
anderen männlichen Ex-Häftlingen das erste Stockwerk 
des Hauses teilt, zeigt stolz auf die Blumenrabatte, die 
er vorm Haus angelegt hat. Untätig zu sein, ist ihm ein 
Gräuel. »Kommunisten erkennen die Materie und ver-
ändern sie«, sagt Lukas. Und erzählt davon, wie seine 
Frau einen Polizisten heiratete, als er in Haft war und 
den gemeinsamen kleinen Sohn mit  in  die  neue  Ehe 
nahm; bis heute hat Lukas kein gutes Verhältnis zu ihm. 
Wieder  zu  heiraten,  das  wollte  Lukas  nie.  »Meine 
sexuellen  Bedürfnisse  hab  ich  bei  Prostituierten  ge-
stillt«, sagt er knapp. 

Ab Mitte der 70er Jahre konnten nach wachsendem 
internationalem Druck mehr und mehr 65er-Häftlinge 
die  Gefängnisse  verlassen.  Lestari  begann  1979,  mit 
Ende 40,  ein neues Leben.  Doch Haftentlassung hieß 
noch lange nicht Freiheit. Ihr Haus war beschlagnahmt, 
in ihrem Ausweis prangte der Stempel ET (Ex-Tapol = 
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ehemaliger politischer Häftling). Formale Anstellungen, 
für die man sich mit Papieren und Lebenslauf bewer-
ben musste,  waren für  sie  keine Option.  Lestari  ver-
dingte sich als Hausangestellte in Surabaya. Keiner ih-
rer  Auftraggeber kannte ihren Hintergrund.  Auch sie 
hat nie wieder geheiratet.

Wie Lestari  hier sitzt,  gebeugt,  verrunzelt,  sieht sie 
aus wie eine typische javanische Großmutter. Doch auf 
den Besuch ihrer  Enkelkinder  zu warten,  das  hat  sie 
lange aufgegeben. Ihre jüngste Tochter ist jetzt 46 Jahre 
alt. Einmal haben sie sich getroffen, weinend lagen sie 
sich in den Armen. Ein paar Wochen später klingelte 
das schwarze Telefon im Regal des Gemeinschaftsrau-
mes. Der Mann der Tochter war am Telefon. »Er hat 
Angst vor mir«, sagt Lestari. Doch es sei nicht schlimm 
für sie, ihre Kinder und Enkel nicht zu sehen. »Ich bin 
froh, zu wissen, dass es ihnen gut geht.«

Die Journalistin  Sri  plagen bis  heute  Schuldgefühle 
ihren  Kindern  gegenüber.  Ihre  Söhne,  zur  Zeit  ihrer 
Verhaftung vier und zwei Jahre alt, wuchsen bei Adop-
tivfamilien auf. Sie würden sie heute aufnehmen, doch 
Sri lehnt ab. »Ich habe sie nicht aufgezogen, also will 
ich ihnen heute auch nicht zur Last fallen Zwar bekam 
sie  nach  ihrer  Haftentlassung  einen  weiteren  Sohn. 
Doch der wurde bei der Großmutter groß, sollte nichts 
über die  Geschichte  seiner  Mutter  erfahren.  »Ich bin 
froh,  dass  er gesund ist«, sagt Sri.  »Seine Großmutter

ist Muslima. Ich bin Christin. Und Kommunistin. Und 
Ex-Tapol. Warum soll ich ihn damit belasten?« 

Im Mai 1998 trat der Mann zurück, der 32 Jahre lang 
das Gespenst des Kommunismus beschwor und damit 
seine  Herrschaft  legitimierte:  General  Suharto.  Erst 
jetzt konnten die Opfer von 1965 ihre Stimme erheben. 
Verbände formierten sich. Kritische Bücher erschienen.

Doch wie weit  die  jahrzehntelange Indoktrinierung 
noch  immer  wirkt,  zeigt  sich  daran,  dass  vielerorts 
noch  immer  mit  den  alten  Geschichtsbüchern  unter-
richtet wird. Dass am Jahrestag der Ermordung der Ge-
neräle  am  Pancasila-Monument  in  Jakarta,  einem 
Herzstück der antikommunistischen Suharto-Propagan-
da,  noch  immer  jährlich  das  Militär  aufmarschiert. 
Dort, wo die martialischen Reliefs von den nie bewiese-
nen Gräueltaten der Gerwani-Frauen künden. 

Menschenrechtsgerichtshöfe 
versagen im Praxistest

Zwar können sich die Opfer heute Gehör verschaf-
fen.  Zwar  hat  es  einzelne  Versöhnungsprojekte  gege-
ben. Doch von einer systematischen Aufarbeitung ist 
Indonesien  weit  entfernt.  Ein  Bericht  der  Nationalen 
Menschenrechtskommission  (Komnas  HAM) soll  nun 
belegen, dass indonesische Militärs im Zuge der Kom-
munistenverfolgung  schwere  Menschenrechtsverlet-

10                                                                              SUARA 2/12

Lukas Tumiso

Foto: Adi Mulyana

Sri  Sulistyawati
Foto: Adi Mulyana



zungen  begangen.  Der  Komnas-HAM-Bericht  könnte 
die  Diskussion  um  einen  Ad-Hoc-Menschenrechtsge-
richtshof wieder neu entfachen. Für die Einrichtung ei-
nes  solchen  gibt  es  zwar  seit  2000  eine  gesetzliche 
Grundlage.  Im  Praxistest  versagten  die  Menschen-
rechtsgerichtshöfe  allerdings.  In  den Verfahren  gegen 
indonesische  Militärs,  die  in  Osttimor  schwere  Men-
schenrechtsverletzungen  begingen,  gab  es  viele  Frei-
sprüche und – für die wenigen Verurteilten – ein sehr 
mildes Strafmaß. Dabei verfolgte das Gericht ohnehin 
nur jene Verbrechen, die 1999 begangen wurden. Ähn-
lich milde verfuhren die Richter im Fall des Massakers 
von Tanjung Priok, bei dem 1984 wahrscheinlich meh-
rere Hundert Menschen von Militärs erschossen wur-
den. Im einzigen Verfahren, das sich bislang mit schwe-
ren  Menschenrechtsverletzungen  während  Suhartos 
Herrschaft beschäftigte, wurden die Hauptverantwort-
lichen gar nicht, ihre Untergebenen zu milden Strafen 
verurteilt und nach kurzer Haftzeit wieder entlassen.  

Hoffnung hatten viele Opfer auch, dass eine Wahr-
heits-  und  Versöhnungskommission  (WVK)  Licht  ins 
Dunkel der Vergangenheit bringen und den Weg zu Re-
habilitierung  und  Kompensation  frei  machen  könnte. 
Doch ein entsprechendes Gesetz wurde 2006 vom Ver-
fassungsgericht gekippt. Menschenrechtsorganisationen 
hatten geklagt, weil im Gesetz die Rehabilitierung der 
Opfer  an  eine  Amnestie  für  die  Täter  geknüpft  war. 
Zwar  gibt  es  inzwischen  einen  neuen Gesetzentwurf 
für eine WVK, der in der laufenden Legislaturperiode 
verabschiedet werden soll, aber er gehört, wie Amnesty 
International unlängst kritisierte, offenbar nicht zu den 
obersten  Prioritäten  des  Parlaments  (AI:  ASA 
21/012/2012). 

Die  Ermittlungen  von  Komnas 
HAM zu  den  Geschehnissen  von 
1965 sind angeblich schon seit Mona-
ten abgeschlossen, 349 Zeugen wur-
den  befragt.  Auch  Lestari,  Sri  und 
Lukas  haben  der  Kommission  aus-
führlichst  Auskunft  gegeben.  Doch 
die  Verabschiedung  des  850  Seiten 
starken  Berichtes  durch  Komnas 
HAM, auf dessen Grundlage die Ge-
neralstaatsanwaltschaft  Ermittlungs-
verfahren einleiten könnte, verzöger-
te  sich  immer  und  immer  wieder. 
»Sie  warten,  bis  wir  alle  gestorben 
sind«,  sagt  Lukas  resigniert.  Er 
möchte  endlich  entschädigt  werden 
für das erlittene Unrecht. »Ich habe 
vor meiner Verhaftung jahrelang als 
Lehrer  in  die  Pensionskasse  einge-
zahlt. Doch ich habe nie eine Rente 
bekommen.«  Lukas  hofft,  öffentli-
cher Druck könne dafür sorgen, dass 
die Kommission den Bericht endlich 
verabschiedet. 

»Der  Umgang mit  1965 ist  die  Messlatte  dafür, 
wie demokratisch Indonesien geworden ist«

Lestari  sitzt  mit  zwei  ihrer  Mitbewohnerinnen  im 
Taxi. Sie sind unterwegs zu einer Pressekonferenz bei 
der  Menschenrechts-NGO  KontraS (Kommission  für 
die  Verschwunden  und  die  Opfer  von  Gewalt).  Die 
Frauen scherzen mit dem Taxifahrer, fragen ihn aus. Sie 
haben gelernt, von sich selbst nicht zu viel preis zu ge-
ben.  Langsam betritt  Lestari  den  Hof  des  Büros  der 
NGO. Dort haben sich weitere Opfer von Menschen-
rechtsverletzungen  der  Suharto-Zeit,  Aktivisten  und 
Journalisten bereits versammelt. 

Lestari hat sich fein gemacht. Sie trägt einen langen, 
schwarzen  Rock,  dazu  eine  Bluse  mit  schwarz-rot-
weißem Muster. Und einen lila Schal. Zusammen mit 
zwölf Männern und Frauen sitzt sie später auf dem Po-
dium und wartet auf den Beginn der Pressekonferenz. 
Schließlich ist es so weit. Nach der Begrüßung der An-
wesenden wird eine Pressemitteilung verlesen, in der 
scharfe  Kritik  am zögerlichen Vorgehen von  Komnas 
HAM geäußert wird. 

Von Komnas HAM hieß es hingegen in regelmäßigen 
Abständen, es fehlten noch Details.  Und dass die Er-
gebnisse des Berichts demnächst nun wirklich der Öf-
fentlichkeit  vorgestellt  würden.  Die Menschenrechtler 
von KontraS glaubten nicht mehr daran, dass es je so-
weit  kommt.  »Dass damals schwere Menschenrechts-
verletzungen  begangen  wurden,  ist  wirklich  nicht 
schwer zu beweisen«,  so der KontraS-Aktivist  Papang
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Hidayat.  Wenn Präsident Susilo Bambang Yudhoyono 
(SBY)  die  Vergangenheitsbewältigung  ernst  nehmen 
würde,  müsse  er  die  Schuld  seines  eigenen  –  inzwi-
schen  verstorbenen  –  Schwiegervaters  beim  Namen 
nennen,  so  Papang.  Sarwo  Edhie  Wibowo  war  1965 
Chef der Spezialkräfte des indonesischen Militärs und 
spielte bei der Kommunistenverfolgung eine entschei-
dende Rolle. Wegen dieser persönlichen Verstrickungen 
in die höchsten Machtebenen des heutigen Indonesien, 
habe die Kommission schlicht  Angst,  den Bericht öf-
fentlich zu machen, sagt Papang. Und fügt hinzu: »Der 
Umgang mit 1965 ist die Messlatte dafür, wie demokra-
tisch Indonesien geworden ist«.

Ende Juli  geschieht, woran viele Opfer schon lange 
nicht mehr geglaubt haben. Komnas HAM stellt die Er-
gebnisse ihrer Ermittlungen der Öffentlichkeit vor und 
attestiert  den  Sicherheitskräften  schwere  Menschen-
rechtsverletzungen.  Nun liegt  der  Ball  beim General-
staatsanwalt,  der  –  so  die  Empfehlung  von  Komnas 
HAM – weiter ermitteln soll. 

Doch selbst wenn dieser nach ausgiebigem Aktenstu-
dium  Ermittlungsverfahren  einleiten  würde,  selbst 
wenn schließlich  Anklage  erhoben würde –  die  Ein-
richtung eines Ad-Hoc-Gerichtshofes, vor dem schließ-
lich das Verfahren stattfände, müsste der Präsident auf 
Empfehlung des Parlaments in die Wege leiten. 

Zwar hat sich Präsident Susilo Bambang Yudhoyono 
schnell und öffentlich zu den Komnas HAM-Ermittlun-
gen geäußert: »Wir sollten klar denken und ehrlich und 
objektiv mit der Vergangenheit umgehen. Wir können 
nicht die Geschichte und die Fakten verfälschen«. Viele 
Beobachter  glauben jedoch,  der  Präsident  werde,  an-
statt den Prozess einer juristischen Strafverfolgung zu 
unterstützen, versuchen, mit einer Entschuldigung »da-
von zu kommen«. Dass es Pläne für eine Entschuldi-
gung SBYs gebe, gab dessen Berater erstmals im April 
öffentlich bekannt. Sein Team bereite eine Entschuldi-
gungsrede vor und auch über einen Kompensationsme-
chanismus  werde  nachgedacht,  so  Präsidentenberater 
Albert  Hasibuan  damals.  Kritiker  sehen  in  der  Ent-
schuldigung einen Schlussstrich unter die Forderungen 
der Opfer.  Befürworter  sehen sie  hingegen als  ersten 
Schritt  zu  Wahrheit  und  Rehabilitierung.  Hasibuans 
Wortwahl bei Bekanntgabe der  Entschuldigungspläne 
gab   leider  wenig  Aufschluss,  welches  Ziel  die  Ent-
schuldigung verfolge. Er nannte sie »einen Beginn, um 
Menschenrechtsverletzungen der Vergangenheit aufzu-
klären«.  Gleichzeitig  sagte  er  aber  auch,  nach  einer 
Entschuldigung  könne  Indonesien  in  die  Zukunft 
schauen, ohne mit der Vergangenheit belastet zu sein.

Dass  eine  staatliche  Institution  wie  Komnas  HAM 
erstmals öffentlich Suhartos Schergen für Massenmord, 
illegale Festnahmen, Folter, Vergewaltigung und weite-
re Menschenrechtsverletzungen verantwortlich macht, 
ist  ein Meilenstein.  Doch bis  zur  Rehabilitierung der 
Opfer ist der Weg noch weit. 

Was Demokratie wirklich heißt
Sri, Lestari und ihre LeidensgenossInnen werden wei-

ter tun, was sie können. Sie werden dahin gehen, wo-
hin sie gerufen werden. Um Lobbyarbeit zu machen für 
sich selbst und alle, denen Ähnliches widerfahren ist. 
Um Studenten aus ihrem Leben zu erzählen. Oder Jour-
nalisten. Für Sri ist dieses Umfeld und die »Wohnge-
meinschaft der 65er« ein wichtiger Halt in ihrem Le-
ben. »Wir teilen das gleiche Leid, wir verstehen wovon 
wir  reden«,  sagt  sie,  zurück in  der  Wohnküche ihres 
Hauses. Wäre sie bei ihrer Familie säße sie doch nur 
einsam daheim. »Das Leben hier hilft  mir  gegen das 
Vergessen. Studenten kommen, Menschenrechtler laden 
uns  ein.  Mit  diesen  Aufgaben  kann  ich  nach  vorn 
schauen.«

Lestari  hingegen  wäre  viel  lieber  ganz  woanders. 
»Was nützt es denn, wenn wir hier in Jakarta eine Ver-
sammlung nach der anderen abhalten«, sagt sie. »Ich 
will zurück nach Ostjava« sagt sie und reckt energisch 
den Kopf auf ihren gebeugten Schultern nach vorn. Ihre 
Augen sind auf einmal wieder ganz wach. »Ich will mit 
den Leuten auf der Straße reden. Ich will ihnen sagen, 
dass sie vor uns keine Angst haben müssen. Und mit 
ihnen darüber reden, was Demokratie wirklich heißt«. 
Ein Land, in dem bei Wahlen Stimmen gekauft würden, 
könne  man  doch  nicht  ernsthaft  als  Demokratie  be-
zeichnen, sagt Lestari. Das Volk müsse wach gerüttelt 
werden, müsse endlich wirkliche Teilhabe bekommen. 
Darüber müsse man mit der jungen Generation spre-
chen. 

Ob  sie  manchmal  Angst  habe?  Lestaris  Lachfalten 
vertiefen sich. Energisch winkt sie ab. Ganz nah beugt 
sie sich an den Gast heran und beginnt zu singen. Das 
Lied »12. November«, das von der blutigen Verfolgung 
der indonesischen Kommunisten durch die  Holländer 
nach einem erfolglosen Aufstand im Jahr 1926 berich-
tet. Das Lied ruft auf, die »Verräter der Welt« zu ver-
nichten und für Freiheit zu kämpfen. Lestari singt. Ihre 
rechte  Hand wird zum Taktstock.  Nachdem das  Lied 
verklungen ist, rückt sie noch ein Stück näher und flüs-
tert: »Das hat sich noch nicht erfüllt.« ♦
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»Die  Regierung  hat  die  internationale 
Gemeinschaft belogen«
von Alex Flor

Indonesien gehörte zu einem der ersten Staaten, die sich dem neu geschaffenen Instrument des Universal 
Periodic Review (UPR) des UN-Menschenrechtsrates in Genf (UNCHR) zu unterziehen hatten.  Die erste 
Überprüfung  fand  im  April  2008  statt.  Am  23.  Mai  2012  hatte  sich  das  Land  der  zweiten  Runde  des 
Verfahrens zu stellen.

ch denke, der UNHRC wird sich mit diesen Dingen 
beschäftigen«,  warnte  Ifdhal  Kasim,  Vorsitzender 
der nationalen Menschenrechtskommission Indone-

siens (Komnas HAM). Die Kommission prophezeite der 
Regierung eine schwierige Sitzung. »Die Regierung ist 
klar  darin  gescheitert,  dem  Volk  eine  grundlegende 
Freiheit  zu  garantieren,  nämlich  die  Freiheit  von 
Angst«, sagte ein Sprecher der Kommission, Yosep Adi 
Prasetyo. (Jakarta Post, 12. Mai 2012)

Anlass dieser Äußerungen waren zwei spektakuläre 
Fälle, die im Gegensatz zu vielen anderen weit über die 
Landesgrenzen  Indonesiens  wahrgenommen  wurden. 
Sie ereigneten sich nur wenige Tage, bevor sich Indone-
sien am 23.  Mai vor dem Menschenrechtsrat  der UN 
(UNHRC) in Genf zu verantworten hatte. Zum einen 
hatten ein paar hundert gewaltbereite Islamisten dafür 
gesorgt, dass ein bereits ausverkauftes Konzert der »sa-
tanischen« und »pornographischen« Popsängerin Lady 
Gaga  in  Jakartas  Gelora-Stadion  abgesagt  werden 
musste. Die Polizei konnte nicht für die Sicherheit der 
knapp 50.000 Fans garantieren, hieß es. Etwa zur selben 
Zeit kam es in Yogyakarta und Jakarta zu tätlichen An-
griffen auf Lesungen der kanadischen Autorin Irshad 
Manji, eine Schiitin, die als bekennende Feministin und 
Lesbe  sowie  wegen  ihrer  islamkritischen  Einstellung 
die Gemüter der sunnitischen Hardliner provoziert.

Außenminister Marty Natalegawa, der seinen schrift-
lichen Bericht an den UNHRC bereits im Februar ein-
gereicht hatte, gab sich betont gelassen: »Wir werden 
die Dinge so präsentieren, wie sie sind. Nicht mehr und 
nicht weniger«. Er versprach, über die »signifikanten 
Fortschritte« zu sprechen, die Indonesien in Bezug auf 
die  Achtung der  Menschenrechte  gemacht  habe,  und 
auch die noch bestehenden »Herausforderungen« nicht 
zu verschweigen. (Jakarta Post, 22. Mai 2012)

Nationale und internationale Menschenrechtsorgani-
sationen zeigten sich entsetzt über Martys schönfärbe-
rischen Bericht und das spätere Auftreten der indonesi-
schen  Regierungsdelegation  in  Genf.  Natürlich  kann 
ein  24  Seiten  starkes  Papier  nicht  allumfassend sein. 
Aber ist  es  der  Situation wirklich angemessen,  wenn 

die  schwer  wiegenden  Probleme  in  Papua  in  gerade 
mal  acht  Zeilen  als  Nr.  125  von  insgesamt  130  Ab-
schnitten  unter  der  Überschrift  »Herausforderungen« 
gestreift werden? 

In der Kritik stehen auch zwei gesetzliche Regelun-
gen, die die Religionsfreiheit massiv beschneiden. Das 
Blasphemiegesetz von 1965 beschränkt die anerkannten 
Religionen  auf  nur  sechs  (ursprünglich  fünf)  an  der 
Zahl. Ein gemeinsamer Ministererlass von 2008 verbie-
tet Missionstätigkeit und die öffentliche Ausübung des 
Glaubens der Ahmadiyyah. Dieser Erlass wird von ra-
dikalislamistischen  Gruppen  geradezu  als  Einladung 
verstanden,  jederzeit  und  überall  gegen  die  Ahma-
diyyah vorzugehen, wo selbige sichtbar wird. Was soll 
man  davon  halten,  wenn  der  Minister  ausgerechnet 
dieses Blasphemiegesetz und den gemeinsamen Minis-
tererlass zur  Ahmadiyyah als Beweis für (!) die Wah-
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rung der Religionsfreiheit anführt? Die »Religionsfrei-
heit« der Ahmadis ist darauf beschränkt, sich dann ei-
nigermaßen sicher fühlen zu können, wenn man nir-
gendwo auffällt und zudem bereit ist, einige diskrimi-
nierende  Regelungen  hinzunehmen.  Der  Wunsch  zu 
heiraten wird sich für Ahmadis beispielsweise nur un-
ter  Verleugnung  des  eigenen  Glaubens  verwirklichen 
lassen.

Eine tatsächliche »Herausforderung« für Indonesiens 
Politik wäre es, Recht und Gesetz Geltung zu verschaf-
fen. Warum darf es sich eine Lokalverwaltung leisten, 
einen  rechtskräftigen,  nicht  mehr  anfechtbaren 
Schiedsspruch  des  Obersten  Gerichtshofes  einfach  zu 
ignorieren?  Ist  Indonesien  tatsächlich  ein  Rechtsstaat 
oder zumindest auf dem Weg dahin? Oder bleiben das 
»Recht des Stärkeren«, Selbstjustiz und Bestechung un-
verändert die wichtigsten Prinzipien des indonesischen 
Rechtswesens? In Genf blieb der Minister eine Antwort 
auf diese Fragen schuldig. 

Jeirry  Sumampow  vom  Verband  der  evangelischen 
Kirchen Indonesiens (PGI) kommentierte das Auftreten 
vor dem UNCHR wie folgt: »Die Regierung hat die in-
ternationale Gemeinschaft belogen. Regierungsoffizielle 
wissen  nur  allzu  gut  um  die  Menschenrechtsverlet-
zungen, die in diesem Land geschehen. Aber sie ma-
chen weiterhin Ausreden, um diese unter den Teppich 
zu kehren« (Jakarta Post, 31. Mai 2012).

Nur  eine  Handvoll  westlicher  Staaten  hatte  bereits 
vor  der  Sitzung  schriftliche  Fragen  eingereicht,  dar-
unter Deutschland:  »In view of the rising reported ad-
ministrative  obstacles  towards and violent  attacks on 
Christian churches since 2009, what concrete steps has  
the government undertaken to ensure freedom of reli-
gion? When does the government of Indonesia intend to  
accept  the  requests  for  country  visits  of  the  Special  
Rapporteur on freedom of religion and the Special Rap-
porteur on freedom of expression? Since the adoption of  
the national Human Rights Action Plan in the fall of  
2011, what are concrete results of implementation?« 

Immerhin 74 Mitglieder der UN beteiligten sich mit 
mündlichen Fragen an dem Verfahren.  Dabei  war  zu 
spüren, dass ein Großteil von ihnen über keinerlei eige-
ne  Erkenntnisse  bezüglich  Indonesiens  verfügte  und 
auch das von in- und ausländischen NGOs vorgelegte 
umfangreiche Material kaum zur Kenntnis genommen 
hatte. Brav hangelte man sich an den Themen entlang, 
die der Bericht der indonesischen Regierung vorgege-
ben  hatte.  Diplomatisch  begrüßten  praktisch  alle  die 
bereits erzielten Fortschritte und ermutigten zum Fort-
schreiten  auf  dem  eingeschlagenen  Weg.  Die  Fragen 
und Empfehlungen aus Ländern Afrikas und Asiens be-
zogen  sich  mehrheitlich  auf  WSK-Rechte,  Erziehung, 
Gesundheit, Kinderrechte, teilweise auch Frauenrechte 
und Menschenhandel. Den westlichen Staaten blieb es 
überlassen, die massiven Probleme in Papua sowie die 
Frage der Religionsfreiheit und verschiedener Minder-
heitenrechte  anzusprechen.  Hier  gehörte  Deutschland 
wiederum zu den Staaten, welche die deutlichsten Wor-

te fanden. Es wurde nach den Artikeln 106 und 110 des 
Strafgesetzbuches  (KUHP)  gefragt,  welche  häufig  in 
missbräuchlicher  Weise  die  freie  Meinungsäußerung 
beschneiden. Die Frage bezieht sich auf  den Vorwurf 
des  »Staatsstreiches«  (makar),  welcher  von  den  Ge-
richten schon durch das Zeigen von Flaggen und ande-
ren  Unabhängigkeitssymbolen  als  erfüllt  angesehen 
wird. In diesem Zusammenhang mahnte Deutschland 
dann auch gleich die Freilassung von Filep Karma an, 
einem Unabhängigkeitsaktivisten in Papua, der als poli-
tischer  Gefangener  angesehen  wird.  Des  weiteren 
mahnte Deutschland an, dem Internationalen Komitee 
vom Roten Kreuz wieder Zugang nach Papua zu ge-
währen. 

Unverbindlich  angenommen  hat  Indonesien  neben 
einigen Empfehlungen der Staaten Afrikas und Asiens 
die Ermutigung, den Beitritt zum Internationalen Straf-
gerichtshof zu prüfen sowie das Strafgesetzbuch insbe-
sondere dahin gehend zu überarbeiten, dass dort Folter 
als  Straftatbestand  aufgenommen  wird.  Letzteres  ist 
ohnehin bereits seit Jahren in Diskussion, scheint aber 
im Parlament keine Priorität zu genießen. 

Drei UN-Sonderberichterstattern (für Gesundheit, für 
Recht  auf  angemessenes  Wohnen  und  Meinungsfrei-
heit)  wurden  neuerliche  Einladungen  ausgesprochen, 
zwei  von  ihnen  sollen  das  Land  2013  besuchen.  Die 
Empfehlung  mehrerer  westlicher  Staaten,  dem  UN-
Sonderberichterstatter für Religions- und Glaubensfrei-
heit  eine  Einladung  auszusprechen  wurde  vorläufig 
ebenso vertagt wie die Empfehlung Frankreichs,  aus-
ländischen Journalisten die Einreise nach Papua zu ge-
währen. ♦
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von Alex Flor

14 Jahre nach Ende des Suharto-Regimes zeichnet sich die Möglichkeit ab, den politischen Wandel auch auf 
Ebene der Provinzregierung in der Hauptstadt Jakarta zu vollziehen. Wäre ein Wechsel an der Spitze eine 
Chance, den Moloch Jakarta mit neuer Lebensqualität zu versehen? Und welche Auswirkungen hätte der 
Wechsel auf die 2014 anstehenden nationalen Wahlen?

aum  hatte  sich  die  demokratisch  gewendete 
ehemalige Staatspartei  Golkar darauf geeinigt, 
ihren  Vorsitzenden  Aburizal  Bakrie  2014  ins 

Rennen  um das  Präsidentenamt  zu  schicken,  werden 
aus den Reihen der Mitglieder schon Zweifel darüber 
laut, ob dies eine gute Personalentscheidung war. Ba-
krie, einer der erfolgreichsten Unternehmer und bis vor 
wenigen Jahren der reichste Mann Indonesiens, gilt als 
gleichermaßen einflussreich wie unbeliebt. Viele sehen 
in ihm einen Vertreter des alten Systems der »Neuen 
Ordnung«,  einen  Krisengewinnler,  der  sich  nach  an-
fänglichen Verlusten an den Folgen der Asienkrise ge-
sund gestoßen hat. Dass ausgerechnet einer wie er vor 
einigen Jahren Koordinationsminister für Soziales wer-
den  konnte,  empfanden  viele  als  blanken  Zynismus. 
Und dass dann ausgerechnet ein Unternehmen der Ba-
krie-Gruppe, die er vor seinem Ministeramt zusammen 
mit zwei Brüdern geführt hatte, eine bislang beispiello-
se  Umweltkatastrophe  verursachte,  kostete  weitere 
Sympathiepunkte.  Bohrungen der Firma  Lapindo hat-
ten die Eruption eines »Schlammvulkans« in Ostjava 
ausgelöst. Bis heute konnte der Austritt methanhaltigen 
Schlamms, der mittlerweile ganze Dörfer und wichtige 
Verkehrsverbindungen überschwemmte, nicht gestoppt 
werden.  Die  Schuld  an  dem Desaster  wurde  kurzer-
hand auf ein wenige Tage zuvor erfolgtes schweres Erd-
beben  im weit  entfernten  Yogyakarta  geschoben und 
Lapindo kurze Zeit später verkauft. 

Neuen Stoff bekam die Personaldebatte durch das mi-
serable Abschneiden des von Golkar aufgestellten Kan-
didaten Alex Noerdin bei der ersten Runde der Gouver-
neurswahlen  in  der  Hauptstadtprovinz  DKI  Jakarta. 
2008  in  seiner  Heimatprovinz  Südsumatra  erfolgreich 
ins  Amt des Gouverneurs gewählt,  endete er  bei  der 
Wahl in Jakarta nur unter ferner liefen.

Gouverneurswahl in der Hauptstadt
Das Ende der Diktatur 1998 brachte keine Verände-

rung an der Regierungsspitze in der Hauptstadtprovinz 
mit sich.  Der damalige Gouverneur Jakartas,  General 
a.D. Sutiyoso, behielt sein Amt bis 2007 – ein Fels in 
der  Brandung.  Fünf  verschiedene  PräsidentInnen  ka-
men und gingen während seiner Amtszeit. Als er sich 
nach zwei Perioden nicht mehr erneut zur Wahl stellen 
konnte,  übernahm  Sutiyosos  bisheriger  Vize,  Fauzi 
Bowo. Dieser würde die Kontinuität gerne um weitere 
fünf Jahre fortsetzen, muss nun aber um seine Wieder-
wahl  bangen.  Zwei  populäre  Provinzpolitiker  gewan-
nen die erste Runde der Gouverneurswahlen mit deut-
lichem Vorsprung. 

Die Umstände und das Ergebnis der ersten Runde der 
Gouverneurswahl in Jakarta dürften nicht nur  Golkar 
zu Denken geben.  Der  amtierende Gouverneur  Fauzi 
Bowo war  zur  Wahl  vor  fünf  Jahren  von  der  PDI-P 
(Demokratische Partei Indonesiens – Kampf) nominiert 
worden und gewann die  Unterstützung einer  breiten 
strategischen Koalition bestehend aus Golkar, PD (Par-
tai Demokrat) sowie der islamischen PPP  (Partai Per-
satuan Pembangunan; Vereinigte Entwicklungspartei).  
Es mag einigen Wählerinnen und Wählern, insbesonde-
re  aber  westlichen  Beobachtern,  befremdlich  erschei-
nen, dass nicht nur Golkar, sondern sogar die PDI-P ih-
ren einstmaligen – zumindest politisch soweit erfolgrei-
chen – Kandidaten nun fallen ließen und durch neue 
Gegenkandidaten herausforderten. 

Man stelle sich vor, die CSU in Bayern würde Minis-
terpräsident Seehofer durch einen neu aufgestellten Ge-
genkandidaten herausfordern oder die Grünen in Ba-
den-Württemberg würden bei den nächsten Landtags-
wahlen einen neuen Kandidaten gegen Kretschmann
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ins Rennen schicken! Ungeachtet dieses vielleicht etwas 
platten Vergleichs wird deutlich, dass Demokratie in In-
donesien nach gänzlich anderen Regeln funktioniert als 
in Deutschland.

Fauzi Bowo zumindest dürften die deutschen Gepflo-
genheiten nicht völlig fremd sein. Der amtierende Gou-
verneur hat in Braunschweig Bauingenieurwesen stu-
diert  und  spricht  fließend  deutsch.  Dass  er  zu  einer 
»Verwestlichung« Jakartas  beigetragen hat,  wird ihm 
trotz seiner Vita kaum jemand vorwerfen. Denn Fauzi 
Bowo steht für das Modell des Karrierepolitikers der al-
ten »Neuen Ordnung«. Als der frühere Vizegouverneur 
von Amtsvorgänger Sutiyoso, einem strammen Militär, 
2007 ins Amt gewählt wurde, galt er vielen Kritikern le-
diglich als  Verlängerung des Status  Quo.  In  den fünf 
Jahren seiner bisherigen Amtszeit hat er wenig getan, 
um dieses Vorurteil zu widerlegen. 

Foke,  so  sein  in  Indonesien  geläufiger  Spitzname, 
setzte  weiterhin  auf  immer  größere  Shopping  Malls, 
Wolkenkratzer  und  neue  Autobahnen.  Die  wirklich 
drängenden  Probleme  Jakartas  wurden  kaum ansatz-
weise oder in einigen wenigen Fällen mit längst über-
holten Lösungskonzepten in Angriff genommen: Dau-
erstau auf den Straßen bei praktisch nicht vorhande-
nem  öffentlichem  Nahverkehr,  Luftverschmutzung, 
Lärm,  ein  seit  Jahrzehnten  ungelöstes  Problem  der 
Müllentsorgung, eine nicht existierende Abwasserent-
sorgung,  Gestank,  regelmäßige  Überschwemmungen, 
wenig  Grünflächen  und  ein  geringes  Kulturangebot. 
Selbst  für  die  wohlhabende  Mittel-  und  Oberschicht 
bietet Jakarta im Vergleich zu den meisten anderen Me-
tropolen dieser Welt eine eher geringe Lebensqualität. 

Indem sich diese Schichten mangels anderer Alterna-
tiven in einen von Konsum und aktuellen Modetrends 
bestimmten Alltag  flüchteten,  bestärkten sie  das  von 
Fauzi  Bowo und  seinen  Vorgängern  favorisierte  Ent-
wicklungsmodell durch die scheinbare Nachfrage nach 
noch mehr  Shopping Malls.  Das Nachsehen haben die 
Armen, vor allem die weitgehend rechtlosen unter ih-
nen, die aus anderen Regionen Indonesiens zugewan-

dert sind. Häufig werden sie durch Polizeiaktionen ih-
rer Lebensgrundlagen beraubt, sei es durch Razzien ge-
gen Straßenhändler oder die Räumung »illegaler« Sied-
lungen.

Ein bürgernaher Überraschungssieger

Joko »Jokowi« Widodo steht bislang für ein anderes 
Modell  der  Stadtentwicklung.  Er  gilt  als  bescheiden, 
bodenständig und bürgernah. Als Bürgermeister der ja-
vanischen Großstadt Solo (Surakarta) hat er sich zahl-
reiche Verdienste erworben. Gehwege in Solo sind wie-
der für Fußgänger nutzbar und Parks gewannen neue 
Attraktivität.  Jokowi  setzte  nicht  auf  Polizeiaktionen, 
sondern  auf  den  Kontakt  mit  den  Bürgerinnen  und 
Bürgern seiner Stadt. Mehr als 50 Mal traf er sich zu 
Gesprächen mit StraßenhändlerInnen, bevor eine ein-
vernehmliche  Lösung  gefunden  werden  konnte.  Viel-
leicht ist dieser Kompromiss nachhaltiger als die Poli-
zeiaktionen in Jakarta,  wo die vertriebenen Verkaufs- 
und Essensstände mangels Alternative am nächsten Tag 
wieder  genau dort  aufgebaut  werden,  wo sie  gestern 
geräumt wurden. 

Jokowi wurde in Jakarta von der PDI-P als Kandidat 
ins Rennen geschickt. Und es scheint, als ob der in letz-
ter Zeit eher glücklosen Partei damit ein Geniestreich 
gelungen ist. Mit deutlichem Vorsprung vor Fauzi Bowo 
entschieden sich die  wahlberechtigten Haupt-stadtbe-
wohner in der ersten Runde für Jokowi. Keiner der bei-
den  erreichte  jedoch  die  erforderliche  Mehrheit  von 
50% plus einer Stimme, sodass es nun zu einer Stich-
wahl kommen wird. 

Ob es Jokowi tatsächlich gelingen würde, die gegen-
über Solo um Dimensionen größeren Probleme Jakartas 
in ähnlicher Weise wie dort in den Griff zu bekommen, 
sei ebenso dahin gestellt wie die Frage, ob er sich gegen 
die in der Hauptstadt ungleich massiver vorgetragenen 
Interessen  einflussreicher  Kräfte  behaupten  könnte. 
Auch  wird  sich  zeigen  müssen,  welche  strategischen 
Allianzen sich angesichts der am 20. September anste-
henden Stichwahl noch bilden werden. Für Fauzi Bowo 
zumindest wäre es keine neue Erfahrung, den Wahlsieg 
nicht seiner Beliebtheit wegen davon tragen zu können. 

Ausblick auf die nationalen Wahlen: 
Prabowo macht Punkte

Jakarta ist nicht Indonesien. Und aus Wahlergebnis-
sen auf kommunaler bzw. Provinzebene (in etwa ver-
gleichbar  mit  der  Landesebene  in  Deutschland)  lässt 
sich seriöser weise nur selten auf das Ergebnis von ein 
oder zwei Jahre später anstehenden nationalen Wahlen 
schließen. Das Amt des Gouverneurs der Hauptstadt-
provinz DKI Jakarta ist durchaus bedeutsam, aber noch 
nie  in  der  Geschichte  der  Republik  wurde  es  zum 
Sprungbrett für allerhöchste Staatsämter. 
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Eingedenk der eingangs erwähnten innerparteilichen 
Debatte bei  Golkar, stellt sich die Frage, welchen Ein-
fluss  dieses  Wahlergebnis  auf  die  2014  anstehenden 
Wahlen zum nationalen Parlament und die Wahl des 
Staatspräsidenten haben werden. Spätestens hier muss 
ein Mann erwähnt werden, der entschlossen ist gegen 
Aburizal Bakrie ins Rennen um die Präsidentschaft zu 
ziehen. Die Rede ist von Prabowo Subianto, Chef der 
rechtsnationalen Partei Gerindra. Prabowo wurde früh 
als junges, aufstrebendes Talent im indonesischen Mili-
tär entdeckt. Deutschland förderte dieses Talent durch 
eine  Ausbildung  bei  der  polizeilichen  Sondereinheit 
GSG 9 und erfreute sich später des guten Kontaktes zu 
dem mittlerweile fließend Deutsch sprechenden Offi-
zier,  der  zu aller Freude auch noch eine Tochter von 
Diktator Suharto geehelicht hatte. Mit diesen Privilegi-
en versehen  machte  Prabowo eine  steile  Karriere  im 
Militär.  Obgleich noch jung an Jahren wurde er zum 
Kommandeur  der  berühmt-berüchtigten  Eliteeinheit 
Kopassus. Zuletzt hielt er 1998 gar das Kommando von 
Kostrad,  einer  noch  mächtigeren  Eliteeinheit,  inne  – 
dieselbe Position, aus welcher sein damaliger Schwie-
gervater Suharto 1965 zum Sprung auf seine mehr als 
drei Jahrzehnte andauernde Diktatur ansetzte. 

Prabowo  werden  zahlreiche  schwere  Menschen-
rechtsverletzungen  vorgeworfen.  Er  wird  in  Zusam-
menhang mit dem 1991 erfolgten Massaker von Santa 
Cruz  in  Osttimor  gestellt,  wo  er  wenige  Tage  zuvor 
noch  gesehen  worden  war.  1996  leitete  Prabowo  in 
Papua den Einsatz zur Befreiung zweier internationaler 
Forschungsteams, die von der der OPM (Operasi Papua 
Merdeka; Befreiungsbewegung für Papua)  als Geiseln 
genommen worden waren. Der Einsatz endete in einem 
Blutbad. 

Prabowo gilt  als Verantwortlicher für Entführungen 
und das  Verschwindenlassen politischer  Aktivisten in 
den  Jahren  1997/98.  Von  vielen  der  Verschwundenen 
fehlt bis heute jede Spur. Und letztlich spielte Prabowo 
eine tragende Rolle während der letzten Tage der Dik-
tatur Suharto im Mai 1998. Deutliche Zeichen sprechen 
dafür, dass bei den in diesen Tagen erfolgten Pogromen 
gegen ethnische Chinesen, die hunderte von Todesop-
fern forderten, Prabowos »helfende Hand« mit im Spiel 
war. Sämtliche dieser Vorwürfe wurden niemals vor ei-
nem Gericht erörtert. 

Letztlich wurde Prabowo zum Verhängnis, dass er in 
diesen dramatischen Tagen des Führungswechsels 1998 
eine Spaltung des Militärs herbeizuführen suchte. Ge-
neral  Wiranto,  der  ebenfalls  wegen  schwerer  Men-
schenrechtsverletzungen  auf  der  Anklagebank  sitzen 
müsste, stattdessen aber heute ebenso wie sein damali-
ger  Gegenspieler  Prabowo zum Chef  einer  selbst  ge-
gründeten Partei  (Hanura) wurde,  hatte  sich auf  die 
Seite des neuen Präsidenten Habibie geschlagen. Prabo-
wo dagegen versuchte das Machtzentrum zu belagern, 
um das alte System zu verteidigen. Der Versuch endete 
letztlich in der unehrenhaften Entlassung Prabowos aus 
dem Militär. Dennoch konnte er als freier Mann nach 

Jordanien ausreisen, wo er sich ein paar Monate Ver-
schnaufpause gönnte, bevor er nach Indonesien zurück-
kehrte,  um hier  als  Geschäftsmann,  Vorsitzender  der 
Bauernvereinigung  und  Gründer  der  Partei  Gerindra 
zu wirken. 

Bei den letzten Präsidentschaftswahlen zog Prabowo 
noch als Vizekandidat mit Megawati Sukarnoputri, Vor-
sitzende der PDI-P und ehemalige Präsidentin ins Ren-
nen.  Aber  Megawatis  Glanz  aus  Zeiten  des  Regime-
wechsels Ende der 90er ist längst verblichen. Kaum je-
mand traut ihr zu, noch einmal den Sprung ins höchste 
Staatsamt zu schaffen. Für Prabowo besteht somit kein 
Anlass, sich erneut als Juniorpartner anzubieten, umso 
mehr, als viele im Land ihm die Rolle des »starken Füh-
rers« zutrauen, nach dem sie sich so sehnen. 

Der Wahlerfolg Jokowis in Jakarta ist auch sein Er-
folg,  denn Prabowo hatte  gemeinsam mit  der  PDI-P 
den  Bürgermeister  von  Solo  vorgeschlagen  und  zur 
Kandidatur ermutigt. Als Vize wurde Jokowi ein Mit-
glied von Prabowos Gerindra zur Seite gestellt: Basuki 
Tjahja Purnama, Spitzname »Ahok«, ein in seiner Hei-
mat Belitung, Sumatra, erfolgreicher Lokalpolitiker. Als 
ein Christ chinesischer Abstammung war Ahok zusam-
men mit dem bescheiden auftretenden Partner Jokowi 
bestens  geeignet,  das  Image  des  harten,  skrupellosen 
Prabowo zu relativieren und ihn dadurch noch stärker 
aussehen zu lassen. 

Verzweifelt  versucht  Fauzi  Bowo  nun,  sich  dem 
Wahlvolk als Muslim und originärer  Betawi – so hei-
ßen die Ureinwohner Jakartas – zu präsentieren. In ver-
schiedenen großen Moscheen der Stadt, die zurzeit we-
gen des Fastenmonats Ramadan gut besucht sind, ma-
chen  Imame  (Vorbeter) Stimmung  gegen  den  chine-
sisch-christlichen Vizekandidaten Ahok. Weiterhin ap-
pellieren verschiedenen Seiten an die Bevölkerung Ja-
kartas,  ihre  Stimme  doch  lieber  einem  »Einheimi-
schen« zu geben. Dieser Schuss könnte allerdings nach 
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hinten losgehen, denn obgleich es keine verlässlichen 
statistischen Daten darüber gibt, dürften die Betawi in 
Jakarta längst zur Minderheit gegenüber Zuwanderern 
aus Java und der einheimischen chinesischen Bevölke-
rung geworden sein.

... und die anderen Parteien?

Die PDI-P wird sich angesichts des jüngsten Erfolges 
von Prabowo nicht die Butter vom Brot nehmen lassen 
wollen  (wie auch immer diese deutsche Redensart auf 
die  indonesischen  Ernährungsgewohnheiten  übersetzt 
werden kann …). Denn auch die PDI-P ist sich bewusst, 
in Jakarta einen wichtigen Punktsieg errungen zu ha-
ben. Mangels geeigneten Personals in den eigenen Rei-
hen wird man sich möglicherweise auch für die Präsi-
dentschaftswahl  nach  einem  tendenziell  parteiunab-
hängigen populären Kandidaten bzw. einer Kandidatin 
umsehen. Die Entscheidung darüber wird sicher nicht 
vor der Stichwahl am 20. September fallen. Vorsorglich 
ließ die PDI-P jedoch schon mal verlauten, dass ein ge-
meinsames Vorgehen zusammen mit Gerindra für 2014 
noch keineswegs ausgemachte Sache sei.

Der amtierende Präsident Susilo Bambang Yudhoyo-
no (SBY) hatte sich als exzellenter Machtstratege erwie-
sen,  als  es vor Jahren darum ging,  sich selbst  an die 
Spitze zu bringen. Doch das überragende Ergebnis sei-
ner Wiederwahl und die Tatsache, dass seine Partei PD 
(Partai  Demokrat) die  größte  Fraktion  im  Parlament 
darstellt,  dürfen  nicht  darüber  hinwegtäuschen,  dass 
diese Partei von Anbeginn nicht mehr war als ein auf 
seine  Person  zugeschnittener  Präsidentenwahlverein. 
Die Partei hat es nicht geschafft, sich unabhängig von 
der Person SBY zu etablieren. Es fehlt an fähigen Nach-
wuchskräften, während größere Teile der Parteielite in 
Korruptionsskandale  verstrickt  sind,  die  das  Ansehen 
der PD schwer beschädigt haben. 

Das nach wie vor hohe Ansehen SBYs im Ausland 
steht derzeit in diametralem Gegensatz zu dem Anse-
hen, welches SBY und seine Partei im eigenen Land er-
fahren. Dort gilt er mittlerweile als »schwacher Präsi-
dent«.  Man vermisst  eine  starke  führende Hand wie 
einst unter Sukarno oder Suharto. Pipit Kartawidjaja, 
Vorstand von Watch Indonesia!, hält dagegen, dass ein 
»starker Präsident« weder wünschenswert, noch realis-
tisch sei. Gefragt sei vielmehr ein starkes System. Bei-
spielsweise habe der Staat Belgien, obgleich über Mo-
nate hinweg ohne Regierung, nicht aufgehört zu exis-
tieren und zu funktionieren. Die Macht des Präsidenten 
sei  mittlerweile  so  stark  beschnitten,  dass  er  ohne 
Zustimmung des Parlaments praktisch zur Untätigkeit 
verurteilt sei.

Jenseits dieser verfassungsrechtlichen Grenzen hätten 
klare Ansagen des Präsidenten im obrigkeitshörigen In-
donesien  jedoch  zweifelsohne  immer  noch  Gewicht. 
SBY kann nicht wieder kandidieren und ein Nachfolger 
aus  seiner  Partei  oder  gar  seiner  Familie  ist  derzeit 

nicht in Sicht. SBY hat nichts mehr zu verlieren. Er be-
findet sich in ähnlicher Lage wie seinerzeit Interims-
präsident  B.J.  Habibie.  Selbiger  war  sich darüber  be-
wusst, dass er als Repräsentant des verhassten Suharto-
Regimes keine Chance hatte, nach Ablauf seiner Amts-
zeit  wiedergewählt  zu  werden.  Habibie  nutzte  diese 
Zeit, um sich selbst ein Denkmal zu setzen. Zahlreiche 
demokratische Reformen bis hin zum Referendum über 
die  Unabhängigkeit  Osttimors  wären  ohne  ihn  nicht 
möglich gewesen.  Einige  seiner  Entscheidungen wer-
den noch lange umstritten bleiben. Es wird sich zeigen, 
mit welcher Wertung Habibie in die Geschichte einge-
hen wird. Sicher ist nur, dass einige seiner Reformen 
nicht mehr rückgängig zu machen sind.  

Auch SBY könnte sich nun ein solches Denkmal set-
zen. Eine erfolgreiche Initiative zur Lösung des Kon-
fliktes  in  Papua,  eine  ernsthafte  und  schonungslose 
Aufarbeitung  schwerer  Menschenrechtsverletzungen 
der Vergangenheit, klare Bekenntnisse zum Wesen des 
Rechtsstaates,  zum Schutz  der  Rechte  religiöser  oder 
indigener Minderheiten u.v.m., ein jedes dieser Themen 
wäre  geeignet,  um  SBYs  Spur  in  der  Geschichte  zu 
hinterlassen.

Die ein oder andere klare Äußerung SBYs in Bezug 
auf die Menschenrechte wäre auch geeignet, Prabowo 
in  seine  Schranken  zu  verweisen.  Wenn  da  nur  die 
Klarheit wäre, ob SBY Prabowo und seine Gerindra als 
politischen Gegner oder vielleicht doch eher als poten-
tiellen  Verbündeten  betrachten  würde.  Prinzipielle 
ideologische Positionierung ist in der indonesischen Po-
litik noch immer ein Fremdwort. In dieser auf Harmo-
nie  bedachten Gesellschaft  kann prinzipiell  jeder  mit 
jedem – zumindest, wenn es um Macht und Pfründe 
geht. Oder aber um persönliche Verbundenheiten und 
Loyalitäten. Man kennt sich seit frühesten Jahren von 
der  Militärakademie:  SBY,  Jahrgang  1973;  Prabowo 
Jahrgang 1974. 

Die Kandidaten von Golkar und Gerindra stehen fest. 
In  jüngsten  Umfragen  schneiden  beide  miserabel  ab. 
Viele  Leute  auf  der  Straße  bekennen  sich  angesichts 
dieser  Alternativen  als  potenzielle  Nichtwähler;  die 
Wahlbeteiligung  bei  der  ersten  Runde  der  Gouver-
neurswahlen in Jakarta lag bei 64%. Ob es der PDI-P 
oder anderen Parteien bis 2014 gelingen wird, weitere 
aussichtsreiche KandidatInnen aufzustellen,  bleibt  ab-
zuwarten.

Die  in  der  Gesellschaft  um sich  greifende  stärkere 
Orientierung  am  Islam  wird  sich  fortsetzen.  Doch 
höchstwahrscheinlich werden die islamischen Parteien 
daraus keinen Profit ziehen können, denn die »säkula-
ren« Parteien haben längst gelernt, diese Tendenzen er-
folgreich für sich zu vereinnahmen. Das verhältnismä-
ßig schlechte Abschneiden der religiösen Parteien wird 
der westlichen Öffentlichkeit dann einmal mehr als Be-
weis für die scheinbare interreligiöse Toleranz Indone-
siens vorgeführt werden. Und eine an nationalistisch-
autoritären  Werten  orientierte  »säkulare«  Regierung 
wird dankbar angenommen werden. ♦
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Wer spricht im Namen 
der Papua?
von Carole Reckinger und Charles Reading

ie jüngste Zunahme der Gewalt innerhalb der 
Provinzen Papua und West Papua hat das Ge-
fühl  der  Unsicherheit und  des  Misstrauens 

noch weiter  verstärkt. Die Beziehungen zwischen den 
Indigenen Papuas und der Regierung haben sich weiter 
verschlechtert. Nachdem der 3. Papua-Kongress im Ok-
tober 2011 gewaltsam von den Sicherheitskräften auf-
gelöst  werden  musste,  weil  viele  der  Teilnehmer  ge-
schlagen und sogar verhaftet wurden, stehen die beiden 
Parteien sich feindselig gegenüber.

Das Fehlen eines politischen Willens aus Jakarta er-
möglicht es den Sicherheitskräften in Papua, auch wei-
terhin bei  fast völliger Straflosigkeit zu handeln. Pro-
gressive Stimmen sind die Verlierer gegen nationale Si-
cherheitskräfte  und  Anhänger  der  nationalistischen 
»NKRI harga mati« (die Einheit der Republik Indonesi-
en um jeden Preis). Dies führt einerseits zu  einer ver-
einfachten Sichtweise des Konflikts, in welcher sich Se-
paratisten  und der Staat  Indonesien, in dem jeder, der 
Kritik am Staat übt, als Separatist abgestempelt werden 
kann, gegenüber stehen. Andererseits  erschwert diese 
Lage das Verständnis dafür, wie sehr sich der Konflikt 
in den vergangenen vier Jahren verändert hat. Mehr als 
alle  anderen  haben  zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen in Papua  diese Veränderung dokumentiert, obwohl 
sie  weiterhin  kontinuierlich diskriminiert werden. So-
lange  die Regierung nicht bereit ist, ihnen zuzuhören, 
muss  man sich die  Frage  stellen,  wer  im derzeitigen 
Klima tatsächlich in der Lage ist, für die indigenen Pa-
pua zu sprechen?

Jüngste Gewalt

Die gestiegene Zahl der gewalttätigen Übergriffe in 
den letzten Monaten zeigt eine Veränderung des Kon-
flikts.  Wiederholt  wurde  von  gezielten  Tötungen  be-
richtet. Solche Vorfälle wurden unter anderem aus Ja-
yapura gemeldet, als  im Juli  2011 ein  Taxifahrer er-
schossen wurde  oder  als  im August  unbekannte  Be-
waffnete auf ein Fahrzeug auf dem Weg nach Keerom 
gefeuert haben. Seit Mai 2012 wurden drei Menschen 
getötet und mindestens sechs weitere wurden in Jaya-

pura verletzt. Die Täter bleiben unbekannt. Ihre Opfer 
sind meistens  Zivilisten (darunter  ein deutscher 
Tourist), aber auch Mitglieder des Militärs und der Po-
lizei.  Zuletzt  wurde ein Polizist, der in Keerom statio-
niert war, in Waena, Jayapura, erstochen.

Außerhalb der Provinzhauptstadt hat sich die Gewalt 
ebenfalls  fortgesetzt  bzw.  ausgebreitet.  Kürzlich  wur-
den drei Menschen, darunter ein Offizier, erstochen in 
Paniai  aufgefunden.  In  Keerom hat eine lose  Gruppe 
von Guerillas, unter der Führung von Lambert Pekikir, 
eine militärische Patrouille angegriffen, in der ein loka-
ler  Stammesführer  im  Kreuzfeuer  getötet  wurde.  Im 
Juni führte in Wamena ein Motorrad-Unfall, in den ein 
Soldat verwickelt war, der wenig später von wütenden 
Anwohnern ermordet wurde, dazu, dass Bewohner mit 
Schlägen  verprügelt  und  mindestens  85  Häuser  von 
wütenden Soldaten niedergebrannt wurden. 

Solche Gewalt kann nicht von den anhaltenden Men-
schenrechtsverletzungen  durch  Sicherheitskräfte  ent-
koppelt werden. Am 14. Juni erschoss die Polizei aus Ja-
yapura den stellvertretenden Vorsitzenden der Studen-
tengruppe KNPB (Komite Nasional Papua Barat) Mako 
Tabuni, weil sie ihn angeblich als einen »potenziellen 
Verdächtigen« in der jüngsten Serie von Schießereien 
sahen. Obwohl die Polizei behauptete, dass er bewaff-
net war, sagen Augenzeugen das Gegenteil aus. Unmit-
telbar nach seinem Tod brachen Unruhen in der Region 
aus. Nach Makos Tod wurden mehrere Studenten unter 
verschiedenen  Anschuldigungen  verhaftet,  darunter 
Buchtar Tabuni, ein Führer der KNPB. Außerdem hat 
die Kommission  für  die  Verschwundenen  und  Opfer 
von Gewalt (KontraS) einen Anstieg der Vorwürfe von 
Folter für den Zeitraum von Juli 2011 - Juni 2012 festge-
stellt. Laut zahlreicher Hinweise wurden überwiegend 
indigene  Papua  Opfer  irrtümlicher  Festnahmen  und 
willkürlicher Inhaftierungen durch die Sicherheitskräf-
te.

Zwei Dinge offenbaren sich dabei: Erstens muss fest-
gestellt werden, dass  Sicherheitskräfte weiterhin über-
reagieren und unverhältnismäßig viel Gewalt anwen-
den, wobei sie mit wenig Konsequenzen zu rechnen ha-
ben. Zweitens führt die Unfähigkeit oder das Desinter-
esse  der Polizei an einer Aufklärung dieser Fälle dazu,
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dass die Spannungen innerhalb der Gemeinschaft wei-
ter zunehmen. Die Polizei gibt die Schuld oft bekannten 
Aktivisten (auch wenn dies nicht bewiesen ist),  wäh-
rend indigene  Papua die  Sicherheitskräfte für  solche 
Morde verantwortlich machen. Zwar gehören die Tage 
der autoritären  Suharto-Ära der  Vergangenheit an, 
doch muss die Regierung dem oft straffreien unbarmh-
erzigen Treiben der Polizei entschlossen entgegen treten 
und grundsätzlich ihre Papua-Politik auf den Prüfstand 
stellen.  Sie  sollte  sich  an  ihr  Versprechen,  die  Men-
schenrechte zu respektieren halten, und sich auf eine 
offene politische Debatte und ein strukturelles Empo-
werment einlassen.

Neue Formen von Ablehnung und Gewalt

Die  International  Crisis  Group (ICG)   behauptete 
2010, dass sich die Dynamik des Papua-Konfliktes zu 
verändern  begonnen  hatte,  insbesondere  durch  »die 
Radikalisierung von Studenten«, die sich oft mit Teilen 
der  OPM  (Organisasi  Papua  Merdeka) vermischten. 
Während der Bericht umstritten war und zu Recht da-
für kritisiert wurde, dass Studentengruppen zu einseitig 
vorgeworfen  wurde,  sie  schürten  den  Konflikt,  aber 
auch weil man sich dabei auf nicht nachgeprüfte Poli-
zeiberichte berief, die die Studenten beschuldigten ein 
»Papua  Santa  Cruz«  (das  Massaker  von Santa  Cruz 
1991 veränderte die internationale Aufmerksamkeit für  

die Lage in Osttimor dramatisch, d. Red.) provozieren 
zu wollen, lag die ICG dennoch in ihrer Einschätzung 
richtig, wenn auch aus den falschen Gründen, nämlich 
dass sich der Konflikt verändert hatte. 

Während diese Dynamik zwangsläufig eine bessere 
Koordination und Vernetzung der Studentenaktivisten 
mit anderen Pro-Unabhängigkeitselementen hervorruft, 
zieht sie auch  eine größere sozio-politische Dynamik 
innerhalb der Region nach sich, nämlich die drängen-
den Fragen nach historischen Klagen, korrupter Regie-
rungsführung und starker Präsenz von  Sicherheitskräf-
ten. Papua verfügt über die weltweit zweitgrößte Re-
genwaldfläche. Seine natürlichen Ressourcen wie Gold, 
Tropenholz,  Gas  und  Fischvorkommen  sind  immens. 
Und trotzdem sind die zwei Papua-Provinzen noch im-
mer Indonesiens ärmste Provinzen überhaupt. Trotz des 
Erlasses zur Sonderautonomie im Jahr 2001, bei dem es 
darum ging, die politische, wirtschaftliche und soziale 
Lage  Papuas zu verbessern und dafür über 1,7 Milliar-
den  Dollar  jährlich  zur  Verfügung  zu  stellen,  leben 
etwa 35 Prozent der Papuas heute noch weit unter der 
nationalen  Armutsgrenze  (Biro  Pusat  Statistik,  2010). 
Verwirrende Zusatzregelungen, zunehmende Korrupti-
on innerhalb einer kleinen politischen Elite, logistische 
Unstimmigkeiten und die weiterhin starke Militärprä-
senz haben die »Sonderautonomie« untergraben. 

Der schwelende Konflikt hat in den vergangenen vier 
Jahren eine urbane Dynamik angenommen, die für eine 
bessere Koordination und Planung spricht. Dies bedeu-
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tet  allerdings  weder,  dass  die  Gewalt  in  den  länd-
licheren Gebieten zurückgegangen, noch dass die Men-
schen in der Stadt vorher untätig gewesen wären. Al-
lerdings hat die Bildung des KNPB 2008, nachdem in 
London die  Gruppe  Internationale  Rechtsanwälte  für  
West Papua (ILWP) gegründet worden war, die Koordi-
nation und den ideologischen Hintergrund derjenigen 
verbessert, die einen Volksentscheid bzw. die Unabhän-
gigkeit anstreben. Das KNPB, eine überwiegend friedli-
che Studentengruppe, verfügt über ein ganzes Netz von 
Anhängern einschließlich bekannter Unabhängigkeits-
figuren und laut ICG auch Vertretern der OPM. Seit sei-
ner Bildung im Jahr 2008 hat es mehrfach Demonstra-
tionen nicht nur in Jayapura, sondern auch in Wamena 
und Nabire organisiert, was zeigt,  wie weit sein Ein-
fluss innerhalb der Provinz reicht. 

Die Polizei reagierte den Demonstranten gegenüber 
in vielen Fällen mit Verhaftungen, mitunter auch mit 
Erschießungen,  wie der  Fall  in Nabire  im April  2009 
zeigt,  als  15  Demonstranten  erschossen  wurden.  Tat-
sächlich begegnen die örtlichen Sicherheitskräfte vielen 
dieser KNPB-Demonstrationen, die häufig mit interna-
tional bedeutsamen Terminen oder Aktionen der ILWP 
oder  IPWP  (International  Parliamentarians  for  West 
Papua) zusammenfallen,  mit äußerster Härte, was das 
Misstrauen und die Feindseligkeit zwischen beiden Sei-
ten nur noch weiter schürt. Im Jahr 2011 hat sich die 
Spirale der Gewalt zwischen Volksentscheid-Aktivisten 
und Polizei dramatisch verschlechtert, als eine friedli-
che Versammlung von über 2.000 Teilnehmern am drit-
ten  Papua-Kongress  von  der  Polizei  gestürmt  wurde, 
nachdem eine Unabhängigkeitserklärung verlesen wor-
den war. 300 Menschen wurden verhaftet, sechs von ih-
nen wegen Staatsverrats angeklagt, weitere sechs wur-
den ermordet. Diese Ereignisse zeigen deutlich die zu-
nehmende Bedeutung städtischer Räume für politische 
Aktionen in Papua.

Dialog kontra Einschüchterung

Es mangelt nicht an Ironie, wenn man jetzt, da Ak-
tionen  für  die  Unabhängigkeit  Papuas  besser  organi-
siert  werden,  feststellt,  dass  auch  die  Stimmen,  die 
einen offenen Dialog mit Jakarta zur Bewältigung offe-
ner Fragen fordern, stärker werden. Der prominenteste 
Ansatz  ist  die  »Papua Road Map«,  eine gemeinsame 
Aktion von Neles Tebay und Muridan Widjojo. Sie fin-
den  zahlreiche  Anhänger  unter  den  Einwohnern  Pa-
puas für das »Papua Peace Network« und legen damit 
den Grundstein für einen Dialog, der sich an den Be-
dürfnissen der lokalen Papua und nicht an denen der 
politischen Elite im Land orientiert. Im Juli 2011 orga-
nisierte das Netzwerk eine Friedenskonferenz, um poli-
tische, soziale, wirtschaftliche, rechtliche und politische 
Forderungen zur  Verbesserung der  Lage  in  Papua  zu 
definieren. Darüber hinaus schuf die Regierung im glei-
chen Jahr die  »Einheit für die beschleunigte Entwick-

lung in Papua und West-Papua« (UP4B) ins Leben, um 
Entwicklungsprojekte  zu  verbessern  und  sich  mögli-
cherweise mit politischen Fragen zu beschäftigen, ob-
wohl   die  zivilgesellschaftlichen  Akteure  in  diesem 
Punkt eher skeptisch waren.

Zwar sind beide Initiativen wie andere ähnlich gela-
gerte vielversprechend, doch treffen sie auf ein hohes 
Maß  an Misstrauen auf beiden Seiten. Die fortgesetzte 
Gewalt  durch  Polizeieinheiten  untergräbt  die  Bemü-
hungen für einen friedlichen Dialog. Septer Manufandu 
vom der Papua-NGO Working Forum fasst die Situati-
on, mit der die Papua konfrontiert sind, perfekt zusam-
men, wenn er sagt: »Sie sagen, sie wollen den Dialog 
mit uns, aber sie schüchtern uns weiter ein durch ihre 
Soldaten und Polizisten«.
(www.thejakartaglobe.com/home/indonesias-grasp-on-
papua-questioned-amid-unrest/527886). 

Der Mangel an politischem Willen der Regierung hat 
einen wichtigen Einfluss auf diese Dynamik. Die Papua 
sind weit entfernt vom Stereotyp politischer und zivil-
gesellschaftlicher Kreise Jakartas, welches sie häufig als 
ungebildet und faul darstellt,  worüber die Papua sich 
im Klaren sind. Während viele noch zu einem fairen 
und gleichberechtigten Dialog bereit sind, wie etwa der 
Oberste  Papua-Rat,  der  sich  für  die  Unabhängigkeit 
aussprach und eine Initiative des Sultans von Yogyakar-
ta als unabhängigen Mediator begrüßte, bleibt die Un-
beholfenheit der politischen Elite angesichts der anhal-
tenden Gewalt weiter bestehen. In solch einer Situation 
ist ein Referendum über die Unabhängigkeit für die Pa-
puas natürlich attraktiver denn je. Es darf daher für die 
Regierung keine Überraschung sein, dass das Thema in 
den letzten vier Jahren mehr aktive Unterstützung ge-
wonnen hat.

Wer spricht im Namen der Papua?

Angesichts der Zunahme der Gewalt sowohl von Sei-
ten unbekannter Bewaffneter als auch der Sicherheits-
kräfte muss man sich fragen, wer überhaupt in Papua 
noch  Ideale  und  kulturelle  Identität  vertreten  sowie 
Missstände anprangern kann. Lokale Regierungsbeam-
te,  ausländische  Exil-Gruppen  und  eine  lose  Gruppe 
von bewaffneten Guerillas, allesamt der OPM zugeord-
net, sie alle erheben Ansprüche, legitime Vertreter der 
Papua zu sein. Allerdings scheinen sich Provinzbeamte 
in ein kollektives Schweigen zu hüllen, wenn es um die 
aktuelle Gewalt geht. Mag sein, dass dies an internen 
Querelen  mit  dem  Verfassungsgerichtshof  liegt,  der 
darüber zu entscheiden hat, wer in den ständig verzö-
gerten Gouverneurswahlen kandidieren darf. Weiterhin 
ist wieder mal die Rede von einer Aufteilung von Pa-
pua und West-Papua in 4 neue Provinzen mit dem Ar-
gument, den Wohlstand weiter zu verteilen, obwohl es 
eher so scheint, als ob die Regierungsbeamten die Fi-
nanzmittel unter sich aufteilen wollen.
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Unterdessen sieht es so aus, als ob ausländische Exil-
gruppen  trotz  der  wachsenden  Sorge  über  die  Men-
schenrechtsverletzungen, die Missstände in Papua auf 
eine  Meta-Ebene  »Souveränität  kontra  Integration« 
verlagern wollen, und dabei nur am Rande die komple-
xen Folgen des Konflikts auf die Schwächung der Lage 
von  Frauen,  kulturelle  Spaltung  in  Gegenden  wie 
Kwamki Lama und institutionelle Entfremdung berück-
sichtigen. Die OPM strebt ebenfalls nach Unabhängig-
keit, aber ihre Aktionen wirken sich oft negativ auf in-
digene Papua aus, wie im Fall Puncak Jaya im Februar 
2011, als OPM-Mitglieder, die Marunggen Wonda nahe-
standen, 55 Millionen Rp. von einem Dorf verlangten, 
die für die Dorfentwicklung vorgesehen waren.

Es scheint, dass die zivilgesellschaftlichen Gruppen in 
Papua,  angefangen  bei  den  Kirchenaktivisten,  über 
Rechtshilfeorganisationen,  Menschenrechtsbeobachter, 
Umweltagenturen bis hin zu Gesundheits- und Frauen-
gruppen am besten in der Lage sind,  sich mit den Pro-
blemen des Alltags zu befassen.  Doch die anhaltende 
Stigmatisierung solcher Gruppen, da sie sich mit beiden 
Konfliktparteien  abgeben,  verstärkt  die  Vorstellung, 
dass  ein  unabhängiges  Papua  die  einzige  respektable 
und praktikable Alternative ist. Der jüngste Vorfall, bei 
dem die Polizei Aktivisten vertrieb, die Geld sammel-
ten, um eine angemessene medizinische Versorgung po-
litischer Gefangener zu erreichen, zeigte dies erneut.

Diejenigen,  die  den  »Separatismus«  untergraben 
wollen,  müssen  die  Lehre  aus  Osttimor  ziehen.  Die 
Durchsetzung eines »negativen Friedens«, wo Gewalt 
und  Einschüchterung  mit  Straffreiheit  belohnt  wird 
und Inhaftierung gewaltloser Mitglieder der Zivilgesell-
schaft  wegen  »politischer  Subversion«  alltäglich ist, 
während man sich gleichzeitig weigert,  mit denen zu 
verhandeln,  die  anderer  Meinung  sind,  funktioniert 
nicht. Vielmehr verstärkt es die Legitimität der »Sepa-
ratisten«  und  bietet  denjenigen  wenige  Alternativen, 
die ein Leben frei von Unterdrückung leben wollen. ◆

Krisenregion Nabire: 
Einige Hintergründe
von Siegfried Zöllner

er  Umriss  Neuguineas  auf  den  Landkarten 
wird oft mit einem Vogel verglichen. Bis heute 
heißt die riesige Halbinsel im Nordwesten Vo-

gelkopf,  indonesisch  Kepala Burung. Der Nacken des 
Vogels bildet eine tief eingeschnittene Bucht, am süd-
lichsten Punkt dieser Bucht liegt die Stadt Nabire. In 
den vergangenen Jahren hatte der Vogel immer wieder 
schwere  Nackenschläge  zu  erdulden.  Sie  trafen  auch 
die  Stadt  Nabire  und  ihr  Hinterland.  Nabire  wurde 
mehrfach von schweren Erdbeben erschüttert,  zuletzt 
im Jahr 2004. Seither regeln neue Vorschriften die Bau
tätigkeit:  Es  darf  nur  noch  erdbebensicher  gebaut 
werden. 

Nackenschläge  anderer  Art  waren  Militäraktionen 
und  damit  verbundene  Menschenrechtsverletzungen. 

Sie betrafen in besonderer Weise das Hinterland, hatten 
aber auch Rückwirkungen auf die Bevölkerung Nabires. 
Einige Faktoren machen Nabire zu einer vergleichswei-
se besonderen Krisenregion: die isolierte Lage, die Be-
völkerungsstruktur,  die  prägende  Geschichte  der  Me-
Leute in der Paniai-Region, und schließlich reiche na-
türliche Ressourcen, z.B. Tropenholz und Gold.

1. Die isolierte Lage Nabires
Durch  seine  Lage  am  Südrand  der  Cendrawasih-

Bucht lag und liegt Nabire bis heute im Windschatten 
der Entwicklung. Die Zentren einer sich entwickelnden 
Infrastruktur in der Zeit der niederländischen Kolonial
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herrschaft waren Sorong, Manokwari, Biak und Jaya-
pura. Nur von Biak oder Manokwari aus konnte man 
Nabire mit kleineren Fährschiffen erreichen und bis in 
die jüngste Zeit flogen nur kleine Maschinen den Ort 
von Biak oder Manokwari aus an. Eine gewisse strate-
gische Bedeutung hatte Nabire als Küstenort und Hafen 
für das isolierte, aber dicht besiedelte Hinterland, ins-
besondere  für  das  Gebiet  um  die  Paniai-Seen.  Die 
Landkreise (Kabupaten) Nabire und Paniai sind direkt 
benachbart. Schon in niederländischer Zeit wurde über 
den Bau einer Straße von Nabire nach Enarotali,  der 
Kreisstadt  von  Paniai,  gesprochen.  Die  Straße  wurde 
erst in den 80er Jahren von der indonesischen Regie-

rung  fertig  gestellt.  Trotz  der  isolierten  Lage  wurde 
schon  sehr  bald  nach  der  Übernahme  Westpapuas 
durch  Indonesien  in  Nabire  das  Infanterie-Bataillon 
(Yonif)  753 stationiert.  Wahrscheinlich war schon da-
mals das rebellische Hinterland im Blick der Militärs. 
Erfahrungsgemäß werden Menschenrechtsverletzungen 
häufiger in isolierten Regionen begangen. Es gibt weni-
ger geschulte Beobachter und Berichterstatter, weniger 
Kommunikationsmöglichkeiten nach außen.

2. Die Bevölkerungsstruktur in Nabire

Ursprünglich  war  der  Küstenstreifen  der  südlichen 
Cendrawasih-Bucht  nur  dünn  besiedelt.  Vor  dem  2. 
Weltkrieg  waren  Wasior  und  die  Wandammen-Bucht 
westlich  von  Nabire  kirchliches  und kulturelles  Zen-
trum. Dort waren Lehrer- und Predigerausbildungstät-
ten angesiedelt.  Die örtliche Bevölkerung gehörte der 
protestantischen Kirche an. Man lebte von Sago- und 
Kokospalmen und kleineren Pflanzungen für  den Ei-
genbedarf. Es gab wenig Einflüsse von außen. Die jun-

ge Generation tendierte zur Abwanderung in die Städ-
te, vor allem nach Manokwari, sei es zum Studium oder 
auf der Suche nach Arbeit. Nach dem 2. Weltkrieg ent-
wickelte sich durch den Bau der Landebahn die Stadt 
Nabire. Sofort setzte eine Zuwanderung aus dem Hin-
terland  ein.  Schon  vor  der  Fertigstellung  der  Straße 
nach  Enarotali  bestand  die  Mehrheit  der  Einwohner 
Nabires  aus  Hochlandpapua,  vor  allem  Me-Leuten. 
Nicht  nur die  Stadt  lockte,  sondern auch das  warme 
Klima. Die Süßkartoffelgärten konnten nach drei Mo-
naten geerntet werden, während im kühlen Hochland 
die Ernte erst nach sechs oder z.T. erst neun Monaten 
heranreifte. Die Hochlandpapua waren auch die besse-

ren  Arbeitskräfte.  Bei  allen Erdarbeiten, 
z.B. im  Straßenbau, waren sie geschickter 
und deswegen bei den Unternehmen belieb-
ter als die Küstenbevölkerung.

Eine zweite  Zuwanderungswelle  kam in 
den 70er und 80er Jahren durch das soge-
nannte Transmigrationsprogramm der indo-
nesischen Regierung. Diesmal kamen arme, 
landlose  Indonesier,  denen  in  Westpapua 
eine  neue gesicherte  Existenz  versprochen 
wurde. Nabire schien geeignet für die Land-
wirtschaft,  von  der  die  Migranten  leben 
sollten.  Große  Waldstücke  wurden  enteig-
net und gerodet. Dort errichtete man kleine 
Holzhütten  mit  Blechdächern,  meist  in 
schnurgeraden langen Reihen und stellte sie 
den Migranten als neue Heimat zur Verfü-
gung.  Oft  erwies  sich  der  Waldboden  als 
ungeeignet für den Ackerbau. Viele Umsied-
ler verließen nach einigen Jahren ihr Dorf 
und suchten Arbeit in der Stadt Nabire. Mit 
dem Ende der Suhartodiktatur 1998 endete 

auch das Transmigrationsprogramm, jedoch nicht  die 
Zuwanderung von Indonesiern nach Westpapua. Inzwi-
schen leben auch im Bezirk Nabire mehr Nicht-Papua 
als Papua.

Bevölkerungsstatistik für den Landkreis (Kabupaten) 
Nabire (nur für die Stadt Nabire liegen mir keine Zah-
len vor)

2002 131.276
2003 143.886
2004 161.384
2010 129.893

Die Zahlen sind der offiziellen Statistik entnommen 
und mit Vorbehalt zur Kenntnis zu nehmen. Der erheb-
liche Zuwachs von 2002 zu 2004 hat seinen Grund in 
dem Zustrom von Indonesiern, zum Teil auch als Folge 
der  Unruhen in den Molukken im Jahr  2002,  und in 
dem Zustrom aus den Dörfern des Hinterlandes (Land-
flucht). Der Rückgang, der im Jahr 2010 zu verzeichnen 
ist,  liegt  daran,  dass  der  Landkreis  Nabire durch Ge-
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bietsreformen verkleinert wurde. Ein neuer Landkreis 
Dogiyai wurde von den Landkreisen Nabire und Paniai 
abgeteilt. Allerdings gibt der Zensus 2010 erstmals In-
formationen zum Verhältnis von Papua und Nicht-Pa-
pua: 

Landkreis Nabire 
62.119  Papua
67.774  Nicht-Papua
= 129.893
= 47,82 %    Papua

Wenn es eine Statistik zur Zusammensetzung der Pa-
pua-Bevölkerung in der Stadt Nabire gäbe, würden dar-
in meiner Einschätzung nach mehr als 50 % dem Me-
Volk zugerechnet.

3. Die Geschichte des Me-Volkes 
im Hinterland Nabires

1936 wurden die Paniai-Seen durch den Marinepilo-
ten Frits Julius Wissel aus der Luft entdeckt. Erste Ex-
peditionen  der  niederländischen  Kolonialverwaltung 
erreichten die Wissel-Seen, wie sie nun genannt wur-
den, in den Jahren 1937 und 1938 von der Südküste aus. 
1938 errichtete die Kolonialverwaltung eine Station in 
Enarotali,  einem  Ort  am  Ufer  des  größten  der  drei 
Seen.  Die  Versorgung konnte  mit  Amphibienflugzeu-
gen gewährleistet werden. Die katholische und die pro-
testantische Mission begannen ihre Arbeit mit einhei-
mischen, vorwiegend ambonesischen Lehrern. Die Be-
völkerung wurde zunächst mit einer Fremdbenennung 
als Kapauku bezeichnet, später sprach man von Ekagi, 
heute nennen sie sich selbst Me. In der Me-Sprache hei-
ßen die drei Seen Paniai, der Name wurde 
erst  nach  1960  gebräuchlich.  Im  zweiten 
Weltkrieg  drangen  die  Japaner  1943  bis 
nach Enarotali vor. Der niederländische Re-
gierungsbeamte  Jean  Victor  de  Bruin  zog 
sich in den Dschungel zurück, die Japaner 
versuchten vergeblich, ihn aufzuspüren. 14 
Monate später wurde er von den Alliierten 
evakuiert  und  in  Australien  im  militäri-
schen Hauptquartier eingesetzt.1 Die Bevöl-
kerung litt unter brutalen Maßnahmen der 
japanischen Besatzung und setzte sich gele-
gentlich zur Wehr, es kam zu Revolten ge-
gen die Besatzer. In dieser Zeit wurden die 
von Japanern besetzen Gebiete um die Wis-
selseen mehrfach von den Alliierten bom-
bardiert.  Auch  Dörfer  der  einheimischen 
Bevölkerung  waren  Ziele.  So  geriet  sie  – 
nicht zuletzt durch de Bruins Abenteuer – 
zwischen die Mühlsteine der  Kriegspartei-
en. Nach Kriegsende kehrten die Regierung 
und die Missionen in die geschundene Regi-

on  zurück,  keineswegs  zur  ungeteilten  Freude  der 
Bevölkerung.

Dr.  Benny Giay – selbst  ein Me – stellt  in seinem 
Buch über Zacheus Pakage die distanzierte,  zuweilen 
feindliche  Haltung  der  Bevölkerung  gegenüber  den 
Fremden (ogai) dar.2 Er nennt als Beispiel vier Revolten: 
(1) Die Kebo-Revolte 1939, kurz nach der Eröffnung der 
Regierungs- und Missionsposten. Sie wurde von einer 
Polizeitruppe unter der Leitung von de Bruin niederge-
schlagen. (2) Die Revolten gegen die Japaner dauerten 
an, bis sich die Japaner gegen Ende des Krieges aus En-
arotali zurückzogen. (3) Die Revolte im Dorf Pupubago 
1953/4  konnte  von  Polizeikräften  unter  niederländi-
scher Führung  erst nach mehreren Wochen niederge-
schlagen werden. (4) Die Revolte im Dorf Obano (1956). 
Missionslehrer  wurden  vertrieben  oder  getötet,  ein 
Missionsflugzeug  wurde  zerstört,  die  Bevölkerung 
kämpfte wieder gegen die Polizei,  es kam auf beiden 
Seiten zu schweren Verlusten.3

Auch die Indonesier erlebten ihre Revolten. Ein Bei-
spiel aus dem Jahr 1969: Im Juli fand die zwischen den 
Niederlanden  und  Indonesien  vereinbarte  Volksbefra-
gung, der sogenannte Act of Free Choice, statt. Im Mai 
1969 gab es einen Aufstand in Enarotali: Die Flugplätze 
in Enarotali und Umgebung wurden mit Steinblöcken 
und Baumstämmen gesperrt. Viele Nicht-Papua wurden 
vertrieben. Der damalige indonesische Militärchef für 
die Provinz, Sarwo-Edhie, ließ sich über Enarotali flie-
gen.  Sein  Flugzeug  wurde  beschossen.  Einige  Kugeln 
trafen  und verletzten  einen der  Insassen.  Die  Armee 
setzte Fallschirmjäger ein, um die Landebahn wieder zu 
öffnen. Die Rebellen und ein großer Teil der Bevölke-
rung flüchteten in die Berge.4
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Ein anderes Beispiel ist er Madi-Aufstand 1981/82 un-
ter General Tadeus Yogi, einer Symbolfgur des Wider-
standes  gegen Indonesien.  Er  war  bzw.  ist  Komman-
deur des OPM-Militärbezirks Paniai und hielt sich da-
mals mit seinen Anhängern im Dorf Madi 
auf.  Im Oktober 1981  führte die  indonesi-
sche Armee eine breit angelegte Operation 
gegen Yogi durch, zerstörte viele Dörfer, tö-
tete viele Menschen und besetzte ein großes 
Gebiet  mit  Militärposten,  um  die  Bewe-
gungsfreiheit der Bevölkerung einzuschrän-
ken.5 

Zu  Anfang  des  21.  Jahrhunderts  hatte 
Yogi sein Hauptquartier in dem Dorf Edu-
da.  Um die  Jahreswende 2011/2012  wurde 
Eduda  von  indonesischen  Militäreinheiten 
gestürmt und vernichtet. Militärhubschrau-
ber kamen zum Einsatz. Die OPM-Kämpfer 
unter dem Befehl von Jhon Yogi, dem Sohn 
von Tadeus,  zogen sich aus Eduda zurück. 
Doch es soll einige Tote und viele Verwun-
dete gegeben haben, vor allem Zivilperso-
nen aus den umliegenden Dörfern, die nach 
Berichten  aus  der  Luft  bombardiert  wur-
den.6

Giay  betont  in  seinen  Schriften  die  Zurückhaltung 
der Me gegenüber allen Fremden und ihren Einflüssen. 
Ihre kritische Haltung – in der Me-Kultur und in ihrer 
Mentalität begründet – führt immer wieder zu Ableh-
nung und Widerstand und findet  gelegentlich in  Ge-
waltausbrüchen einen Höhepunkt. Bei den Me gibt es 
also, wie ihre Geschichte zeigt, eine Tradition des ge-
waltsamen Widerstandes gegen Bedrohungen von au-
ßen. 

4. Tropenholz und Gold

In den 90er Jahren gehörte das Hinterland von Nabire 
zu  den  Gebieten,  in  denen  Firmen  in  großem  Stil 
Holzeinschlag betrieben. Bei meinem Besuch in Nabire 
im Jahr 1996 beobachtete ich selbst, wie die Baumstäm-
me an die Küste gefahren und dort zunächst auf Pon-
tons verladen wurden. Die Pontons brachten sie zu den 
Frachtschiffen, die weiter draußen auf der Reede anker-
ten. In Nabire wie auch in benachbarten Orten traten 
als Folge des Holzeinschlags Flüsse über die Ufer, über-
schwemmten Teile  der Ortschaften, zerstörten Häuser 
und rissen Menschen in den Tod. So z.B. 2010 in Wasior, 
westlich  von  Nabire.  Der  Holzeinschlag,  der  weitge-
hend illegal geschah, geriet in den kritischen Blick der 
Öffentlichkeit und der lokalen  Regierungen (Provinzen 
und  Landkreise)  und  wurde  zeitweise  verboten.  Bei 
meinem späteren Besuch im Jahr 2007 waren die Lager 
der Arbeiter an der Küste verlassen, Bulldozer rosteten 
vor sich hin. Doch nach wie vor ist Holz auf dem Welt-
markt gefragt und viele Unternehmen lauern darauf, in 
Westpapua das große Geschäft  zu machen.  Bis  heute 

wird an vielen Orten teils legal, aber auch illegal ge-
schlagen und Holz exportiert.

Im Jahr 2002 wurde im Tal des Degeuwo-Flusses Gold 
gefunden.7 Der Degeuwo fließt in ost-westlicher Rich-

tung durch den Landkreis Paniai und mündet nördlich 
von Nabire in die Cendrawasih-Bucht. Südlich dieses 
Gebiets liegt die sogenannte Grasbergmine des Unter-
nehmens Freeport, eine der größten Gold- und Kupfer-
minen der Welt. 

Die abenteuerlichsten Goldsucher und Goldwäscher 
strömten in das Degeuwo-Gebiet, suchten Gold an der 
Oberfläche  und  in  Gruben.  Das  Militär  kontrollierte 
zunächst  die  Aktivitäten,  denn  Militärhubschrauber 
sorgten  für  den  Transport  in  das  unzugängliche  und 
entlegene Gebiet. Das Militär schützte die Goldsucher 
und ihre Aktivitäten vor der lokalen Bevölkerung, die 
bisher wenig Kontakte zur Außenwelt hatte. Dabei kam 
und  kommt  es  regelmäßig  zu  Menschenrechtsverlet-
zungen.  Der  letzte  Aufsehen  erregende  Zwischenfall 
geschah am 15.  Mai 2012.  Ein Mann, Melianus Abaa 
(Kegepa), wurde in einer Billardbar hinterrücks von Be-
amten  der  Polizei  erschossen  und  vier  andere  durch 
Schüsse verletzt.   

Neuerlich sind in einigen Gewässern Quecksilberspu-
ren entdeckt  worden.8 Die  Goldsuche wird professio-
neller und damit auch rücksichtsloser gegenüber dem 
Lebensraum der Bevölkerung. Die Regierung hat bisher 
noch nicht darauf bestanden, dass Vorschriften und Ge-
setze für den Bergbau eingehalten werden. Daher sind 
alle Aktivitäten letztlich illegal. Wahrscheinlich verdie-
nen zu viele verschiedene einflussreiche Gruppen und 
Personen gut am Gold aus dem Degeuwo. 

Nabire  wurde  zum Umschlagplatz.  Hier  laufen  die 
Fäden für alle Geschäfte zusammen, auch die Geschäfte 
der  Unterhaltungsbranche.  Nicht  nur  in  Nabire,  son-
dern auch in den Dörfern des Degeuwo-Tals entstanden 
Bars, Vergnügungszentren und Prostitutionsangebote. 
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5. Menschenrechte
Fast  alle  Berichte über die Situation in Nabire und 

seinem  Hinterland  verdanken  wir  dem  Menschen-
rechtsbüro der Kingmi-Kirche, also den Aktivisten aus 
dem Me-Volk. Sie berichten nicht nur, sondern organi-
sieren und koordinieren auch Demonstrationen, wenn 
sie einen öffentlichen Aufschrei für erforderlich halten. 

Eine Aktion im Mai 2012 zeigt die politische Wach-
samkeit der Aktivisten in Nabire. Am 10. Mai kam der 
Leiter des vor einem Jahr neu ins Leben gerufenen Ent-
wicklungsteams  UP4B,  General  Bambang  Darmono, 
nach Nabire, um die Ziele des Teams einer breiten Ver-
tretung der Bevölkerung zu erläutern.9 Viele Demons-
tranten  blockierten  den  Ausgang  des  Flughafens,  so 
dass  Darmono  und  seine  Begleiter  nicht  in  das  Ver-
sammlungsgebäude gehen konnten, wo die geladenen 
Gäste und Vertreter der Bevölkerung auf ihn warteten. 
Auch diese geladenen Gäste wurden daran gehindert, 
ins Flughafengebäude zu kommen. Dabei kam es sogar 
zu Handgreiflichkeiten mit den Sicherheitskräften. Die 
Demonstranten lasen ihre Erklärung vor, die folgende 
Punkte benannte:
 Die Bevölkerung lehnt die UP4B ab
 Sie hat schon zu viel unter Menschenrechtsver

letzungen gelitten
 Sie fordert einen Dialog zwischen Papua und Ja

karta, der von neutraler Seite vermittelt wird.
 Sie fordert auch die Wiederholung des Referendum 

von 1969, das auf ungesetzliche Weise durchgeführt 
wurde.

General Bambang Darmono nahm die Erklärung ent-
gegen und versprach, sie dem Präsidenten weiter zu ge-
ben. Zwei Stunden später verließ er Nabire, ohne den 
VIP-Raum im Flughafengebäude verlassen zu haben. 

Nabire und sein Hinterland werden auch in Zukunft 
als  Krisenregion  angesehen  werden  müssen.  Solange 
die indonesische Regierung meint,  durch Verstärkung 
der Sicherheitskräfte eine Befriedung der Region zu er-

reichen,  wird sich auch die  Konfrontation 
verstärken und die Zahl der Konflikte zu-
nehmen.  Das  Me-Volk  hat  seit  1938  seine 
kritische  Haltung gegenüber  den  Fremden 
unter Beweis gestellt. Es hat eine Geschich-
te des Widerstandes und des Leidens durch-
laufen.  Es  hat  auch  anerkannte,  gebildete 
Führer hervorgebracht. Darin liegt ein Po-
tenzial zu Gestaltung einer friedlichen Zu-
kunft.  Doch  dazu  bedarf  es  eines  Gegen-
übers, das bereit ist, auf Gewalt zu verzich-
ten und ein Vertrauensverhältnis aufzubau-
en. ◆

1 Dirk Vlasblom, Papoea, Een Geschiedenis, S. 132ff 
2 Dr. Benny Giay, Zakheus Pakage and his  
Communities, 1995, S. 29f
3 Giay, a.a.O. S. 49ff
4 Vlasblom, a.a.O. S. 457ff
5 Office for Justice and Peace, Diocese of Jayapura: 
The Historical Sketch Of  The Paniai’s Resistance 
And Suffering, At Tiga Danau Besar in Paniai 
Regency, Papua, 2000 
6 Nick Chesterfield and local sources at 

Westpapuamedia.info, Special report and update, January 14 
2012 www.westpapuanetz.de
7 www.westpapuanetz.de Oktober 2009: Goldfunde in 
Degeuwo/Papua
8 http://akrockefeller.com/news/west-papua-suspected-mercury-
contaminati...
9 UP4B  steht für Unit Percepatan Pembangunan Papua dan 
Papua Barat = Einheit (Team) zur Beschleunigung der 
Entwicklung von Papua und Papua Barat. Die Gruppe wurde 
vom Präsidenten eingesetzt, da er und seine Berater immer noch 
der Meinung sind, die Probleme Westpapuas könnten durch eine 
beschleunigte wirtschaftliche Entwicklung gelöst werden.
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Parlamentswahlen in Osttimor

Punkt, Satz und Sieg für Xanana
von Henri Myrttinen

ie Parlamentswahlen vom 7. Juli 2012 hat laut 
vorläufigem amtlichen Endergebnis  der  »Na-
tionalkongress für den Wiederaufbau Timors« 

(CNRT) von Premierminister Xanana Gusmão mit 36,8 
% gewonnen. Dieses Ergebnis kommt mit einem Plus 
von  12,6  Prozentpunkten  einem Erdrutschsieg gleich, 
doch verfehlte CNRT die absolute Mehrheit der Sitze. 
Auf Platz Zwei kam die Fretilin (29,9 %), auf Platz drei 
die  Partidu Demokratiku (PD,  10,3  %)  und als  vierte 
Partei  zog  die  neu-gegründete  Frenti  Mudansa, eine 
Abspaltung  der  Fretilin unter  dem  ehemaligen  Vize-
Premierminister José Guterres mit 3,1 % ins Parlament 
ein. Alle anderen Parteien verfehlten die Drei-Prozent-
Hürde.  Besonders dramatisch war der  Verlust  für die 
kleineren Parteien der bisher regierenden AMP-Koaliti-
on von Gusmão. Für sie war die Regierungsbeteiligung 
eine tödliche Umarmung, die Wählerstimmen wander-
ten en masse zum CNRT. 

Ex-Guerrillachef Gusmão konnte seinen Amtsbonus, 
sein  Charisma  und  seinen  Status  als  »Vater  der 
Nation« für  den CNRT nutzen.  Die  Fretilin,  die  wie 
keine andere Partei mit dem 24-jährigen Unabhängig-
keitskampf gegen Indonesien identifiziert wird, kommt 

mit ihrer derzeitigen Führung nicht über rund 30 % der 
Stimmen hinaus, und das in den vierten Wahlen in Fol-
ge.  In  Baucau,  eigentlich  Fretilin-Stammland,  erzielte 
sie  sogar  mit  einem  Minus  von  elf  Prozentpunkten 
einen dramatischen Einbruch – den die Partei jedoch 
mit Zugewinnen in einigen westlichen Distrikten aus-
balancieren konnte. Die Wahlen könnten ein Katalysa-
tor  für  einen  Generationswechsel  in  der  Partei  sein, 
wenn die alte Garde es erlaubt.  

Für die PD ist das Wahlergebnis ein zweifelhafter Se-
gen. Einerseits ist ihre faktische Macht als »Königsma-
cher«  gewachsen.  Der  Parteivorsitzende   Fernando 
»Lasama« de Araujo wird in  den Koalitionsverhand-
lungen  mit  dem CNRT sicher  darauf  pochen,  einige 
Schlüsselministerien besetzen zu können. Andererseits 
ist die PD jedoch auch vom Ergebnis geschwächt – als 
einzige der  vier  ins  Parlament eingezogenen Parteien 
hat sie netto einen Stimmverlust zu verbuchen. Beson-
ders schmerzhaft ist der Einbruch von 15 Prozentpunk-
ten in ihrem alten Stammland Ermera.  Wie auch die 
Fretilin konnte  die  PD  jedoch  die  Verluste  in  ihren 
Hochburgen  teilweise  durch  Zugewinne  in  Gebieten 
ausgleichen, in denen sie bisher nicht so präsent war. 

Dieser  Trend  könnte  ein  Anzeichen  dafür 
sein,  dass  sich  die  bisherigen  regionalen 
Bindungen  an  bestimmte  Parteien  auflo-
ckern. 

Anders  als  2007,  als  Fretilin die  relative 
Mehrheit der Stimmen für sich verbuchen 
konnte,  die vom CNRT geführte Koalition 
jedoch auf mehr Sitze kam, rief die Partei-
führung der Fretilin diesmal zur Respektie-
rung des Ergebnisses auf. Trotzdem kam es 
vor allem in Dili in der Zeit vom 15.-17. Juli 
zu Gewaltausbrüchen, bei denen ein Mann 
getötet wurde. Auslöser war die Ankündig-
ung des CNRT, die  Fretilin nicht über eine 
Allparteienregierung mit ins Boot zu holen 
und  einige  angeblich  geringschätzende 
Kommentare über die  Fretilin  von Mitglie-
dern des CNRT. Die Gewaltausbrüche zei-
gen,  wie  schnell  als  solche  empfundene 
verbale  Ausfälle  in  physische  Gewalt 
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umschlagen können. So bedauerlich die Gewalt und der 
Tod des jungen  Fretilin-Anhängers sind, ist es sicher-
lich mittel- und langfristig besser für die demokratische 
Entwicklung  des  Landes  mit  der  Fretilin eine  starke 
Opposition anstatt eine Allparteienkoalition zu haben.

Entgegen vieler Befürchtungen verliefen die Wahlen 
selber  jedoch  größtenteils  friedlich.  Das 
wird der UN erlauben, wie geplant bis Ende 
des  Jahres  ihre  13-jährige  Präsenz  in  dem 
südostasiatischen  Land  zu  beendigen.  Die 
Angst  vor  der  Gewalt  von  Banden  und 
Kampfsportgruppen, die das Land zwischen 
2006 und 2008 destabilisierte und über hun-
dert  Menschenleben  forderte,  ist  leichter 
Zuversicht  gewichen.  Die  erfolgreichen 
Wahlen,  das  zumindest  statistisch gesehen 
rasante  zweistellige  Wirtschaftswachstum 
und die Konsolidierung der parlamentaris-
chen  Demokratie  geben  Anlass  zur  Hoff-
nung.

Trotzdem steht die nächste Regierung vor 
großen Herausforderungen. Eine der größ-
ten ist  das  so genannte »Jugendproblem«: 
die  teilweise  gewaltbereiten  meist  jungen 
Männer,  die  in  mehreren  Dutzend  Gangs, 

Kampfsportgruppen  und  Veteranenverbänden  organi-
siert sind und zusammen mehrere zehntausend Mitglie-
der zählen. Osttimor ist nicht nur gemessen an seiner 
erst  vor  zehn  Jahren  errungenen  Unabhängigkeit  ein 
sehr junges Land, sondern auch am gerade mal 16 Jahre 
zählenden Durchschnittsalter  seiner  Bevölkerung.  Die 
Machtpositionen  hingegen  haben  meist  alte  Männer 
inne: sie lenkten seit 1975 den Widerstand, hielten wäh-
rend  der indonesischen Okkupationszeit Führungspo-
sitionen im Widerstand oder fungierten auf dem Land 
als Dorfälteste. Selbst der Parlamentspräsident und PD-
Chef  Lasama,  der  dreimal  so  alt  ist  wie  der  Durch-
schnittsosttimorese, wurde im Wahlkampf von Älteren 
als »zu jung und unerfahren« abgestempelt.

Die Macht der Alten basiert zum Teil auf dem Ge-
waltpotential  junger marginaliserter  Männer der  ver-
schiedenen  Gangs  und  Kampfsportgruppen.  Fast  alle 
größeren  Parteien  haben  trotz  entgegengesetzter  Ver-
sprechungen ihre Verbindungen zu besagten Gruppen 
aufrecht erhalten, um im Wahlkampf für Stimmung zu 
sorgen und notfalls die Muskeln spielen zu lassen. Vor 
allem die knapp an der Drei-Prozent-Hürde gescheiter-
te neue Khunto-Partei (Kmanek Haburas Unidade Na-
sional Timor Oan – Bereicherung der Nationalen Ein-
heit der Söhne Timors) gilt als sehr eng mit Korka, ei-
ner  der  größten Kampfsportgruppen verbandelt,  aber 
auch der CNRT, Fretilin und PD sowie viele der kleine-
ren Parteien haben ähnliche Verbindungen. Jetzt wer-
den die Gruppen ihren Tribut einfordern – auch von 
den Parteien, die verloren haben und es sich womög-
lich nicht leisten können, zu zahlen. 

Gusmãos  Regierung  konnte  diese  Gruppen  bisher 
durch  finanzielle  Zuwendungen,  Polizeieinsätze  und 
persönliches Charisma halbwegs im Zaum halten. Die 
Erwartungen der jungen Männer sind jedoch gestiegen. 
Statt sich Frieden weiterhin einfach zu erkaufen, müss-
te die nächste Regierung den Mangel an Bildung, Ar-
beitsplätzen und Perspektiven beseitigen, um dem Pro-
blem Herr zu werden. ♦
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Zehn Jahre Unabhängigkeit in 
Osttimor
Eindrücke der Feierlichkeiten in der Hauptstadt Dili

von Jörg Meier

Vieles erinnerte am zehnten Jahrestag an den 20. Mai 2002, als die ehemalige portugiesische Kolonie, die 
zwischen 1975 und 1999 von Indonesien okkupiert war, nach der Volksabstimmung vom 30. August 1999 und 
knapp  drei  Jahren  UN-Übergangsregierung  ihre  Unabhängigkeit  feierte.  Doch  dieses  Jahr  zeigten  die 
Politiker dem Volk den Rücken. 

ie schon zur Feier vor zehn Jahren hatte sich 
die  Hauptstadt  Dili  schick  herausgeputzt. 
Die 1999 wie die meisten übrigen Orte Ost-

timors vom indonesischen Militär und seinen Milizio-
nären in Schutt und Asche gelegte Stadt erfuhr seither 
eine rasante Entwicklung. Straßen wurden neu asphal-
tiert, seit einigen Monaten gibt es eine erste Shopping 
Mall und im Stadtteil Licedere, unweit der Residenz des 
Premierministers Xanana Gusmão, eröffnete ein neuer 
Park, in dem es auch eine Zone für kostenlosen WLAN-
Zugang  (Free-Public-WiFi  Area) gibt.  Zum  Jahrestag 
waren  die  großteils  von  China  finanzierten  neuen 
Ministeriums- und sonstigen Regierungsgebäude bunt 
geschmückt  und  nahezu  jedes  Auto  war  mit  der 

Nationalflagge geziert. An der Straße, die von Dili aus 
gen Osten zu der noch unter dem Suharto-Regime ge-
bauten Christus Statue führt, haben weitere neue Re-
staurants, Bars und Clubs eröffnet. Nur die Musik ist 
immer  noch  so  schlecht,  wie  man  es  vom 
»Nachtleben« Dilis seit knapp 13 Jahren gewohnt ist. 
Positiv  fiel  auf,  dass  die  zahlreichen  chinesisch  und 
thailändisch betriebenen Karaoke-Bars und Massagesa-
lons, die in den frühen Tagen der UN-Mission in Ostti-
mor von Blauhelmen, UN- und NGO-Mitarbeitern fre-
quentiert wurden, heute weitestgehend aus dem Stra-
ßenbild Dilis verschwunden sind. 

Zur diesjährigen Unabhängigkeitsfeier erweckte Dili 
‒ wie auch vor 10 Jahren  ‒  den Anschein, als würde 
man sich in einer groß angelegten »Unsere Stadt soll 
schöner werden«-Kampagne befinden. Erneut war Tasi 
Tolu,  das  am äußersten  Stadtrand  von  Dili  gelegene 
Gebiet um die drei Salzseen, der Hauptveranstaltungs-
ort, wo sich am Abend des 19. Mai Zehntausende Ostti-
moresen  und  Osttimoresinnen  versammelten.  Über-
haupt wirkte Dili sehr lebendig ‒ kein Vergleich zu den 
Krisenjahren 2006 - 2008, als die Bevölkerung in Flücht-
lingslagern Schutz vor gewaltsamen Übergriffen suchte 
und sich nach Einbruch der Dämmerung kaum jemand 
auf die Straße traute. »Macet« (Stau) und »jam karet« 
(Gummistunde), eigentlich aus Indonesiens Hauptstadt 
Jakarta bekannte Begriffe, waren im Mai auch in Dili 
vielerorts gehörte Floskeln, umso mehr, als einige der 
Hauptstraßen wegen der zu den Feierlichkeiten ange-
reisten VIPs für die Öffentlichkeit gesperrt wurden. 

Als  ich 1995 zum ersten Mal nach Osttimor reiste, 
war ich als Ausländer ein gerngesehener »Exot«, dem 
unter der Hand viele Informationen zu den vom indo-
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nesischen  Militär  begangenen  Menschenrechtsverlet-
zungen  zugesteckt  wurden.  Heutzutage  macht  Dili 
einen vergleichsweise multikulturellen, von portugiesi-
schen,  australischen,  indonesischen  und  chinesischen 
Einflüssen geprägten Eindruck. Viele junge Menschen 
hier sprechen sowohl die einheimische Sprache Tetum, 
die offizielle Staatssprache Portugiesisch, immer noch, 
oder  besser  wieder  Indonesisch,  sowie  Englisch.  Ein 
Jahrzehnt  nach  seiner  Unabhängigkeit,  ist  Osttimor 
nicht mehr der jüngste Staat der Erde. Es ist aber noch 
immer ein im Aufbau befindlicher Staat, der sich viel-
fältigen  Problemen  gegenüber  sieht  und  in  dem  ein 
Großteil der Bevölkerung unter der Armutsgrenze lebt. 
Und die Bevölkerung wächst mit jährlich 2,5% schnel-
ler, als irgendwo sonst in Südostasien. Seit 2002 ist die 
Zahl der Einwohner von 738.000 auf knapp 1,1 Millio-
nen angestiegen. 

Osttimor im Zeichen der Feierlichkeiten

Als erste offizielle Veranstaltung im Rahmen der Fei-
erlichkeiten fanden am Abend des 17. Mai im Beisein 
von noch-Präsident José Ramos-Horta im Außenminis-
terium die Präsentation des Buches  »For Timor - Me-
mories Ten Years after Independence«,  herausgegeben 
von Sonia Neto (unter UNTAET Chief of Staff von Ra-
mos-Horta), sowie eine Ausstellungseröffnung mit Ex-
ponaten zu Osttimors diplomatischen und solidarischen 
Beziehungen im Laufe  der  letzten Jahrhunderte statt. 
Als  »Special  Guest« und  »Freund  des  Präsidenten« 
war  zu  diesem  Anlass  auch  Marius  Müller-
Westernhagen  anwesend,  der  nach  Farin  Urlaub  von 
den  Ärzten  (Bildband:  Urlaubs  Reise  nach  Osttimor) 
bereits der zweite bekannte deutsche Musiker ist,  der 
Osttimor besucht hat. 

Am darauffolgenden Tag besuchte ich La'o Hamutuk 
(Timor-Leste Institute for Development Monitoring and 
Analysis / www.laohamutuk.org). Die NGO wurde von 
Mitgliedern des in den USA ansässigen East Timor Ac-
tion Network (ETAN) begründet,  die im Rahmen der 
IFET-Mission (International Federation for East Timor) 

ebenso  wie  mehrere  von  Watch  Indonesia! entsandte 
Mitglieder und Freiwillige von Juni bis September 1999 
die  Volksabstimmung  in  Osttimor  beobachtet  hatten. 
An diesem Nachmittag war dort der Menschenrechts-
aktivist und selbst ernannte Außenpolitiker Jacob Rum-
biak aus Westpapua, der ‒ bevor er sich nach Australien 
absetzte  ‒ 1999 ebenfalls als IFET-Beobachter in Ostti-
mor gewesen war, zu Gast. Sicherlich weisen die Ge-
schehnisse  in  Westpapua,  vor  allem  in  der  jüngeren 
Zeit, viele Parallelen zu den Menschenrechtsverletzun-
gen in Osttimor unter der indonesischen Besatzung auf. 
Ob es jedoch angemessen war, nach einem Filmbeitrag 
zu den Ereignissen  beim Dritten  Papua  Kongress  im 
Oktober 2011 vor einem jungen osttimoresischen Publi-
kum von einem zukünftigen  »Commonwealth  of  for-
mer Eastern Indonesian Provinces« zu reden, ist in Fra-
ge zu stellen. 

Während  bei  La'o  Hamutuk die  Diskussion  über 
Westpapua  und  Osttimor  geführt  wurde,  fand  einige 
hundert Meter weiter in Dilis Kathedrale ein festlicher 
Gedenkgottesdienst anlässlich des zehnten Jahrestages 
der Unabhängigkeit statt. Ich erinnere mich noch gut 
an einen Gottesdienst Anfang September 1999, kurz vor 
der Bekanntgabe des Resultates der Volksabstimmung. 
Seinerzeit  war  die  allgemeine  Stimmung  beherrscht 
von großer Angst, doch an diesem speziellen Nachmit-
tag war sie gelöst und von Stolz geprägt.  

Am Samstag trafen die hochrangigen Staatsgäste wie 
der portugiesische Präsident, Prof. Anibal Cavaco Silva 
und Indonesiens Staatsoberhaupt Susilo Bambang Yud-
hoyhono (SBY) in Dili ein. Im Anschluss an einen mor-
gendlichen Empfang mit militärischen Ehren im Präsi-
dentenpalast, begab sich SBY zu Gesprächen in die Re-
sidenz von Premierminister Xanana Gusmão.  Die ge-
samte  Straße  vom  Flughafen  zum  Präsidentenpalast, 
vorbei  am ehemaligen Gouverneurspalast  bis  hin zur 
Residenz Xananas in Licedere war  ‒ außer für Regie-
rungsfahrzeuge  und Staatsgäste  ‒ an  diesem Morgen 
komplett  gesperrt.  Die  Stimmung  erinnerte  ein  biss-
chen  an  den  4.  September  1999,  den  Zeitpunkt  kurz 
nach der simultanen Bekanntgabe des Ergebnisses der 
Volksabstimmung über die Unabhängigkeit durch den 
damaligen Sonderbeauftragten der UN, Ian Martin, in 
Dili und den Generalsekretär der UN, Kofi Annan, in 
New York.  Auch damals war die Straße  ‒ abgesehen 
von indonesischen Sicherheitskräften  ‒ menschenleer. 
Die Osttimoresen wussten nur zu gut, was kurz darauf 
folgen sollte. 

Nach einer mittäglichen Ruhepause im Hotel Timor, 
welches für das normale Fußvolk ebenfalls weiträumig 
abgeriegelt war, besuchten SBY, seine Frau Ani Yudho-
yono, Außenminister Marty M. Natalegawa und weite-
re Vertreter der indonesischen Delegation den im No-
vember 1991 durch ein vom indonesischen Militär ver-
übtes  Massaker  bekannt  gewordenen  Friedhof  Santa 
Cruz,  wie  auch den gegenüberliegenden Heldenfried-
hof Seroja für die in Osttimor gefallenen indonesischen 
Soldaten. Auf beiden Friedhöfen legte der indonesische 
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Präsident Kränze nieder. Im Gedenken an die gefalle-
nen indonesischen Soldaten streute er zusammen mit 
seiner Frau Blumen auf die Gräber des mittlerweile gut 
gepflegten  Soldatenfriedhofes.  Auf  dem  Santa  Cruz-
Friedhof wandte sich der Präsident  ‒ offensichtlich im 
Protokoll  so nicht vorgesehen  ‒ mit  Worten der Ent-
schuldigung an Osttimoresen, die sich, sei es spontan 
oder als stille Protestaktion geplant, zum Gedenken an 
ihre unter der indonesischen Besatzung ums Leben ge-
kommenen Familienangehörigen dort versammelt hat-
ten. 

Feierliche Übergabe des Präsidentenamtes 
in Tasi Tolu

Ebenso wie damals, am 19. Mai 2002, bewegte sich 
auch 10 Jahre später ein riesiger Tross von größtenteils 
jungen Menschen, die meisten von ihnen zu Fuß, auf 
der ca. 8 km langen Straße aus Dilis Innenstadt heraus 
nach Tasi Tolu. Plötzlich, im Stadtteil Comoro kurz vor 
dem  Flughafen,  ein  kleiner  Schock:  am  Straßenrand 
stand ein Auto lichterloh in Flammen  ‒ ein Bild, das 
unmittelbar Erinnerungen an 1999 und 2006 wach wer-
den ließ, als man solche Szenen häufig zu sehen bekam. 
Glücklicherweise handelte es sich in diesem Fall aber 
nur um einen aufgrund eines technischen Defektes aus-
gebrannten Wagen. Innerhalb weniger Minuten gelang 
es  den  »Bombeiros« (Feuerwehr),  den  Brand  zu  lö-
schen. 

In Tasi Tolu selbst herrschte ein ähnlicher Andrang 
wie 2002, aber vieles war dennoch anders.  Die Feier-
lichkeiten dieses Jahr waren weitaus aufwendiger ar-
rangiert.  VIPs  wurden vor  der  Zeremonie  zur  Amts-
übergabe von José Ramos-Horta an José Maria Vascon-
celos,  besser  bekannt  unter  seinem  Guerillanamen 
»Taur Matan Ruak«, im »Palacio Presidente Nicola Lo-

bato« zu einem Staatsempfang geladen.  Für die  VIPs 
gab es in Tasi Tolu ein opulentes Dinner-Buffet, wäh-
rend ordinäre timoresische Besucher lediglich mit  ei-
nem  Kulturprogramm  und  Live-Musik  unterhalten 
wurden. 

Die  diesjährigen  Feierlichkeiten  haben  zu  keinem 
Zeitpunkt  das Momentum der  Emotionalität  erreicht, 
wie es der Fall war, als die damalige indonesische Prä-
sidentin Megawati Sukarnoputri und Xanana Gusmão, 
der  um Mitternacht  in  sein  Amt als  erster  Präsident 
Osttimors eingeschworen werden sollte, am Abend des 

19. Mai 2002 in Tasi Tolu eingetroffen wa-
ren. Bei der Amtsübergabe von Ramos Hor-
ta an den neu gewählten Präsidenten Taur 
Matan  Ruak  gab  es  keine  minutenlangen 
Standing Ovations wie damals. Die Atmo-
sphäre am 12. Mai 2012 konnte nicht für das 
gleiche »Gänsehautgefühl« sorgen wie da-
mals, als Barbara Hendricks im Beisein von 
Kofi Annan, Bill Clinton und anderen Poli-
tikgrößen  »Oh  Freedom« sang,  bevor  die 
UN-Flagge nach Kofi Annans Pidato an die 
neue Nation ein letztes mal eingeholt und 
die Flagge Osttimors unter den Klängen der 
Nationalhymne  Pátria (Vaterland)  gehisst 
wurde. Das Feuerwerk zum Ende der Feier-
lichkeiten war dieses Jahr sicher pompöser, 
aber  die  osttimoresische  Elite  präsentierte 
sich im Gegensatz zu 2002 mit dem Rücken 
zum eigenen Volk. Das Podest, vor dem José 
Ramos-Horta um Mitternacht das Präsiden-
tenamt an Taur Matan Ruak übergab, war 

den aufwändig gestalteten und geschmückten Rängen 
zugewandt,  auf denen die Elite  Osttimors,  das  Corps 
Diplomatique sowie die geladenen VIPs ihre Plätze ein-
genommen hatten. Die Bühne für das Kulturprogramm, 
die Livebands und die Stehplätze für die einfachen Leu-
te, die nach Tasi Tolu gekommen waren, bildeten den 
Hintergrund. Sicher eine schöne Kulisse für all jene, die 
die Feierlichkeiten von den bestuhlten Rängen aus ver-
folgten, zumal sie mitunter sich selbst sowie die Zere-
monie auf den neben der Bühne angebrachten Videole-
inwänden betrachten konnten. Das »Fußvolk« hinge-
gen konnte aus einiger Distanz wohl auf die Ränge bli-
cken, aber der alte und der neue Präsident wandten ih-
rem Volk den Rücken zu und waren für ihre Landsleute 
lediglich auf den Leinwänden im Hintergrund zu se-
hen. 

Begraben und vergessen?

Nichtsdestotrotz gab es auch dieses Jahr bewegende 
und nachdenklich stimmende Momente, die Vergleiche 
unausweichlich machten. Am 22. Mai 2002, kurz nach 
der Unabhängigkeit, gab es in Dili ein Treffen von Ver-
tretern der Solidaritätsbewegung mit Osttimors führen-
den Politikern Xanana Gusmão, José Ramos-Horta und 
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Mari Alkatiri. Horta, der im September 2002 erster Au-
ßenminister Osttimors wurde sagte bei der Zusammen-
kunft:  »Liebe  Freunde.  Wir  sind  keine  Unabhängig-
keitskämpfer mehr. Wir sind nun die unabhängige De-
mokratische Republik Osttimor. Wir müssen bittere Pil-
len schlucken, wir brauchen ein gutes bilaterales Ver-
hältnis zu unserem großen Nachbarn Indonesien und 
wir müssen einen Weg der Vergebung und  Versöhnung 
gehen.«

Es war damals  bekannt und es  ist  heute bewiesen, 
wer die Drahtzieher hinter den zahllosen Massakern in 
Osttimor waren, denen in 24 Jahren indonesischer Be-
satzung knapp ein Drittel der osttimoresischen Bevöl-
kerung zum Opfer fiel. Insbesondere ist bekannt, wer 
die  Drahtzieher  der  indonesischen  »Abzugsstrategie« 
waren,  die  Osttimor  1999  in  Schutt  und  Asche 
hinterließ. Zehn Jahre später, just vor der Übergabe des 
Präsidentenamtes  an  Taur  Matan  Ruak,  sagte  Horta, 
dass es für Osttimor keine größere Gerechtigkeit gäbe 
als  die Unabhängigkeit,  und dass aus diesem Grunde 
keine  alten  Wunden  aufgetan  werden  sollten. 
Zweifelsohne hat sich die Menschenrechtssituation in 
Indonesien  nach  dem  Ende  des  Suharto-Regimes 
verbessert.  Indonesien  setzt  sich  im  Staatenverband 
ASEAN (Association of South East Asian Nations) für 
Menschenrechte ein und vermittelt in Krisen wie dem 
thai-  kambodschanischen  Grenzkonflikt  oder  dem 
Disput um die  »South China Sea«.  Nur in Bezug auf 
die  eigene  Geschichte  und  Politik  scheinen  andere 
Maßstäbe  zu  gelten.  In  Anbetracht  gegenwärtiger 
Ereignisse,  wie  in  Westpapua,  wirkt  es,  als  ob  sich 
strategische Partner des Inselreiches damit abzufinden 
haben,  dass  hochrangige  Militärs  in  Indonesien 
weiterhin  Straflosigkeit  genießen,  wofür   sie  sich  in 
anderen  Staaten  und  politischen  Konstellationen  vor 
dem  internationalen  Strafgerichtshof  verantworten 
müssten. 

Auch der neu gewählte Präsident Taur Matan Ruak, 
der  indonesischen  Sprache  eigentlich  nicht  mächtig, 
wandte sich versöhnlich an SBY. In einigen holprigen 
Sätzen auf  Bahasa Indonesia  dankte er dem indonesi-
schen Präsidenten,  der zugleich der einzige ranghohe 
Vertreter der ASEAN bei den Feierlichkeiten war, für 
die  Unterstützung  zur  Aufnahme  in  den  Staatenver-
band. 

Was aber spielte sich wohl in den Köpfen der beiden 
Staatsoberhäupter ab? SBY absolvierte in seiner frühe-
ren Militärkarriere mehrere  »Tours of Duty« in Ostti-
mor und soll in den 80er Jahren angeblich persönlich 
für die Exekution von Zivilisten in der Provinz Lautem 
verantwortlich gewesen sein. Und nun salutierte er zur 
Pátria,  der  Nationalhymne des unabhängigen Staates 
Osttimor, von den VIP Rängen herabblickend auf des-
sen neu gewählten Präsidenten. Was mag das für ein 
Gefühl gewesen sein, einen Präsidenten, der als Wider-
standskämpfer für den Tod vieler indonesischer Solda-
ten mitverantwortlich war, vor den Augen anderer  Re-

gierungschefs und hochrangiger Diplomaten zu würdi-
gen?  Selbige  Frage  stellt  sich  auch  für  Taur  Matan 
Ruak,  der  lange Jahre  als  Vizebefehlshaber  und nach 
der  Gefangennahme  Xananas  1993  als  Kommandant 
der Falintil (Forças Armadas da Libertação Nacional de 
Timor-Leste / The Armed Forces for the National Libe-
ration of  East  Timor) gegen das indonesische  Militär 
agierte. War es ein Gefühl des Triumphes oder ist alles 
in  der  Vergangenheit  Geschehene  wirklich  begraben 
und vergessen? 

Von  der  Führungselite  Osttimors  gewürdigt  wurde 
auch der ehemalige UN-Sonderbeauftragte Sergio Vier-
ra de Mello, Leiter der UNTAET (United Nations Tran-
sitional Administration in East Timor), die Osttimor in 
der Übergangsphase von der Ankunft der UN-Friedens-
truppen im September 1999 bis zur Unabhängigkeit im 
Mai 2002 verwaltete. De Mello kam 19. August 2003 in 
Bagdad bei einem Bombenanschlag ums Leben. 

Der Unabhängigkeitstag

Am Morgen des 20. Mai 2012 fand vor dem Präsiden-
tenpalast  in  Dili  die  offizielle  Flaggenzeremonie  zum 
Unabhängigkeitstag  statt.  Vor  den  Augen  geladener 
Staatsgäste nahm Präsident Taur Matan Ruak eine Pa-
rade von Soldaten der FDTL  (Forças de Defesa de Ti-
mor Leste / East Timor Defence Force)  und Sonderein-
heiten der Polizei  (PNTL; Policia Nacional de Timor-
Leste / National Police Force of East Timor) ab, bevor 
die Flagge Osttimors zu den Klängen der Nationalhym-
ne gehisst wurde. Da die Veteranen sich 2000 darüber 
brüskiert hatten, dass die FDTL die Rolle des bewaffne-
ten Widerstandes unter Indonesien nicht genügend be-
rücksichtigte, wurde die FDTL am 1. Februar 2001 in 
F-FDTL (Falintil-FDTL) umbenannt. Auch heute, zehn 
Jahre  nach der  Unabhängigkeit,  präsentieren sich die 
Streitkräfte Osttimors noch mit der Fahne der Falintil. 
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Nächster offizieller Termin war die Einweihung des 
Widerstandsmuseums.  Das  portugiesische  Staatsober-
haupt  Anibal  Cavaco Silva,  die  australische General-
gouverneurin Ms. Quentin Brice, das Corps Diplomati-
que sowie die osttimoresische Führungselite, hatten als 
erste die Ehre, die eindrucksvoll gestaltete Ausstellung 
zum Widerstand gegen die ehemaligen indonesischen 
Besatzer besichtigen zu können. Kurze Zeit später wur-
den die Türen auch für die Allgemeinheit geöffnet. Der 
Empfang auf der Dachterrasse des Museums wurde zu 
einem Wiedersehen mit vielen alten Bekannten aus der 
Aktivisten- und Solidaritätsszene. Noch schöner, als mit 
ehemaligen Weggefährten in Erinnerungen zu schwel-
gen war es jedoch, sich in den Straßen von Dili zu be-
wegen.  Auch  die  einfachen  Menschen,  fernab  von 
Staatsgästen und Führungseliten, haben den 10. Jahres-
tag der Unabhängigkeit gefeiert. Osttimor ist längst kei-
ne indonesische Kolonie mehr, aber zum Unabhängig-
keitstag werden ‒ ebenso wie am 17. August in Indone-
sien ‒ kleine Sportwettbewerbe für Kinder veranstaltet. 
Selbst den glitschigen Baumstamm, den es zu erklim-

men gilt, um Trophäen zu erhaschen, scheint Osttimor 
von Indonesien übernommen zu haben.

Am Tag der Rückreise nach Jakarta, dem 21. Mai, be-
gegnete ich am Flughafen zufällig noch Joaquim Fonse-
ca, ehemals führendes Mitglied der Menschenrechtsor-
ganisation  Yayasan Hak,  heute Botschafter  Osttimors 
für die Schweiz und die UN in Genf. Vor zehn Jahren 
beanstandete  Joaquim:  »Es  ist  alles  so  künstlich  und 
oberflächlich.  Teile  der  politischen Elite  wollen unser 
Land der Welt in Glanz und Glitter präsentieren, aber 
wir müssen den Realitäten ins Auge sehen.« 

Die Feierlichkeiten zur zehnjährigen Unabhängigkeit 
waren  ebenfalls  von  viel  Glanz  und  Glitter  geprägt. 
Aber den Realitäten gilt es noch immer ins Auge zu se-
hen.  José  Ramos-Horta  hatte  sich am Abend des  19. 
Mai 2012 zuversichtlich geäußert, dass die Parlaments-
wahlen 2012 ‒ im Unterschied zu denen von 2007, als es 
sporadisch zu Gewaltausbrüchen von  Fretilin-Anhän-
gern  (Frente  Revolucionária  do  Timor-Leste  Indepen-
dente; Revolutionäre Front für die Unabhängigkeit von 
Timor-Leste) kam ‒ friedlich verlaufen würden, weil es 
zwischen den Präsidentschafts- und Parlamentswahlen 
eine längere Übergangszeit gäbe.

Der Urnengang zur Parlamentswahl am 7. Juli verlief 
in der Tat störungsfrei. Xanana Gusmãos Nationalkon-
gress für den Wiederaufbau Osttimors (CNRT) erhielt 
31 der 65 Parlamentssitze, die oppositionelle linke Freti-
lin-Partei kam auf 25 Mandate. Nachdem CNRT jedoch 
am 17. Juli verkündete, mit der Demokratischen Partei 
(PD) und der kleinen Frente-Mudanca zu koalieren, um 
sich die Mehrheit im Parlament zu sichern, gingen An-
hänger der  Fretilin erneut auf die Barrikaden. Ein To-
desopfer, zahlreiche Verletzte, sieben verbrannte Häuser 
und  64  beschädigte  Autos  waren  zu  beklagen.  Die 
PNTL war jedoch imstande, die Ausschreitungen rela-
tiv schnell unter Kontrolle zu bringen. Sowohl die Re-
gierung wie verbleibende UN-Berater gehen nicht da-
von aus, dass sich ähnliche Szenarien entwickeln wie 
2007. Der Vorfall vom 17. Juli hat dennoch gezeigt, dass 
sich die junge Nation im Umgang mit der Demokratie 
noch immer üben muss. ♦
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Hindernisse für Frieden und 
Entwicklung

it einem feierlichen Festakt hat Osttimor am 
20. Mai den 10. Jahrestag seiner Unabhängig-
keit begangen. Viele ausländische Staatsgäste 

waren  angereist  und  beglückwünschten  den  jungen 
Staat zu seiner Entwicklung. Osttimor hatte keinen ein-
fachen Start gehabt: Milizen und indonesisches Militär 
hinterließen  es  1999  verwüstet,  die  schleppende  Ent-
wicklung  nährte  Frustration  und  führte  zu  sozialen 
Konflikten, vor allem Machtkämpfe innerhalb der poli-
tischen  Elite  mündeten  wiederholt  in  Gewaltausbrü-
chen, die das Land erschütterten. Die politische Krise 
2006 – 2008 brachte Osttimor gar an den Rand des Zu-
sammenbruchs. 

Seither konnte die Regierung einige der drängenden 
Probleme im Rahmen dieser schweren Krise beheben, 
wie  z.B.  die  Rückführung  der  Menschen  aus  den 
Flüchtlingslagern in ihre jeweiligen Stadtviertel in Dili. 
Die  Gebergemeinschaft,  darunter  auch  Deutschland, 
reagierte entsprechend und unterstützt nun zahlreiche 
Programme zu Gewaltprävention und Konfliktbearbei-
tung. Vielfach sind die Maßnahmen auf eine bestimmte 
Gruppe oder auf ein bestimmtes Problem (z.B. Mitglie-

der  von  Gangs  und  Kampfsportgruppen,  die  durch 
fehlende  soziale  Einbindung  eine  hohe  Gewaltbereit-
schaft zeigen oder auch junge Menschen, die von Ar-
beitslosigkeit betroffen sind) ausgerichtet. Auch gab es 
zahlreiche Dialogveranstaltungen, die aber häufig nicht 
die gewünschte Wirkung zeigten, da sie auf kurzfristi-
ge,  schnelle  Lösungen  ausgerichtet  waren.  Die  Ursa-
chen für die Konflikte blieben verdeckt und die getrof-
fenen Vereinbarungen gingen vielfach über Absichtser-
klärungen nicht hinaus.  

Die Fragilität des Staates und der Gesellschaft ist in 
etlichen Studien beleuchtet worden, in den allermeisten 
Fällen  verfasst  von  Nicht-Osttimoresen.  Die  Über-
gangsverwaltung  der  Vereinten  Nationen  (UNTAET), 
unter der das Land von Oktober 1999 bis zur Unabhän-
gigkeit  2002 stand, habe ihr Mandat im wesentlichen 
erfüllt,  aber das sei  nicht genug gewesen, um Bedin-
gungen für dauerhafte Stabilität zu schaffen, schlussfol-
gert z.B. Sue Ingram in ihrem jüngst erschienenen Arti-
kel »Building the Wrong Peace«. UNTAET habe bei di-
versen  Maßnahmen  und  Entscheidungen  die  Konse-
quenzen, die diese auf die innenpolitischen Verhältnisse 
haben, nicht beachtet. Statt inklusive politische Verhält-
nisse zu fördern, träten Gewinner und Verlierer auf den 
Plan. 

Doch wie lässt sich auf breiter, gesellschaftlicher Ebe-
ne ein dauerhafter, ein »richtiger« Friede fördern? Die-
ser  Aufgabe  widmet  sich  das  2007  eigens  zu  diesem 
Zweck  gegründete  osttimoresische  Center  of  Studies 
for Peace and Development, CEPAD, in Dili. Gemein-
sam mit der in Genf ansässigen Organisation  Interpe-
ace hat  CEPAD ein Programm entwickelt,  das  es  er-
möglicht,  landesweit  die  Bevölkerung  einzubeziehen. 
Es ist vom Ansatz her inklusiv und politisch ungebun-
den. Für seine Arbeit wurde CEPAD im Dezember 2011 
mit  dem  Sergio  Vieira  de  Mello-Menschenrechtspreis 
von Osttimor ausgezeichnet. 

João Boavida, Direktor von CEPAD, erläuterte Moni-
ka Schlicher bei ihrem Besuch in Osttimor 2010 die Ar-
beit  der  Einrichtung.  Im Mai dieses  Jahres  kam João 
Boavida  zu  Gesprächen  mit  dem Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit  und Entwicklung 
(BMZ), dem Bischöflichen Hilfswerk Misereor, der  Ar-
beitsgemeinschaft  Frieden  und  Entwicklung (FriEnt) 
und  Watch Indonesia! nach Deutschland. Gelegenheit, 
zum Fortgang der Arbeit nachzufragen. 
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Herr Boavida, Osttimor feiert dieser Tage sein 10-
jähriges  Jubiläum  als  unabhängiger  Staat.  Ein 
gravierender Einschnitt war die Krise 2006 – 2008.  
Heute  sieht  die  Mission der  Vereinten Nationen 
(VN) ihrem Ende entgegen und auch die Interna-
tional  Stabilisation Forces  sollen abgezogen wer-
den. Das Land wird gemeinhin als auf dem richti-
gen Weg gesehen. Wo steht Osttimor heute im Ver-
gleich zu 2008, was ist erreicht worden? 

Dialog und Friedensförderung stehen zwar nach wie 
vor auf der Agenda der ausländischen Akteure. Doch 
die  internationale  Gemein-
schaft einschließlich der Ver-
einten  Nationen  (VN)  ist 
sehr  geneigt,  Osttimor  als 
Erfolgsgeschichte  zu  sehen. 
Sie  wollen  zügig  raus  aus 
Osttimor. Gleichzeitig möch-
te unsere politische Elite das 
Land selbst regieren. Sie be-
trachtet die Vereinten Natio-
nen als  Protektor.  Daher  zeigt  sie  sich selbstbewusst, 
damit die VN abzieht. Wieder andere möchten, dass die 
VN geht,  damit die Schwäche der jetzigen Regierung 
deutlich wird. Da wird möglicherweise ein gefährliches 
Spiel gespielt. 

Im Vergleich zu 2008 hat es sehr viele Fortschritte bei 
der  Konsolidierung  der  demokratischen  Institutionen 
gegeben, das ist positiv anzumerken. Doch leider wurde 
zu  wenig  in  demokratische 
Bildung,  Konfliktmanage-
ment und die Förderung von 
Dialog investiert.  Die  tiefen 
Gräben innerhalb der politi-
schen Elite wirken weiterhin 
polarisierend und es fehlt an 
einer  politischen  Vision. 
Ohne eine zielgerichtete po-
litische  Linie  riskieren  die 
Parteien z.B., dass ein Wahl-
kampf sich auf ein populisti-
sches  Schauspiel  reduziert, 
basierend auf historischen, familiären und politischen 
Allianzen. Politische Einflussnahme und Macht leiten 
sich sehr stark aus der Rolle im Widerstand ab. Die po-
litische  Führung  beachtet  die  Gewaltenteilung  nicht. 
Die Einmischung in die Justiz, politische Straflosigkeit 
und das Fehlen von Gerechtigkeit für die Opfer führen 
dazu, dass die Bürgerinnen und Bürger kein Vertrauen 
in Recht und Gesetz entwickeln. 

Sie sehen, für unseren jungen Staat bleibt noch viel 
zu tun. Auch die Herausforderung, das Land aus einem 
Kreislauf von wiederkehrenden politischen und militä-
rischen Krisen heraus zu bringen, ist noch nicht bewäl-
tigt. Dennoch, die Bürgerinnen und Bürger haben sich 
für die Demokratie als politisches System entschieden 
und wir haben das Fundament dazu gelegt, wie auch 

der friedliche Machtwechsel bei der jüngsten Präsident-
schaftswahl beweist.  Das ist durchaus eine Errungen-
schaft. Wir dürfen nicht ausschließlich auf die negati-
ven  Entwicklungen  und Versäumnisse  schauen,  sonst 
können wir keine Vorstellung einer besseren Zukunft, 
die  auf  anhaltendem  Frieden  und  nachhaltiger  Ent-
wicklung fußt, entwickeln. 

CEPAD hat sich genau dieser Aufgabe verschrie-
ben:  den  Kreislauf  der  Gewalt  zu  durchbrechen 
und  friedliche  Konfliktlösungen  zu  befördern.  
Wie sieht diese Arbeit aus? 

Nun, von 2007 bis 2009 ha-
ben  wir  in  allen  Distrikten 
Diskussionsveranstaltungen 
durchgeführt.  Wir  haben 
sehr  darauf  geachtet,  dass 
die  Teilnehmenden  unsere 
Gesellschaft  in ihrer ganzen 
Breite abbildeten. Wir haben 
einen  einfachen,  partizipati-

ven Ansatz gewählt, der einen offenen und konstrukti-
ven  Dialog  ermöglichte,  so  dass  alle  sich  einbringen 
konnten und eine Bindung zwischen den gesellschaft-
lichen Schichten entstand. Konzentriert haben wir uns 
auf eine einzige Frage: Was ist das Haupthindernis für 
die  Konsolidierung  von  Frieden  in  diesem  Distrikt? 
Und zwar fokussiert auf die Bereiche: Politik und De-
mokratie, Justiz, Soziales und Wirtschaft. Dann haben 

wir die in drei Regionalkon-
ferenzen  weiter  diskutiert 
und  zusammengefasst.  Ins-
gesamt haben die Bürgerinn-
en und Bürger 33 Prioritäten 
identifiziert. Das ganze mün-
dete dann im August 2009 in 
Dili in einer nationalen Kon-
sultation  mit  über  200  Teil-
nehmerinnen  und  Teilneh-
mern  aus  allen  Distrikten 
und  breiter  Beteiligung  der 
politischen  Führung  wie 

auch der Polizei und der Streitkräfte. Gemeinsam ha-
ben  sie  sich  auf  vier  Prioritäten  verständigt,  die  die 
Haupthindernisse für Frieden im Land ausmachen:

 Die individuellen und parteipolitischen Interessen 
stehen über den nationalen Interessen. 

 Das formale Justizsystem arbeitet ineffektiv und es 
herrscht eine Kultur der Straflosigkeit.

 Es besteht ein Bedürfnis nach einem gemeinsamen 
Diskurs über die Geschichte des Widerstandes und 
der Okkupation,  es  gibt  bislang keine allgemein  
akzeptierte  Darstellung  der  Geschichte  des
Kampfes  um  die  Nation.  Das  wäre  ein  Hei
lungsprozess, um sich mit der Vergangenheit und 
untereinander versöhnen zu können. 
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»In einem Land, in dem populistische und revo-
lutionäre Führer regieren, wird über das Gesetz 
hinweg gesehen. Sie tun, was sie wollen, denn 
sie  sind  das  Gesetz.«  Mitglied  der  Nationalen 
Arbeitsgruppe zum Phänomen Machtmissbrauch.

»...  früher  waren  wir  geeint  und  alle  haben 
Opfer gebracht ... und jeder gab, was er konnte, 
um den Widerstand zu unterstützen, sowohl in 
den Bergen wie auch in den Städten. Nachdem 
wir  die  Unabhängigkeit  erlangt  haben,  haben 
wir all diese Dinge vergessen.« Mitglied der Nationalen 
Arbeitsgruppe.               



 Korruption,  Amtsmissbrauch  und  Vetternwirt
schaft durchdringen alle Aspekte des alltäglichen  
Lebens und sind Hauptfaktoren für Verbitterung,  
Instabilität und politische Krisen. 

Was  unterscheidet  CEPAD  von  anderen  Dialog-
prozessen und Friedensprojekten?

Wir  fokussieren  uns  nicht  auf  schnelle  Lösungen, 
sondern nehmen den Prozess in den Mittelpunkt, wir 
befördern  die  Fähigkeiten 
sich  zusammen  zu  setzen 
und sich gegenseitig zuzuhö-
ren.  Wir  beziehen  aktiv  die 
Bevölkerung mit ein, sowohl 
um  die  Herausforderungen 
zu  identifizieren  wie  auch 
um die  Lösungen zu entwi-
ckeln.  Wir  bieten  dabei  nur 
Hilfestellung. Der ganze Pro-
zess ist in lokaler Hand. 

2010,  als  wir  in  Dili  zu-
sammensaßen,  trieb  Sie 
die Sorgen um, dass Ostti-
mor sich wie viele andere 
Post-Konflikt-  und  deko-
lonisierte Staaten weltweit zu einem neopatrimo-
nialistischen  Staat,  bestimmt  von  Klientelismus,  
politischer Patronage und Korruption entwickeln  
könnte.  Und sie  äußerten Ihre Sorge,  dass  diese 
Entwicklung von Osttimors  Partnern in der Ent-
wicklungszusammenarbeit  nicht  wahrgenommen 
würde. 

Ja, leider hat in unserer demokratischen Kultur das 
Phänomen »big brother« seinen Weg inzwischen in die 
Institutionen  gefunden.  Patron-Klientel-Verhältnisse 
sind  bestimmend geworden, 
so  die  Quintessenz  unserer 
Arbeitsgruppe.  Das  öffnet 
der Korruption Tür und Tor, 
die  Institutionen  werden 
zum  Selbstbedienungsladen. 
Niemand hat die Macht ge-
gen einen »big brother« vor-
zugehen,  niemand  die  Cou-
rage  ihn zu  kritisieren.  Das 
unterläuft  den  demokrati-
schen  Prozess.  Da  wird  das 
Parlament  zum  Erfüllungs-
gehilfen der Regierung. Auch 
die  junge  Generation  ent-
täuscht bislang. Und da sich die politische Macht gänz-
lich in der Hauptstadt Dili zentriert, ist es für die Men-
schen  in  den  Distrikten  sehr  schwer  sich  politisch 
einzubringen  und  die Regierung zur  Rechenschaft  zu 

ziehen. Wenn wir das Problem der Patron-Klientel Be-
ziehung ernst  nehmen,  wo  besteht  dann  auf  längere 
Sicht Hoffnung für die Demokratie in Osttimor? Die in-
ternationalen Akteure sollten sich hierzu gegenüber der 
Regierung deutlicher äußern und auch konkrete Maß-
nahmen nachfragen. 

Nachdem  die  vier  Hindernisse  für  den  Frieden 
identifiziert sind, wie wird dazu weiter gearbeitet? 

Zur Formulierung von Lö-
sungswegen  haben  wir  im 
letzten Jahr unabhängige na-
tionale  Arbeitsgruppen  zu 
»über  den nationalen  Inter-
essen  stehenden  individuel-
len und parteipolitischen In-
teressen« und zu »Korrupti-
on  und  Vetternwirtschaft« 
eingerichtet.  Die  Mitglieder 
repräsentieren  verschiedene 
politische Parteien, Präsiden-
tenamt  und  Regierung,  die 
katholische  Kirche  und  die 
islamische  Gemeinde,  Ju-
gend-  und  Frauenorganisa-
tionen,  Osttimors  Streitkräf-

te und Polizei, die unabhängige Wahlkommission, Bil-
dungseinrichtungen  und  die  Zivilgesellschaft.  Sie 
haben zahlreiche Interviews geführt und sich in allen 
Distrikten mit der Bevölkerung beraten. Mittels  einer 
Ursache-Wirkung-Analyse in den Gruppendiskussionen 
waren die Arbeitsgruppen in der Lage, Empfehlungen 
und Lösungen zu identifizieren. Diese wurden dann in 
nationalen Foren vorgestellt, beraten und verankert. 

Bei den Ursachen, die es ermöglichen, dass individu-
elle und Parteiinteressen über das nationale Wohl ge-
stellt werden können, wurde landesweit der Punkt Pa-

tronage  und  politischer  Kli-
entelismus,  verbunden  mit 
einer  Politik  der  Ausgren-
zung  als  das  zentrale  Pro-
blem erkannt.  Eine  Minder-
heit,  die  politisch  gut  ver-
netzt und positioniert ist, si-
chert so ihre Interessen und 
stellt sie über die der armen 
Mehrheit. Im Ergebnis führt 
dies  zu  schlechter  Regie-
rungsführung,  fehlender 
Transparenz  und  Rechen-
schaftspflicht, Instrumentali-
sierung  des  Staates  und 

Machtmissbrauch. An Folgen der exklusiven Politik hat 
die Arbeitsgruppe politischen Egoismus, Arroganz und 
Opportunismus sowie ein Schwinden der moralischen 
und ethischen Werte identifiziert.  
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»Wir  haben  dabei  versagt,  den  Menschen 
unseres Landes für  die Opfer,  die sie kollektiv 
zur  Erlangung  der  Unabhängigkeit  erbracht 
haben, die nötige Wertschätzung zu geben. ... In 
der  Post-Konflikt-Zeit  haben  wir  unsere 
ethischen  und  moralischen  Wert  einfach 
vergessen.  Hätten  wir  die  kollektiv  erbrachten 
Opfer  wertgeschätzt,  so  würde  nationales 
Interesse für das Gemeinwohl an oberster Stelle 
stehen.« Vertreter der katholischen Kirche. 

»Einzelne  stellen  ihre  Interessen  über  die  der 
Nation,  denn  sie  haben  sich  doch  zuvor  nicht 
träumen lassen, dass sie einmal in einer solchen 
Machtposition sein würden ... und nun, da sie es 
sind, wollen sie aus dieser einmaligen Gelegen-
heit  soviel  Geld  als  möglich  herausholen  und 
nicht der Nation als Ganzes dienen ...« Generalmajor 
Lere Anan Timor (heute Brigadegeneral und Oberbefehlshaber der 
F-FDTL) beim Nationalen Forum.



Was für Empfehlungen hat die Arbeitsgruppe aus-
gesprochen? Wie kann diesen Entwicklungen ent-
gegengewirkt werden? 

Durch mündige Bürgerinnen und Bürger, die von Re-
gierung und Parlament die Einhaltung von ethischen 
und moralischen Standards einfordern und sie in  die 
Rechenschaftspflicht  nehmen.  In  landesweiten  politi-
schen Bildungs- und Informationskampagnen sollen die 
Menschen zu demokratischen Prinzipien, ihren Rechten 
und  Pflichten  sowie  Möglichkeiten  der  Teilhabe  zur 
Stärkung der Demokratie unterrichtet werden. Und wir 
brauchen eine zentrale Bildungseinrichtung, eine unab-
hängige Gesellschaft für Ethik, die sich dieser Aufgabe 
verschreibt und ein Bindeglied zwischen Bevölkerung 
und Regierung bildet. 

Beide Empfehlungen sind auf dem nationalen Forum 
ausgiebig diskutiert und einstimmig angenommen wor-
den. Als nächster Schritt  erfolgt die Einsetzung einer 
Arbeitsgruppe (Group Promoting Change),  die gegen-
über den politischen Entscheidungsträgern die Annah-
me und Umsetzung der Empfehlungen vertritt. CEPAD 
erhielt das Mandat, die Bildung der Gruppe und ihre 
Arbeit  begleitend  zu  unterstützen.  Wir  haben  in  den 
letzten Jahren viel erreicht, jetzt geht es darum, diesen 
gewichtigen Schritt hin zur Umsetzung zu tun. ◆
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Winter der Patriarchen
von Pat Walsh

Mit dem Tod von Xavier do Amaral und João Carrascalão haben sich in diesem Jahr die Reihen der 1975er 
Gründungsgeneration Osttimors weiter gelichtet.  Die Tendenz zur Romantisierung des osttimoresischen 
Freiheitskampfes sollte weder die hässliche Seite dieses Kampfes verleugnen, der beide Männer angehörten, 
noch sollte ignoriert werden, wie sehr beide an den moralischen Herausforderungen gewachsen sind.

ach dem Ausscheiden von José Ramos-Horta in 
der ersten Runde der Präsidentschaftswahl im 
März  veröffentlichte  The  Monthly  Magazine 

einen Steckbrief des bisherigen Präsidenten mit dem Ti-
tel  Autumn of the Patriarch (Herbst  des Patriarchen) 
von Peter  Robb.  Doch für  einige  andere  aus  Ramos-
Hortas politischer Generation von 1975 hatte sich das 
unerbittliche Rad der Zeit weiter gedreht: im Fall der 
beiden  Patriarchen  Francisco  Xavier  do  Amaral  und 
João  Viegas  Carrascalão  drehte  es  sich  bis  zu  ihrem 
Winter.  Beide  Männer  starben  in  diesem  Jahr  kurz 
nacheinander – João Carrascalão in Dili am 18. Februar 
im Alter von 66 Jahren, Xavier do Amaral, Osttimors 
erster Präsident,  in Dili  am 6. März im Alter von 74 
Jahren.  Beide  waren  Gründungsmitglieder  der  zwei 

größten Parteien,  die 1974 ins Leben gerufen worden 
waren – die  ersten Parteien in  Osttimors  langer  Ge-
schichte.  João Carrascalão war Mitbegründer der  De-
mokratischen Timoresischen Union (UDT) und Xavier 
do Amaral war Mitbegründer der Vereinigung der Sozi-
aldemokraten Timors  (ASDT).  Sie waren Gegenspieler 
im Bürgerkrieg  von 1975,  beide  überwarfen  sich  mit 
der  FRETILIN  (Frente  Revolucionária  do  Timor-Leste  
Independente;  Unabhängigkeitsbewegung,  heute  als  
Partei zweitstärkste Kraft im nationalen Parlament, d.  
Red.), wurden zu unterschiedlichen Zeiten als Verräter 
an  der  nationalen  Sache  gebrandmarkt  und  mussten 
zeitweise im Exil leben. Ihr Streben war dennoch auf 
Versöhnung gerichtet und beide erlebten Osttimors Be-
freiung,  wirkten mit  beim Aufbau des neuen Staates 
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und wurden nach ihrem Ableben zu Recht als Patrioten 
betrauert.

In diesem Beitrag geht es mir darum, Aufmerksam-
keit auf die weniger glorreichen Aspekte ihrer Biogra-
phie zu lenken, welche in den offiziellen Reden nach 
ihrem Ableben deutlich heruntergespielt wurden: ihre 
Rollen in den frühen Jahren des Freiheitskampfes, der 
von extremer Gewaltanwendung geprägt war.

Diese schwierigen Aspekte ihrer Biographie wurden 
vielleicht aus Respekt vor den Verstorbenen ausgespart 
oder abgemildert. Jedoch lässt sich dagegenhalten, dass 
eine respektvolle Diskussion dieser Aspekte einem all-
gemeinen  Verständnis  dieser  Männer  eher  zuträglich 
und  außerdem  im  Geiste  ihrer  eigenen  öffentlichen 
Aussagen im Rahmen der Empfangs-, Wahrheits- und 
Versöhnungskommission (CAVR) im Jahr 2003, in de-
nen sich beide offen zu ihrer Verantwortung in der Ver-
gangenheit bekannten, gewesen wäre – ein Verhalten, 
das die Bewunderung vieler erregte.

Die Tendenz, Geschichte zu retuschieren, beschränkt 
sich sicherlich nicht nur auf die osttimoresische Gesell-
schaft. Indonesien hat diese Vorgehensweise fast schon 
zu einer Kunstform erhoben. Australien ist auch recht 
bewandert  darin.  Eine  ehrliche  Darstellung  der  viel-
schichtigen Probleme, die Osttimor zu bewältigen hatte 
und vor allem wie dies gehandhabt wurde, könnte in-
dessen sehr lehrreich für Osttimors junge Generation 
sein.  Solch  eine  Darstellung  würde  sich  gegen  den 
Trend stellen, Osttimors Freiheitskampf zu romantisie-

ren und dabei die hässlichen Fakten auszusparen; Fak-
ten, die nicht vergessen werden sollten, obgleich Ostti-
mor auf der richtigen Seite der Geschichte stand.

In der kürzlich gehaltenen Grabrede zu seinen Ehren 
bezeichnete der damalige Präsident Ramos-Horta Xa-
vier  als  »Großvater« oder »ayo«,  auf  Tetum. Das ist 
wahr.  Obwohl  klein  und untersetzt  hatte  Xavier  das 
Image  eines  Großvaters.  Xavier  nahm auch politisch 
für die jungen Revolutionäre von 1975 eine Großvater-
rolle ein. In seiner Autobiographie »Funu« schreibt Ra-
mos-Horta,  dass  die  jungen  Führer,  damals  in  ihren 
20ern, Xavier baten, Osttimors erster Präsident zu wer-
den, da er älter war, und die Würde und Ernsthaftigkeit 
ausstrahlte, die ihnen selbst fehlte. Xavier kam aus ei-
ner Liurai-Familie (traditionelle Herrscher). Er trug das 
Verhalten eines Gutsherren oder Landedelmannes zur 
Schau und seine ergebenen Anhänger behandelten ihn 
mit großer Achtung. Diese Beziehung zu seiner Anhän-
gerschaft brachte ihm einen Rüffel von Nicolau Lobato 
(erster Premierminister der 1975 einseitig ausgerufenen 
Republik von Osttimor, Anm. der Red.) ein, als sie 1977 
getrennter Wege gingen. 

Xavier erzählte mir,  dass er  im Anschluss  an seine 
Schulbildung in Soibada und Dare sieben Jahre in ei-
nem jesuitischen  Priesterseminar  in  Macau  studierte, 
aber dort Probleme bekam, als Folge seiner anti-kolo-
nialistischen Meinungsäußerungen. Da Osttimors Kir-
che  Teil  der  kolonialen  Strukturen  und  zu  der  Zeit 
praktisch ein verlängerter Arm der portugiesischen Re-
gierung war, nahm sein portugiesischer Bischof Anstoß 
an seiner subversiven Einstellung und riet Xavier da-
von ab, die Priesterweihe zu vollziehen.

Nach seiner  Rückkehr  von  Macau nach Dili  stellte 
Xavier  seine  Ausbildung  in  den  Dienst  der  Gemein-
schaft und gründete eine Schule für Ostimoresen, die 
im Kolonialsystem nicht für eine Schulausbildung qua-
lifiziert waren. In seiner kürzlich verfassten Hommage 
beschreibt der Premierminister Xanana Gusmão Xavier 
als einen »Lehrer«. Die Schule befand sich in Xaviers 
Haus, in der Nähe des Santa Cruz Friedhofs, und wurde 
später  Stützpunkt der  ASDT, der Vorgängerpartei  der 
FRETILIN. 1968 heiratete Xavier Lucia Osorio Soares, 
die Schwester des Gründers der Partei APODETI, aber 
später trennten sich die beiden und er heiratete nicht 
wieder.

Im Dezember 2003 veranstaltete CAVR eine öffentli-
che Anhörung zum internen Konflikt in Osttimor 1974-
1976. Diese Anhörung war einer der besten Momente 
der Wahrheitskommission. Sie war stark emotional ein-
gefärbt und fand im ehemaligen Gefängnis in Dili statt, 
wo die CAVR ihren Sitz hatte. Ironischerweise wurde 
dieses Gefängnis während der Kämpfe im August/Sep-
tember 1975 von der FRETILIN dazu benutzt, ihre Op-
ponenten von der UDT gefangen zu halten. Xavier und 
alle  noch  lebenden  Anführer  von  1975,  José  Ramos-
Horta, Mari Alkatiri, João Carrascalão, Mario Carras-
calão,  Domingos  de  Oliveira,  Rogerio  Lobato,  Tomas 
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Goncalves, Xanana Gusmão, sowie die aktuellen Füh-
rungspersönlichkeiten der historischen Parteien, sagten 
im Rahmen dieser Veranstaltung aus. Auch legten Op-
fer von Menschenrechtsverletzungen, begangen sowohl 
von UDT als auch FRETILIN, detailliert und anschau-
lich Zeugnis ab. Die Anhörung wurde live im Fernse-
hen und Radio übertragen und danach intensiv in den 
Zeitungen besprochen. Dies war das erste Mal seit je-
ner  schicksalhaften  Zeit,  dass  die  Osttimoresen  die 
Möglichkeit hatten, einen Bericht aus erster Hand über 
die  damaligen Geschehnisse  und  deren  Hintergründe 
zu hören, und zu begreifen, welche verheerende Folgen 
dies für den einfachen Bürger hatte. Vor allen Dingen 
wurden  sie  Zeugen,  wie  überlebende  Führungskräfte 
von FRETILIN und UDT öffentlich Verantwortung für 
ihre Entscheidungen übernahmen.

Zu  Beginn  seiner  Aussage  reflektierte  Xavier  do 

Amaral über seine Entscheidung, sich 1974 gegen die 
APODETI zu stellen, die den Anschluss Osttimors als 
autonome Provinz an Indonesien anstrebte. Er habe, so 
sagte er, Osttimor nicht von einer Kolonialherrschaft in 
die nächste schicken wollen. Was er sagte, gibt in ge-
wissem Maß vielleicht auch eine Antwort auf die Fra-
ge, warum Osttimor immer noch so stark auf die alten 
Widerstandsführer und die Abwicklung der derzeitigen 
UN Mission fixiert ist. »Ich war ein Diener seit der Zeit 
meiner Vorfahren«, so Xavier, »450 Jahre waren wir die 
Diener weißer Ausländer. Nun würde ich vom Diener 
weißer Ausländer zum Diener Indonesiens werden. Es 
erschien  mir,  als  ob  wir  immer  nur  das  Leben  von 
Dienern führen würden, unser ganzes Leben lang, bis 
wir sterben. Also sagte ich: Wenn alle  Menschen der 
Welt von Gott in Freiheit geschaffen werden, gibt er ih-
nen das Recht auf Freiheit, das Recht auf Selbstbestim-

mung, also warum sollte Osttimor für im-
mer Sklave sein? (...) Ich wusste dass viele 
Osttimoresen  ungebildet  waren,  die  Anal-
phabetenrate war sehr hoch. Aber warum 
war sie so hoch? Nicht, weil Osttimoresen 
dumm  waren,  sondern  weil  die  Kolonial-
herren uns nicht die Möglichkeit zu Bildung 
gaben.« 

Dann konnten die Anwesenden der Ver-
anstaltung  von  Xavier  Ausführungen  zu 
zwei lebensentscheidenden Problemstellun-
gen hören, die für ihn damals eine tiefgrei-
fende,  sowohl  moralische,  als  auch politi-
sche Herausforderung darstellten.

Bei der ersten von ihnen handelte es sich 
um die Frage, welches Schicksal die UDT-
Gefangenen  der  FRETILIN  während  des 
Bürgerkrieges ereilte, und insbesondere was 
mit ihnen nach der indonesischen Invasion 
passieren sollte. Dazu müssen wir uns fol-
gendes vor Augen führen: erstens, das Cha-
os, die Panik und das Gefühl des hilflosen 
Ausgeliefertseins, das in Osttimor nach der 
indonesischen Invasion von Land, Luft und 
See  herrschte.  Die  FRETILIN/FALINTIL-
Truppen (FALINTIL: Forças Armadas de Li-
bertação Nacional de Timor Leste,  bewaff-
neter Arm der FRETILIN, d. Red.) waren in 
Folge der Invasion zerstreut und es gab eine 
Führungskrise sowie Kommunikations- und 
Koordinationsschwierigkeiten.  Zweitens, 
dass die UDT der FRETILIN den Krieg er-
klärt hatte, im Namen des Anti-Kommunis-
mus,  und dass davon ausgegangen wurde, 
dass  sie  mit  Indonesien kollaboriert  hatte, 
um  die  FRETILIN  zu  besiegen.  Drittens, 
dass Xavier do Amaral zu der Zeit der Prä-
sident  sowohl der  FRETILIN als  auch der 
jüngst ausgerufenen Demokratischen Repu-
blik Osttimors war. Und viertens, dass sich 
Xavier  zum Zeitpunkt  seiner  Aussage  vor 
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der CAVR sehr wohl bewusst war, wie hoch sensibel 
die  Problematik  der  Tötungen  und  Gewalttaten 
während des Bürgerkriegs auf beiden Seiten war und 
immer noch ist. 

Die  Zuhörer  seiner  unter  Eid  gemachten  Aussage 
konnten  Xaviers  qualvollen  Gewissenskampf  miterle-
ben, als er zum ersten Mal öffentlich versuchte, seinen 
Mitbürgern und -bürgerinnen zu erklären, was damals 
passierte. Zuallererst gab er freigebig zu, dass von Mit-
gliedern  der  FRETILIN  Exekutionen  von  UDTlern 
durchgeführt  wurden.  Dann sagte  er,  wie  auch Mari 
Alkatiri in seiner Anhörung, dass es nicht Politik der 
FRETILIN war, Gefangene zu töten, und dass es für die 
Exekutionen  keine  Anordnungen  einer  höheren  Füh-
rungsebene gegeben habe. Jedoch räumte er ein, dass 
im Angesicht der außergewöhnlichen moralischen und 
logistischen Herausforderungen, die sich ihm und an-
deren  Führungskräften  stellten,  die  Möglichkeit  der 
Exekution von Gefangenen besprochen wurde. Das Di-
lemma war, so erklärte er 
vor der Wahrheitskommis-
sion, dass eine Freilassung 
der  Gefangenen  bedeutet 
hätte, sie würden in indo-
nesische Hände fallen und 
die  Widerstandsbewegung 
gefährden.  Sie  nicht  frei-
zulassen  würde  ebenfalls 
zu einer Gefährdung füh-
ren,  da  die  Gefangenen 
schwach  waren  und  sich 
nur  langsam  fortbewegt-
en,  und  der  Widerstand 
wenig  Medizin,  Nahrung 
und  Transportmittel  für 
die Gefangenen zur Verfü-
gung hatte. Xavier impliz-
ierte, dass er sich auch in 
gewissem Maße für  diese 
Verbrechen  verantwort-
lich fühlte. Er erzählte der 
CAVR:  »Darum  entschie-
den sich einige von ihnen, 
sie zu töten, um diese Be-
drohung durch den Feind 
abzuwenden.  Vielleicht 
war dies eine Meinung die 
allgemein geteilt wurde, mehr oder weniger von Füh-
rungskräften auf allen Ebenen.« Angesichts seines Bil-
dungshintergrundes und mit dem Wissen, dass die Op-
fer  ebenfalls  Osttimoresen  waren,  belasteten  diese 
furchtbaren  Handlungen  diesen  ansonsten  so  sanften 
Mann sicher schwer.

Eine ähnliche Gewissensfrage stellte sich für Xavier 
do Amaral ein paar Monate später, dieses Mal hatte sie 
allerdings ein noch wesentlich größeres Ausmaß. Xa-
vier  diskutierte  mit  Nicolau  Lobato  das  Problem der 
Versorgung  der  Zivilisten,  die  sich  mit  der  Wider-

standsbewegung  in  die  Berge  zurückgezogen  hatten. 
Xavier berichtete der CAVR, was er mit Nicolau in die-
ser Sache besprochen hatte: »Ich denke, das Problem ist 
ein sehr ernstes. Erstens, wissen wir nicht, wann dieser 
Krieg  enden  wird.  Zweitens  sind  unsere  Streitkräfte 
nicht  mit  den  indonesischen  vergleichbar.  Drittens 
müssen wir die Schwierigkeiten bedenken, diese Men-
schen mit Nahrungsmitteln zu versorgen. Viertens sind 
da  unsere  verwundeten  Soldaten,  Frauen,  die  in  der 
Wildnis  Kinder  zur  Welt  bringen,  Waisen,  Menschen 
mit  gebrochenen  Gliedmaßen,  und  wir  haben  keine 
Medikamente. Was können wir tun?« Xavier erzählte, 
dass Nicolau ihn nach seiner Meinung fragte, und er 
ihm daraufhin den Rat gab, die Zivilbevölkerung einer 
Politisierungskampagne  zu  unterziehen  und  sie  sich 
dann den Indonesiern ergeben sollen. So könnte man 
ihr Leben retten und sie könnten auf andere Weise den 
Freiheitskampf unterstützen. Er fügte hinzu, dass er Fo-
tos von dem Leben in Dili unter indonesischer Besat-

zung  gesehen  hatte  und 
davon  ausging,  dass  die 
Indonesier  nicht  einfach 
willkürlich  diejenigen  er-
morden  würden,  die  sich 
ihnen freiwillig ergaben.

Es stellte sich bald her-
aus,  dass  nicht  alle  seine 
Ansicht  teilten.  Das  Ver-
trauen  in  ihn  brach  zu-
sammen  und  am  7.  Sep-
tember 1977 wurde Xavier 
inhaftiert. Anderthalb Mo-
nate lang wurde er in ei-
nem Erdloch festgehalten, 
geschmäht,  gefoltert,  ver-
urteilt.  Andere  wurden 
festgenommen und sagten 
im  Verlauf  ihrer  Verneh-
mung  gegen  ihn  aus.  Er 
berichtete  der  CAVR  wie 
Alarico  (Fernandes)  zu 
ihm sagte: »Sprich, Verrä-
ter!  Sprich,  Verräter!  Sag, 
was  du getan hast.«  Und 
nachdem  er  sich  Alarico 
erklärte, fügte Xavier hin-
zu:  »In der  Zukunft  wird 

die  Geschichte  zeigen,  wer  richtig  und  wer  falsch 
liegt.« Doch noch Schlimmeres sollte auf ihn zukom-
men. Am 14. September 1977 sprach Nicolau Lobato, zu 
der Zeit der Premierminister, in einer Sendung auf Ra-
dio  Maubere  und  bezichtigte  Xavier  im  Namen  des 
Zentralkomitees der FRETILIN des Hochverrats. In ei-
ner bitteren, vernichtenden, 12 Seiten langen, Hetzrede 
betitelte  Nicolau  Xavier  mit  den  schlimmsten  politi-
schen Beleidigungen. Xavier, so wetterte er, sei ein Sa-
boteur, ein Kapitulierer, ein Verräter, Lakai des Imperia-
lismus, Konterrevolutionär, Rassist, ein Obskurant, Feu-
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dalist  und Opportunist.  Des  weiteren beschuldigte  er 
ihn des Aberglaubens, Größenwahns und der Polyga-
mie.  Er  erklärte  Xavier  sei  seiner  Mitgliedschaft  der 
FRETILIN wie auch jeglicher Führungsposition entho-
ben. Interessanterweise warf er Xavier außerdem vor, 
sich für ein UN-Referendum zur Selbstbestimmung ein-
gesetzt zu haben. Nicolau lehnte dies kategorisch ab, da 
es nicht vereinbar war mit der Position des Zentralko-
mitees der FRETILIN, das am 28. November 1975 die 
unilaterale Unabhängigkeit des Demokratischen Staates 
Osttimor erklärt hatte. 

Mit dem Verweis auf die Rede hege ich nicht die Ab-
sicht, Nicolau Lobato, der einen Ehrenplatz im kollekti-
ven  Gedächtnis  Osttimors  einnimmt,  herabzusetzen. 
Vielmehr lädt diese Episode dazu ein, die Gefahren ei-
nes  blinden  Radikalismus  zu  reflektieren,  wie  auch 
über die Klugheit von Xavier do Amarals Strategie, die 
später  so  erfolgreich  von  Xanana  Gusmão  verfolgt 
wurde. Meine Absicht ist es auch, das Gefühl der Pa-
nik, ja, der Hysterie zu veranschaulichen, das die Wi-
derstandsbewegung  damals  befiel:  Konfrontiert  mit 
scheinbar  unüberwindbaren  Hindernissen,  preisgege-
ben von der internationalen Gemeinschaft,  angesichts 
von  Uneinigkeit  und  Zweifeln  in  der  Führungsebene 
sowie  der  sehr  realen Möglichkeit  von Tod und Ver-
nichtung.  Xavier  und  tausende  andere  Osttimoresen 
wurden Opfer dieser fast unvorstellbaren Situation, wie 
auch Nicolau selbst, der Ende Dezember 1978, nur 12 
Monate später, von den indonesischen Streitkräften ge-
stellt und ermordet wurde.

Was passierte mit Xavier? Nachdem er erfolglos ver-
suchte vor dem Vorrücken der indonesischen Armee zu 
fliehen, ergab er sich, und als das indonesische Militär 
realisierte, wer er war, wurde er unter Hausarrest ge-
stellt,  allerdings  nicht  verurteilt  oder  eingesperrt.  Er 
musste in Bali als Diener im Haus von Dading Kalbua-
di arbeiten,  dem Offizier,  der  die Operation  »Seroja« 
(Lotus),  die  Invasion  Osttimors,  befehligt  hatte.  Für 
1.000 Rupiah im Monat versorgte er die 34 Pferde des 
Offiziers.  Er  lehnte  das  Ansuchen  des  indonesischen 
Außenministers  ab,  sich  vor  den  Vereinten  Nationen 
für die Integration auszusprechen, und verbrachte die 
restliche Zeit des Krieges als Diener für Kalbuadi in Ja-
karta.  Dabei  war  er  sich  schmerzlichst  seiner  missli-
chen Lage bewusst, nach seiner Zeit als Diener weißer 
Europäer, nun ein Diener eines Indonesiers zu sein. Un-
ter  Druck der  internationalen Verurteilung  des  Santa 
Cruz Massakers 1991 brachte die indonesische Regie-
rung Xavier dazu,  1992 vor der UN Menschenrechts-
kommission in Genf auszusagen. Ich traf ihn dort bei 
diesem Anlass und erinnere mich an unsere Unbehol-
fenheit im Umgang miteinander und unser beiderseiti-
ges Unbehagen.

Xavier sagte gegenüber CAVR, dass er Anteil nahm 
an denen, die ihm während des Krieges schlimme Din-
ge angetan hatten. »In meinem Herzen vergebe ich ih-
nen vollkommen.« (...) 

Kommen wir nun zu João Viegas Carrascalão, dem 
anderen  großen  Patriarchen,  der  vor  kurzem  seinen 
Winter erlebte, und zu seiner außergewöhnlichen Zeu-
genaussage vor der CAVR zum internen Konflikt. João 
war ein großer, beeindruckender Adliger, sowohl portu-
giesischer als  auch timoresischer  Liurai-Herkunft,  ein 
Mitglied  der  kleinen  timoresischen  Elite,  Führer  der 
UDT, der mit José Ramos-Hortas Schwester Rosa ver-
heiratet war. Während seiner zahlreichen Jahre in Aus-
tralien, lebte er in Sydney und ich traf ihn hin dort und 
wieder, wie auch später,  nach der Unabhängigkeit,  in 
Dili. 

Am 11. August 1975, seinem Geburtstag, startete er 
die von ihm sogenannte »11. August Bewegung«, die 
Timor vom Kommunismus befreien und die indonesi-
sche Invasion verhindern sollte. Leider artete seine In-
itiative recht schnell in einen kurzen, aber grausamen 
Bürgerkrieg  zwischen  UDT  und  FRETILIN  aus  und 
wurde von Teilen der Bevölkerung zum Anlass genom-
men, alte Rechnungen zu begleichen, sowie von Indo-
nesien, um eine militärische Intervention zu rechtferti-
gen.  Der  Bürgerkrieg  führte  zu  über  1.000  Toten,  zu 
zahlreichen Festnahmen, Vertreibungen, Massakern, zu 
Raub und Zerstörung von Eigentum. Bis heute sind die 
Auswirkungen in der osttimoresischen Bevölkerung zu 
spüren.  Ich kenne  Osttimoresen,  die aufgrund dessen,
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was 1975-76 ihren Verwandten angetan wurde, bei den 
Präsidentschaftswahlen  im  April  2012  gegen  Lu’Olo 
Guterres, den FRETILIN-Kandidaten, stimmten.

João Carrascalãos Aussage bei der öffentlichen Anhö-
rung der CAVR war daher gewichtig, um den Bericht 
zu  komplettieren,  und  wurde  natürlich  brennend  er-
wartet. Die Mitglieder der CAVR waren sich der Sensi-
bilität  des  Themas sehr  bewusst  und gaben sich viel 
Mühe, sie angemessen vorzubereiten.  Sie formulierten 
und diskutierten  Zielvorgaben mit  Parteifunktionären 
und organisierten private Treffen zwischen den Kron-
zeugen im Vorfeld der Anhörung. Jedoch, als der Tag 
der Anhörung näher rückte, musste die CAVR zu ihrer 
großen Bestürzung erfahren, dass João sich ins Ausland 
abgesetzt hatte, ohne die CAVR zu informieren oder ein 
Datum seiner Rückkehr anzugeben. Seine Abwesenheit 
drohte  die  Anhörung  zu  sabotieren.  Rannte  er  weg, 
oder war er besorgt über die Reaktion der Öffentlich-
keit? Wie konnte die Anhörung durchgeführt werden, 
wenn nur die FRETILIN ihre Sicht der Geschichte dar-
stellte?

Er wurde schließlich in Perth entdeckt und Präsident 
Xanana Gusmão sprach mit ihm am Telefon. Er konnte 
von ihm schließlich die Zusicherung erlangen, sich für 
die Anhörung in Dili einzufinden. Nach meiner Erinne-
rung erschien  João nicht zum Beginn der viertägigen 
Anhörung, aber zur großen Erleichterung von uns allen 
bei der CAVR kam er dann rechtzeitig zum angesetzten 
Zeitpunkt seiner Zeugenaussage. Dieses war die Aussa-
ge, auf die alle warteten. Das Publikum wuchs auf über 
800 Leute an und ganz Dili stockte der Atem, da sämtli-
che Einwohner, die einen Fernseher oder ein Radio hat-
ten,  ihren  Alltag  unterbrachen,  um einzuschalten.  Es 
war das Nerven zerreibende Warten wert. Eine Welle 
der  Verwunderung und Emotion schwappte  über  das 
Publikum, als João nach den ersten drei Sätzen seiner 
Aussage unter Eid gestand: »Ich möchte damit begin-
nen, zu sagen, dass ich unrecht gegenüber der Gemein-
schaft gehandelt habe. All die UDT-Opfer, die von der 
FRETILIN getötet wurden, sind meine Schuld. All die 
FRETILIN-Opfer,  die  von  der  UDT  getötet  wurden, 
sind meine Schuld. Weil ich die 11. August Bewegung 
initiierte.  Ich  übernehme  dafür  die  volle  Verantwor-
tung. Wenn ihr nach demjenigen sucht, der schuldig ist, 
braucht  ihr  nicht  lange  zu  suchen.  Es  war  meine 
Schuld.  Es  ist  wichtig,  meine Freunde,  wenn ihr  mit 
dem Finger auf jemanden zeigen wollt,  zeigt nur auf 
mich.«

Diese bemerkenswerte Geste spricht für sich selbst. 
Lassen Sie mich nur noch kurz vier Punkte ergänzen: 
Erstens,  die  Anhörung  endete  in  einer  emotionalen 
Gruppenumarmung aller Hauptzeugen, eingeschlossen 

Xavier do Amaral, Mari Alkatiri und João Carrascalão. 
Zweitens, wurde diese Konfrontation mit der Wahrheit, 
wenngleich sie auch nicht vollständig war, wie Xanana 
Gusmão  bemerkte,  dennoch  im Großen  und  Ganzen 
von der Gemeinschaft willkommen geheißen und führ-
te nicht zu Gewalt, weder in Wort noch Tat. Drittens, 
das Post-CAVR Sekretariat veröffentlichte die Aufnah-
me der Anhörung in mehreren Sprachen, um die Be-
deutung gewaltfreier Politikgestaltung in den Fokus zu 
rücken;  und es  veröffentlichte  ebenfalls  das  Foto  der 
Gruppenumarmung, um die Gesellschaft und die politi-
schen Parteien daran zu erinnern, zu welchen Höhen-
flügen Osttimor fähig ist.

Viertens, worauf Hamish McDonald im Sydney Mor-
ning Herald hinwies: João Carrascalão kehrte nach der 
Unabhängigkeit  zurück  nach  Osttimor  und  half  die 
neue Nation aufzubauen, die – obwohl sie kubanische 
Ärzte willkommen hieß – viele seiner ursprünglichen 
Ziele  verwirklicht  hatte,  wie  zum Beispiel  eine  freie 
Wirtschaft,  Schutz  von  Eigentumsrechten  und  eine 
Fortführung der Beziehung zu Portugal, etwa durch die 
Entscheidung  für  Portugiesisch  als  Nationalsprache 
und andere Maßnahmen.

In seiner Schilderung der Anhörung schrieb Adelino 
Gomes,  Portugals  führender  Journalist  für  Osttimor, 
der 1975 dort vor Ort war, in der Tageszeitung Publico: 
»Diese  Anhörung  war,  nach  menschlichen  Gesichts-
punkten, der beste Zeitpunkt der osttimoresischen Ge-
schichte,  dem ich  beiwohnen  durfte.«  Er  beschwerte 
sich  weiterhin  über  die  spärliche  internationale  Me-
dienberichterstattung  und  bemerkte  dann,  »dass  die 
ganze  Welt  wieder  einmal  abgelenkt  war,  als  ihr  die 
Osttimoresen  eine  Lektion  in  Sachen  Menschlichkeit 
erteilten.« 

Ich kann mir keinen schöneren Tribut an João Carras-
calão und Xavier do Amaral vorstellen, als die Erinne-
rung an diese Anhörung. ◆

Übersetzt aus dem Englischen von Mira Stobbe. 
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Neue Bücher zu Osttimor
von Henri Myrttinen

ünktlich  zum 10.  Jahrestag  der  Unabhängigkeit 
Osttimors erschien eine Reihe neuer Bücher zu 
dem  Land,  vor  allem  zu  den  problematischen 

Jahren von 1999-2008. Die vier hier besprochenen Bü-
cher –  »Diplomat in Osttimor« von Christian Rosch-
mann (Regiospectra Verlag, 2012), »At the Scene of the  
Crime« von Pat Walsh (Mosaic Press, 2011),  »Networ-
ked Governance of Freedom and Tyranny – Peace in Ti-
mor-Leste« von John Braithwaite, Hilary Chatsworth, 
Adérito Soares (ANU ePress,  2012)  und  »Competitive 
Nation-Building  Timor-Leste« von André  Borgerhoff, 
(Regiospectra Verlag, 2012) – packen diese problemati-
schen ersten Jahre sowohl stilistisch als auch inhaltlich 
sehr unterschiedlich an. In beeindruckender Weise er-
geben sie zusammengenommen ein vielschichtiges Bild 
von der Komplexität der Lage in Osttimor.

Diplomat in Osttimor 

Von den vier Büchern ist Christian Roschmanns »Di-
plomat in Osttimor« der leichteste Einstieg in die Ma-
terie. Das Buch ist flott geschrieben, leicht verständlich, 
sehr gut lesbar, und in einem Ton gehalten, bei dem die 

LeserIn  gleich  das 
Gefühl hat, mit bei 
einem  der  mehr-
mals  beschrieben-
en  »Abendessen 
bei  hervorragen-
dem  portugiesi-
schem Wein« dabei 
gewesen  zu  sein. 
Das Land und seine 
Leute  werden  sehr 
kompakt  darge-
stellt, wie auch das 
Leben  ausländi-
scher  ExpertInnen 
in Dili. Diese relati-
ve  Leichtigkeit 
stellt  jedoch  glei-
chermaßen  eine 
Stärke  wie  auch 

eine Schwäche dar.  Themen, die in den anderen drei 
Büchern  leicht  dutzende  Seiten  oder  gar  das  ganze 
Buch füllen, werden mit einigen Sätzen quittiert. Auch 
erinnert der Erzählton zuweilen an den Stil vergange-
ner Jahrhunderte. 

Der erste Teil des Buches konzentriert sich vor allem 
auf die Krise 2006. Die politisch-gesellschaftliche Ana-
lyse dieser  komplexen Situation geht leider nicht sehr 
in die Tiefe. Dabei hatte der Autor durch seine Position 
im Außenministerium Zugang zu vielen der zentralen 
Akteure dieses blutigen Dramas,  deren Stimmen aber 
nicht richtig zu Wort kommen. Auch werden vereinfa-
chende Erklärungen nicht hinterfragt, sondern die ver-
meintlich Schuldigen sind schnell benannt. 

Der zweite Teil des Buches war für mich der inter-
essantere. Nach den dramatischen Ereignissen von 2006 
geht es darin hier um die Mühen der Ebene am Beispiel 
der Arbeit im Außenministerium. Dort muss der Autor 
zusammen mit  seinen KollegInnen mit  verschiedenen 
Groß-,  Mittel,  und  Kleinmächten  und  deren  Macht-
spielchen klar kommen. Diese Episoden sind, wie auch 
der erste Teil des Buches, gut lesbar und leicht nach-
vollziehbar  geschrieben.  In  weiteren Kapiteln  werden 
die  Beziehungen  Osttimors  zu  verschiedenen  Staaten 
umschrieben und durch Anekdoten aus der Praxis mit 
Leben gefüllt.     

Insgesamt ist das Buch ein guter, einfacher Einstieg 
in die jüngste Geschichte Osttimors und gibt der Lese-
rIn auch einen anschaulichen Einblick in den Alltag der 
ausländischen Malaes  im Lande. Für eine tiefere Ana-
lyse des steinigen, ersten Jahrzehntes der Unabhängig-
keit des Landes lohnt es sich aber auch andere Quellen 
heranzuziehen.

At The Scene of The Crime

Dieses Buch von Pat Walsh ist  wie das von Rosch-
mann teils Sachbuch, teils  persönliche Erinnerung an 
Osttimor. Walsh wurde vor allem über seine Arbeit in 
der  osttimoresischen Wahrheitskommission CAVR so-
wie in zivilgesellschaftlichen Organisationen bekannt. 
Er setzt sich seit Jahrzehnten für Menschenrechte und 
die Aufarbeitung der Vergangenheit in Osttimor ein.
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Die  Aufarbeitung  der  gewalttätigen Geschichte  des 
Landes  und  deren  Auswirkungen  auf  die  Gegenwart 
sind zentrale Themen seines Buches. Leider kommt es 
dabei jedoch in einigen Kapiteln teilweise zu Dopplun-
gen, wenn zum Beispiel die Arbeit der CAVR mehrmals 
aufs Neue dargestellt wird.

Die  Struktur  des 
Buches  ist  etwas 
ungewöhnlich – es 
ist eine eher eklek-
tische  Mischung 
aus Reden, wissen-
schaftlichen  Be-
richten,  Leserbrie-
fen,  Stellungnah-
men,  Vorträgen, 
persönlichen Anek-
doten und Gedich-
ten  des  Autors. 
Diese  sind,  bis  auf 
die  Gedichte,  in 
chronologischer 
Reihenfolge  von 
1999  bis  2010  an-
einander  gereiht. 
Während mir diese 
Mischung  gefallen 

hat, kann es gut sein dass sich die ein oder andere Lese-
rIn  von  dieser  gewöhnungsbedürftigen  Struktur  eher 
gestört fühlen wird. Dieses Risiko ist besonders groß an 
Stellen, wo der Zusammenhang zwischen den verschie-
denen Beiträgen etwas willkürlich erscheint.  Ein Bei-
spiel hierfür ist der abrupte Sprung von der Liste der 
Gründungsmitglieder des ersten Tennisclubs von Ostti-
mor hin zum Schicksal von Binnenflüchtlingen. Ande-
rerseits lockern diese Stilsprünge den Text auf und spie-
geln auch das Leben in der Post-Konfliktära Osttimors 
wider,  wo  die  Welt  der  Tennisclubs  mit  denen  der 
Flüchtlingslager koexisitierte und man sich täglich auf's 
Neue orientieren musste. 

Das  Buch setzt  ein  gewisses  Maß an Grundwissen 
über Osttimor voraus, besonders um die verschiedenen 
Texte in ihrem spezifischen zeitlichen und politischen 
Rahmen zu verorten. Anders als bei den anderen drei 
hier  besprochenen  Publikationen  gibt  es  in  diesem 
Buch keine Einführung in die Geschichte, Kultur oder 
Gesellschaft des Landes. Auch werden Personen nicht 
immer vorgestellt – es wird angenommen, dass die Le-
serIn diese bereits kennt.

Was in allen Texten durchscheint ist das oft subtile 
aber  beständige  Engagement  von  Pat  Walsh  für  die 
Menschen und die Menschenrechte in Osttimor und in 
Indonesien. Walsh ist meist ein Mann der leisen, empa-
thischen  und  beharrlichen  Töne.  Nur  in  einem  Text 
wird er »lauter«. Bezeichnenderweise mahnt er darin 
seine MitstreiterInnen an, dass man bei der Suche nach 
Gerechtigkeit  für  die  Opfer  der  indonesischen Besat-
zungszeit  nicht  auf  pauschalisierende,  latent  rassisti-

sche Formulierungen zurückgreifen sollte, in denen Tä-
terschaft mit einer ethnischen Gruppe (in diesem Falle: 
Javanesen) gleichgesetzt werden. 

Das Resultat ist ein vielschichtiges, oft sehr persönli-
ches Buch in dem auch eine gewisse Spiritualität prä-
sent ist  – eine Spiritualität welche auf einem Glauben 
an Gerechtigkeit und Menschlichkeit basiert.   

Networked Governance

In Australien, und in starkem Maße auf die Zusam-
menarbeit mit Pat Walsh aufbauend, ist das umfangrei-
che Buch »Networked Governance of Freedom and Ty-
ranny – Peace in Timor-Leste«  von John Braithwaite, 
Hilary Chatsworth und Adérito Soares erschienen. Das 
beindruckende Buch ist  Teil eines 20-jährigen (!)  Pro-
jektes der  Australian National University über lokale 
Friedensarbeit in Südostasien und im Südpazifik. Das 
Buch ist  eine kritische und äußerst  willkommene Er-
gänzung zu den bisher  erschienenen Sachbüchern zu 
Osttimor nach der Unabhängigkeit – ein Werk, an dem 
sich andere messen lassen müssen. 

Neben einer detaillierten Übersicht der jüngeren Ge-
schichte Osttimors welche den ersten Teil des Buches 
ausmacht, konzentrieren sich die AutorInnen auf ver-
schiedene  Aspekte  der  Unabhängigkeitsjahre.  Diese 
sind die Regierungsführung, die Sicherheitslage, die Su-
che nach Gerechtigkeit für die Opfer von Gewalt, die 
sozio-ökonomische  Entwicklung  des  Landes  und  die 
Rolle von Frauen. Im Gegensatz zu vielen anderen Pu-
blikationen zu Osttimor seit der Unabhängigkeit stellen 
Braithwaite et al. die Schwierigkeiten und Krisen des 
Landes  nicht  vereinfacht  als  die  Verfehlungen  einer 
Partei,  als  unausweichliches Resultat  von Armut und 
schlechter  Regierungsführung  oder  als  atavistischen 
Rückfall in Tribalismus dar. Stattdessen geht das Buch 
auf viele der Komplexitäten, Paradoxa und Ambivalen-
zen der Lage ein, ohne einseitig Schuld zuzuweisen.   

Der Leitgedanke bei Braithwaite et al. ist die einzelne 
und  kollektive  Freiheit  und  wie  diese  über  flexible 
Netzwerke  erreicht  werden  kann  –  aber  auch  wie 

schnell in und über 
diese  Netzwerke 
Freiheit  in  Tyran-
nei  umkippen 
kann. Die AutorIn-
nen  sparen  hier 
nicht  an  Kritik, 
welche  sich  gegen 
in-  und  ausländi-
sche  Akteure  rich-
tet,  welche  den 
Machterhalt  bzw. 
-zugewinn über die 
Verteidigung  und 
Ausweitung  demo-
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kratischer   Freiheiten stellen. Diese Kritik wird trotz 
ihrer Stringenz nie abwertend vorgebracht, sondern mit 
viel Offenheit, Fairness, Empathie und Verständnis für 
die Beweggründe der verschiedenen Akteure. Ein sehr 
tief gehendes, umfangreiches, fundiertes und sehr les-
bares Buch. 

Die AutorInnen flechten viele persönliche Noten ein, 
unter anderem Eingeständnisse eigener Fehler, was bei 
akademischen Texten eher selten der Fall ist. Durch die 
Mitautorenschaft von Adérito Soares, dem derzeitigen 
Leiter  der  Anti-Korruptionskommission  KAK,  ist  in 
dem Buch eine osttimoresische Stimme zu vernehmen, 
was in der akademischen Welt bezüglich Osttimor lei-
der ebenfalls immer noch eine Ausnahme ist. 

Eine weitere Besonderheit des Buches – und des ge-
samten Forschungsprojektes – ist, dass der Freiheitsge-
danke auch in der Verlagspraxis umgesetzt wird. An-
ders  als  die  meisten  Universitätsverlage  (von  den 
großen Wissenschaftsverlagen ganz zu schweigen) bie-
tet die ANU ePress das Buch als Gratisdownload im In-
ternet an, wodurch es auch in Osttimor selber erhält-
lich gemacht wird. 

Competitive Nation-Building

Das vierte  Buch zu Osttimor kommt wie auch das 
von Roschmann aus dem jungen, dynamischen Berliner 
Regiospectra Verlag, der inzwischen fast eine Monopol-
stellung in punkto neuer deutschsprachiger Veröffentli-
chungen zu dem Land hat. Wie Braithwaite et.al. fokus-
siert sich der Autor André Borgerhoff auf die inheren-
ten Konflikte  im neu-unabhängigen  Osttimor.  Er  be-
nutzt vor allem verschiedene dualistische (im Buch et-
was irritierend als »bipolar« bezeichnete) Gegensätze: 
»insiders/outsiders«,  alt/jung,  Stadt/Land,  portugie-
sisch-sprachig/oder nicht usw. Diese Bipolaritäten sind 
sowohl im alltäglichen als auch im politischen Diskurs 
Osttimors sehr gängig. Wie ernst diese diskursiven, di-

chotomischen 
Trennlinien  ge-
nommen  werden 
und welches explo-
sive  Potential  sie 
haben,  zeigte  sich 
erst neulich wieder 
nach  den  Parla-
mentswahlen,  als 
vermeintliche  anti-
Fretilin-Rhetorik 
als  Rechtfertigung 
für  physische  Ge-
waltakte  durch 
Fretilin-Anhänger 
herhalten  musste 
(siehe S. 27).  

Neben dem Dualismus spielt die komplizierte Sprach-
politik des Landes,  von Borgerhoff  als  »Tetralemma« 
bezeichnet, eine zentrale Rolle bei der Analyse der Un-
abhängigkeitsjahre.  Die  umfangreiche  Diskussion  des 
Themas nimmt fast die Hälfte des Buches ein. Die Ana-
lyse des Tetralemmas dient dem Autor dazu, verschie-
dene dichotomische Konfliktlinien der osttimoresischen 
Gesellschaft und Geschichte zu beleuchten. Die Breite 
der verschiedenen Themen, die über den Sprachdiskurs 
besprochen werden, ist immens – von einzelnen Bio-
graphien und Anekdoten,  bis  hin zur regionalen Au-
ßen- und Wirtschaftspolitik.

Auch wenn das Buch gut lesbar und verständlich ge-
schrieben ist, kann die Komplexität der überlappenden 
Konflikte und Themen für NeueinsteigerInnen in Sa-
chen Osttimor leicht verwirrend sein. Hilfreiche Orien-
tierung  geben  hier  die  umfangreichen  Anhänge.  Der 
Inhalt wird durch die großzügige Verwendung von  er-
klärenden Textkästen sowohl mit Geschichten aus dem 
Forschungsalltag, als auch jeweils zum Thema passen-
den »In Focus« Beiträgen aufgelockert. ♦
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Weitere Publikationen zu Osttimor und 
Indonesien finden sie unter:

www.watchindonesia.org/books.htm



Angesagt - aus der Arbeit von 
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Kultur, Identität und Politik in Indonesien

  Große Resonanz fand der Vortrag von Alex Flor an 
der  Universität  Bonn am 25.  April  2012.  Der  Vortrag 
gliederte sich ausgehend von der Kolonialzeit entspre-
chend der politisch-historischen Entwicklung Indonesi-
ens. Flor verdeutlichte, wie schwer es einem Staat fällt, 
zu einer eigenen Identität zu finden, wenn sein Territo-
rium und die Bevölkerungszusammensetzung nicht his-
torisch gewachsen sind, sondern bis heute die einstige 
Fremdbestimmung  widerspiegeln.  Präsident  Sukarno 
versuchte  sich  mit  teilweise  verwegenen  Mitteln  im 
»nation building«. Nachfolger Suharto sah die Bildung 
einer gemeinsamen Nation als vollendet an und verord-
nete mit diktatorischen Maßnahmen eine Einheit, die 
in Wirklichkeit noch nicht existierte. Die zwangsweise 
verdeckten  Brüche  traten  nach  Suhartos  Rücktritt  in 
umso  stärkerem  Ausmaße  zu  Tage.  Offene,  bürger-
kriegsähnliche  Auseinandersetzungen  in  bestimmten 
Regionen, die zu Beginn der Reformära das Bild präg-
ten, scheinen einstweilen überwunden zu sein. Gleich-
wohl  verschärfen sich Konflikte,  die  auf  eine  zuneh-
mend an religiösen Moralvorstellungen orientierte Ge-
sellschaft in ganz Indonesien zu resultieren scheinen. 
 Das  Manuskript  des  Vortrages  kann  beim  Autor 
(flor@watchindonesia.org) angefordert werden.

Menschenrechte – immer noch eine Aufgabe 
für die Kirche!

Mit  der  Absicht  die  Menschenrechtsarbeit  der  ver-
schiedenen Werke der evangelischen Kirche stärker zu 
bündeln, wurde von der EKD,  Brot für die Welt, dem 
Diakonischen Werk und der VEM die  Plattform Men-
schenrechte gegründet.  Eine  hochkarätig  besetzte  Ta-
gung  im  Haus  Villigst  in  Schwerte  am  26./27.  April 
stellte die Auftaktveranstaltung der Plattform dar. Von 
Watch  Indonesia! waren zwei  VertreterInnen eingela-
den. Gemeinsam mit Sonja Parera-Hummel (VEM) gab 
Alex Flor den Input zum Workshop »Religionsfreiheit 
am Beispiel Indonesien«. Anhand der aus unterschied-
lichen Perspektiven eingebrachten Beispiele ergab sich 
große Übereinstimmung darüber, dass insbesondere re-

ligiöse  Minderheiten,  Atheisten,  aber auch christliche 
Kirchen zunehmend unter Druck geraten und häufig zu 
Opfern  von  Menschenrechtsverletzungen  werden. 
Übereinstimmung bestand aber auch dahingehend, dass 
sich  ein  zunehmender  Fundamentalismus  keineswegs 
auf den Islam beschränkt. Diskutiert wurde folglich u.a. 
darüber, ob Religion grundsätzlich als Problem anzuse-
hen sei  oder nicht auch Chancen und Potenziale  zur 
Überwindung von Konflikten beinhaltet.  

In den Workshop »wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte« (WSK) führte Dr. Martin Quack von Brot 
für die Welt mit einer Übersicht über Handlungsstränge 
kirchlicher  Organisationen  ein.  Marianne  Klute  von 
Watch Indonesia!,  die  zugleich  das  West-Papua-Netz-
werk vertrat, zeigte anhand von Karten, Fotos und Da-
ten die aktuelle  Bedrohung der WSK-Rechte  am Bei-
spiel Papuas auf. Basierend auf den beiden Einstiegsre-
feraten entwickelten die TeilnehmerInnen ein Mapping 
der Verletzung von WSK-Menschenrechten. Speziell die 
Landrechtsproblematik durch die zunehmende Ausbeu-
tung der Naturressourcen kristallisierte sich in der Dis-
kussion als drängendstes Problem heraus, der sich ver-
antwortungsvolle kirchliche Entwicklungsarbeit stellen 
muss. Ergebnis des Workshops waren Empfehlungen an 
die kirchliche Arbeit.

»Social  Problems  and  Human  Rights  in 
Papua«

Die  Indonesische  Gesellschaft  für  die  Glaubensfrei-
heit  in Berlin veranstaltete am  29. Mai eine Podiums-
diskussion mit Vertretern des Volksvertretungsrates der 
Papua (Majelis Rakyat Papua, MRP). Zielpublikum war 
die  in  Berlin  lebende indonesische Gemeinschaft,  die 
sich mit dem Thema Papua oftmals noch schwer tut. 
Die gesamte Veranstaltung fand daher in indonesischer 
Sprache statt. Als Vertreter von  Watch Indonesia! war 
Alex Flor als Diskutant aufs Podium geladen. Warum 
auch  immer  konnten  oder  wollten  die  Podiumsgäste 
aus Papua zu den angesprochenen Themen jedoch nicht 
ernsthaft Stellung nehmen. Sie reagierten ausweichend 
oder redeten schlicht am Thema vorbei. Viele Besuche-
rInnen zeigten sich enttäuscht.
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Veranstaltungen bei Watch Indonesia!

Am 21. Mai war Itan Kussaritano von der Umweltor-
ganisation  Mitra Lingkungan Hidup Kalimantan Ten-
gah bei uns zu Gast. Itan kam auf Einladung von Urge-
wald nach Deutschland, um auf die enormen Schäden 
durch den  Kohlebergbau in Kalimantan aufmerksam 
zu machen. Zusammen mit  Urgewald setzt er sich ge-
genüber Finanzinstituten wie Commerzbank und  Alli-
anz Versicherung dafür ein, dass diese mit gutem Bei-
spiel vorangehen und ihre Anleihen und Aktien an dem 
Bergbauunternehmen  BHP  Billiton abstoßen,  denn 
»mit ihrer Unterstützung ermöglichen sie die Umwelt-
zerstörung«, sagte Itan. 

Umweltschäden,  Vertreibungen,  soziale  Umwälzun-
gen und Landrechtsprobleme in Kalimantan seien im 
Vergleich zur  Palmölproblematik  oder  der  Gold-  und 
Kupfermine  Freeport in Papua noch unzureichend do-
kumentiert und beachtet. »Wir stehen hier erst am An-
fang, und wir reden über Minen, über die in Indonesien 
nicht öffentlich geredet werden darf. Viele Konzessio-
nen für Palmölplantagen überlappen sich mit Konzes-
sionen zum Kohlebergbau. Wir treffen auf die immer 
gleichen, mächtigen Konzerne.«

Mit 20 Gästen gut besucht war unsere Filmveranstal-
tung »The Women and the Generals« (Maj Wechsel-
man, Schweden, 2011) am 29. Mai. Der bewegende Film 
gibt den Opfern der Suharto-Diktatur eine Stimme und 
ein Gesicht. Er führt in ein Altersheim der besonderen 
Art in Jakarta. Hier leben 22 Frauen, die zusammen ge-
rechnet 211 Jahre im Gefängnis verbracht haben – alle 
ohne Gerichtsverfahren. Die Frauen stehen stellvertre-
tend für Hunderttausende vermeintlicher und tatsächli-
cher Kommunisten, die zwischen 1965 und 1968 inhaf-
tiert wurden. 

Anett  Keller,  die die  Bewohnerinnen des »65er Al-
tersheimes«  porträtierte,  berichtete  im  Anschluss  an 
den Film über aktuelle Entwicklungen bzgl. des Unter-
suchungsberichtes  der  Nationalen  Menschenrechts-
kommission  (Komnas HAM) und eine in Aussicht ge-
stellte Entschuldigung des Präsidenten (s. S. 8 in diesem 
Heft). Von einem innergesellschaftlichen Aussöhnungs-
prozess  ist  Indonesien  noch  weit  entfernt  und  es 
braucht noch viele Schritte, um diese dunkle Periode zu 
enttabuisieren.  Dazu  ist  es  nach  wie  vor  notwendig, 
auch international mehr Öffentlichkeit für das Thema 
zu schaffen.

Am 2. Juli  besuchte uns Bosman Batubara von der 
NGO Lafadl, die sich um die Opfer des von der Berg-
baufirma  Lapindo ausgelösten  »Schlammvulkans« in 
Ostjava  kümmert  und  berichtete  über  aktuelle  Ent-
wicklungen und Hintergründe des Falles.

Teilnahme an Veranstaltungen 

Am  10.  Mai  besuchten  wir  die  Veranstaltung  des 
Deutschen  Instituts  für  Menschenrechte »Ein  um-
kämpftes  Menschenrecht:  Die  Religionsfreiheit  im 
Kontext der Vereinten Nationen«  mit Prof. Dr. Hei-
ner Bielefeldt, UN-Sonderberichterstatter für Religions- 
und Weltanschauungsfreiheit.  Prägnant brachte Biele-
feldt die Probleme der Religionsfreiheit und die aktuel-
len Eskalationen in Indonesien auf den Punkt. Indone-
sien stehe ganz oben auf der Liste der Länder, denen er 
einen Besuch abstatten möchte. Dazu benötige er aller-
dings  eine  Einladung  der  Regierung  von  Indonesien, 
die ihm bislang nicht erteilt wurde.   

In vielen Ländern ist die Zivilgesellschaft ein wichti-
ger Akteur für Demokratisierungs- und Veränderungs-
prozesse  geworden.  Gleichfalls  sieht  sie  sich  in  einer 
Reihe von Staaten zunehmend Einschränkungen bis hin 
zu Kriminalisierung ausgesetzt, heißt es im Positions-
papier der Fachgruppe Zivilgesellschaft der  Gemeinsa-
men Konferenz Kirche und Entwicklung (GKKE). Die 
Fachgruppe hatte am 12. und 13. Juni in Berlin zur Ta-
gung  »Handlungsräume  werden  der  Zivilgesell-
schaft  nicht  geschenkt:  Strategien  zu  ihrer  Stär-
kung« geladen, um mit Fachpublikum ihre Handlungs-
empfehlungen zu diskutieren. Monika Schlicher betei-
ligte sich an der Arbeitsgruppe zum Schutz von  Men-
schenrechtsverteidigern.

Alex Flor besuchte am 13. Juni den Asien-Kongress 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion im Deutschen Bun-
destag  unter  dem  Titel  »Asiens  neue  Gestaltungs-
mächte – Werte, Wirtschaft, Weltordnung«, auf dem 
Experten aus Politik, Wirtschaft und Medien ein Kon-
zeptpapier  zur  neuen Asienstrategie  der  Fraktion zur 
Diskussion vorgestellt wurde. Prominenter Gastredner 
auf  der  Veranstaltung  war  Bundesaußenminister  Dr. 
Guido Westerwelle. 

Das  Mauerpark Institut Berlin e.V.  lud am 13. Juni 
ein zum Vortrag  »Transnationale Solidarität aus der 
Sicht  indonesischer sozialer  Bewegungen und Ge-
werkschaften« von Anwar ›Sastro‹ Ma’ruf, Vorsitzen-
der der Working People’s Association, Indonesien. Alex 
Flor folgte der Einladung und traf sich am folgenden 
Tag zusammen mit weiteren Mitgliedern von Watch In-
donesia!  mit Sastro zu einem vertiefenden Gespräch. ♦
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http://veranstaltungen.cducsu.de/veranstaltungen/
asiens-neue-gestaltungsmaechte-werte-wirtschaft-
weltordnung
http://www.asienhaus.de/public/archiv/2012-
Hansen_CDUCSU-Asienstrategie.pdf
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